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Der Bürgermeister, setzt auf 
das Prinzip Verantwortung 
in der Krise. Dazu passt ein 
Satz des Staatsrechtlers Oli-
ver Lepsius: „Jetzt kommt die 
Zeit des Umstellens vom prä-
ventiven Verbot mit Erlaub-
nisvorbehalt auf Verhaltens-
gebote, die auf Vertrauen 
und Vernunft gründen“. S. 15
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KPV-Positionspapier:

Corona bekämpfen,  
Kommunalpolitik stärken

„Bayern hält in diesen Krisenzeiten zusammen und unse-
re starken Kommunen spielen dabei eine ganz entschei-
dende Rolle“, betont KPV-Landesvorsitzender, Landrat 
Stefan Rößle. Damit die Kommunen dauerhaft leistungs-
fähig bleiben, was zur Überwindung der Auswirkungen 
der Corona-Krise eine Grundvoraussetzung sein wird, und 
die strukturelle, wirtschaftliche und gesellschaftliche La-
ge stabil bleibt, müssen aus Sicht der KPV jedoch einige 
Punkte und Maßnahmen noch stärker berücksichtigt wer-
den. 

So sieht das Positionspapier 
zunächst vor, die regionale Ge-
sundheitsversorgung zu schüt-
zen. Die Corona-Krise zeige, 
dass die regionalen Kranken-
hausstrukturen sowie eine flä-
chendeckende ärztliche Versor-
gung gerade in diesen Zeiten 
von enormer Wichtigkeit sind. 
Die regionale Gesundheitsver-
sorgung habe sich in der Krise 
bewährt und müsse langfristig 
vor weiteren Zentralisierungs-
tendenzen geschützt werden.  

Kommunale  
Handlungsfähigkeit

Auch muss die finanzielle 
Handlungsfähigkeit der Kom-
munen weiterhin und langfris-
tig gewährleistet sein. Fehlen-

de Einnahmen, gesteigerte Kos-
ten sowie Einbrüche bei der Ge-
werbe- und Einkommensteuer 
werden künftig zu einer deutli-
chen Mehrbelastung aller kom-

Der Einkauf regionaler Produk-
te stärke die Wirtschaftskreis-
läufe vor Ort sowie die heimi-
sche Landwirtschaft und Umwelt 
vor unnötigen Belastungen. „Die 
Corona-Krise hat gezeigt: Lan-
ge Transportwege für die Ver-
sorgung der Bevölkerung und die 
Produktion von medizinischen 
Erzeugnissen sind störanfällig. 
Regionale Wirtschaftskreisläu- 
fe gewährleisten unsere Hand- 
lungsfähigkeit in der Krisenzeit. 
Dieses Ziel gilt es insbesonde-
re bei medizinischen und sicher-
heitsrelevanten Produkten sowie 
bei der Versorgung mit Lebens-
mitteln in Zukunft umzusetzen.“

Gesundheitsschutz  
ernst nehmen

„Gesundheitsschutz der Be-
völkerung und Öffnung der Un-
ternehmen sind vereinbar“, 
heißt es weiter. „Die Unterneh-
men haben bewiesen, dass sie 
den Gesundheitsschutz ernst 
nehmen und Hygienemaßnah-
men umsetzen.“ Eine flächen-
deckende Öffnung auch für den 
Einzelhandel mit über 800 qm 
sei ebenso von zentraler Bedeu-
tung für die Sicherung der Wirt-
schaftskraft, wie eine schrittwei-
se Öffnung von Hotellerie und 
Gastronomie. 

„Das veränderte Mobilitäts-
verhalten in der Corona-Krise 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerisches Kabinett:

Unterstützung 
in der Krise

Mit einer halben Milliarde Euro unterstützt die Staats-
regierung soziale und kulturelle Einrichtungen, Vereine 
und Künstler in der Corona-Krise. Für Kommunen sollen 
die vorzeitige Überweisung von Mitteln aus dem Finanz-
ausgleich sowie haushaltsrechtliche Maßnahmen des In-
nenministeriums als finanzielle Hilfe ausreichen. Liqui-
ditätshilfen sowie ein Stufenplan soll die Krankenhäuser 
entlasten. 

Der Freistaat Bayern hilft im 
sozialen und kulturellen Bereich 
mit einem Volumen von rund 
500 Millionen Euro in Bayern. 
Die Hilfsmittel sollen in folgen-
den Bereichen die Folgen der 
Corona-Krise abfedern: in Ein-
richtungen der stationären Ver-
sorgung, in den Kommunen, 
Kunst und Kultur, in sozialen 
Einrichtungen und dem organi-
sierten Sport. Der Bayerischen 
Staatsregierung sei bewusst, 
dass die Kommunen ebenso 
wie der Freistaat aufgrund der 
Corona-Krise im weiteren Ver-
lauf des Jahres erheblich we-
niger Steuern einnehmen wer-
den, wie es im aktuellen Bericht 
des Ministerrats heißt. Die kon-
kreten Auswirkungen der Coro-
na-Pandemie auf die kommu-
nalen Steuereinnahmen können 
derzeit jedoch noch nicht solide 
abgeschätzt werden. Erste An-
haltspunkte für die Auswirkun-
gen im Gesamtjahr könnte erst 
die nächste Steuerschätzung im 
Mai 2020 ergeben. 

Hilfen durch Finanzausgleich

Der Freistaat bezeichnet sich 
in der Krise „als verlässlicher 
Partner an der Seite seiner Kom-
munen“ und verweist auf den 
kommunalen Finanzausgleich 
2020. Er sei „eine echte Stüt-
ze für die bayerischen Kom-
munen“. Mit einem Rekord-
volumen von über zehn Milli-
arden Euro sei er von den ak-
tuellen Entwicklungen im Jahr 
2020 grundsätzlich nicht be-
troffen. Bayerns Gemeinden 
befinden sich in vergleichswei-
ser komfortabler Lage, weil sie 
im Schnitt weitaus weniger ver-
schuldet sind, als Gemeinden 
in anderen Bundesländern. Da-
her könnten Einnahmeausfälle 
zunächst durch Rücklagen oder 

kurzfristige Kredite ausgegli-
chen werden.  Um die Liquidität 
der Kommunen in den nächsten 
Monaten kurzfristig zu stärken, 
werden jedoch bei Schlüssel-
zuweisungen, Finanzzuweisun-
gen und Investitionspauschalen 
die festgelegten Auszahlungs-
zeitpunkte innerhalb des Jah-
res 2020 im Gesamtumfang von 
zwei Milliarden Euro stufenwei-
se vorgezogen.

Abstimmung im Mai

Der entsprechende Verord-
nungsentwurf des Finanzminis-
teriums soll nach Abstimmung 
mit den kommunalen Spitzen-
verbänden in Kraft gesetzt wer-
den. Ein Termin mit Minister-
präsident Markus Söder sei da-
her geplant, doch dazu müsse 
man zunächst mit verlässlichen 

Zahlen aufwarten, die im Mai 
2020 zur Verfügung stehen. Ins-
besondere schauen die Gemein-
den auf die Sozialausgaben der 
Landkreise und erwarten des-
wegen höhere Zahlungen zur 
Kreisumlage im kommenden 
Jahr. Zudem wurden von Seiten 
des Innenministeriums haus-
haltsrechtliche Maßnahmen ge-
troffen, um die Zahlungsfähig-
keit der bayerischen Kommunen 
sicherzustellen. Dazu gehört ins-
besondere eine Lockerung der 
Regelungen für Kassenkredi-
te. Die Landtags-Grünen hatten 
gefordert, aus den 20 Milliar-
den Euro Hilfsmaßnahmen eine  
 (Fortsetzung auf Seite 4) 

Ministerpräsident Dr. Markus 
Söder: Kommunikation in Coro-
na-Zeiten. Bild:Bayerische Staatskanzlei

Landrat Stefan Rößle.  r

Bayerischer Städtetag zur Corona-Pandemie:

Belastungsprobe für Kommunen
„Nach Hilfspaketen für Unternehmen muss an einen Ret-
tungsschirm für Kommunen gedacht werden, der noch in 
diesem Jahr greift.“ Darauf hat der Vorsitzende des Baye-
rischen Städtetags, Oberbürgermeister Dr. Kurt Gribl, hin-
gewiesen. Bürger und Wirtschaft seien auf handlungsfä-
hige Kommunen mit einer leistungsfähigen kommunalen 
Daseinsvorsorge angewiesen.

Bund, Freistaat und Kom-
munen halten Gribl zufolge im 
Schulterschluss zusammen. Sie 
lindern gemeinsam in einem 
enormen Kraftakt die Folgen 
der Corona-Pandemie. Als ers-
tes gehe es um Leib und Leben, 
um den Schutz von Menschen. 
Städte, Gemeinden, Landkrei-
se und Bezirke betrieben Krisen-
management für die Aufrecht-
erhaltung der Infrastruktur mit 
einer funktionstüchtigen Ver-
waltung, mit Feuerwehren, Ka-
tastrophenschutz, Krankenhäu-
sern, Rettungsdiensten, Pfle-
geeinrichtungen, Abwasser-
beseitigung, Müllabfuhr und 
Nahverkehr. Kommunen leiste-
ten damit einen wesentlichen 
Beitrag, um das Land am Laufen 
zu halten, um Hilfe- und Schutz-
bedürftige zu versorgen, die 
Notbetreuung sicherzustellen 
und soziale Transferleistungen 
auszuzahlen. 

Hilfspakete

Freistaat und Bund gingen mit 
Hilfspaketen für Unternehmen, 
Kurzarbeiter-Geld, Finanzhilfen, 
Steuerstundungen und steuer-
lichen Unterstützungen, Kredit 
und Bürgschaftsprogrammen 
in Vorleistung. Dies seien wich-
tige Instrumente, um das Wirt-

schaftsleben in Gang zu halten. 
Darüber dürften jedoch die Kom-
munen nicht vergessen werden.

Die finanziellen Folgen bei den 
Steuereinnahmen und Abgaben 
der Städte und Gemeinden wer-
den aus Gribls Sicht gravierender 
sein als infolge der Finanzkrise 
nach 2008. Bei der Gewerbssteu-
er seien 2020 massive Rückgän-
ge zu erwarten. Viele Betriebe 
und Unternehmen stellten jetzt 
wegen wegbrechender Umsatz- 
erlöse Anträge auf Anpassung 
der Gewerbesteuervorauszah-
lungen. Zudem gebe es zahlrei-
che Anträge auf zinslose Stun-
dungen bei Gewerbesteuerver-
anlagungen. Der Gemeindean-
teil an der Einkommensteuer sei 
vom Konjunktureinbruch eben-
falls betroffen. Hier kämen die 
Effekte der Kurzarbeit zum Tra-
gen. Gribl: „Bürgermeister und 
Kämmerer aus Mitgliedskom-
munen schlagen bayernweit 
Alarm. Ohne Hilfe laufen Kom-
munen Gefahr, wegen der Haus-
haltslage ihre Handlungsfähig-
keit zu verlieren.“ 

Eine erste Hilfe ist nach Auf-
fassung des Bayerischen Städ-
tetags die vorzeitige Auszahlung 
bereits vereinbarter Leistungen 
aus dem Finanzausgleich 2020. 
Dies könne vorübergehend 
die Zahlungsfähigkeit stärken, 

ebenso wie die Lockerung der 
Regeln für Kassenkredite. Aber 
letztlich benötigten die Kommu-
nen frisches Geld, um die Haus-
halte zu sichern.

Wegbrechende Einnahmen 
bei Steuern und Abgaben, be-
sonders bei Gewerbesteuer und 
Einkommensteuer, brächten die 
Haushalte der Städte und Ge-
meinden 2020 in eine massive 
Schieflage. Hinzu kämen fehlen-
de Einnahmen bei städtischen 
Einrichtungen und steigen-
de Ausgaben für das Krisenma-
nagement. Die Steuerschätzung 
Anfang Mai werde erste Auf-
schlüsse über Steuereinbrüche 
geben.

Ruf nach Rettungsschirm

Die Kommunen leisteten we-
sentliche Beiträge zur Finan-
zierung von Sozialeinrichtun-
gen freier Träger, zur Finanzie-
rung von Bildungseinrichtungen 
wie Volkshochschulen, kultu-
rellen und sportlichen Angebo-
ten. Auch Angebote und Einrich-
tungen freier und privater Trä-
ger bräuchten einen Rettungs-
schirm, die Kommunen allein 
könnten deren Einnahmeausfäl-
le nicht kompensieren.

Nach Gribls Überzeugung soll-
ten sich Staatsregierung und 
kommunale Spitzenverbände 
bald an einen Tisch setzen, um 
über die Finanzierung der Kri-
senbewältigung zu beraten. 
Kommunen müssten zahlungs-
fähig bleiben, damit wichtige In-
vestitionen und Projekte nicht 
auf Eis gelegt werden.  DK

munalen Haushalte führen. Der 
Staat übernimmt zwar bislang 
den Großteil der entstehenden 
Kosten im Zusammenhang mit 
der Corona-Krise und bemüht 
sich, die kommunalen Haushal-
te möglichst nicht zu belasten. 
Doch dies reicht nicht aus. Wei-
tere Programme und Maßnah-
men für die Kommunen müssten 
folgen, damit die kommunale 
Daseinsvorsorge, Investitionen 
und wichtige Projekte weiterhin 
gewährleistet werden.  

Zudem sei die bayerische 
Wirtschaftskraft zu erhalten. Da-
für ist eine baldmögliche Rück-
kehr zum regulären Arbeitsalltag 
für möglichst viele Menschen 
von zentraler Bedeutung. Die 
Krise dürfe nicht dauerhaft zu 
Lasten des Gesundheits- und So-
zialsystems gehen.   

„Vorfahrt für regionale Wirt-
schaftskreisläufe schaffen“, lau-
tet ein weiterer KPV-Vorschlag. 
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Wir gratulieren
ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Paul Nagler 

87752 Holzgünz 
am 8.5.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister  

Eduard Obermeier 
93186 Pettendorf 

am 7.5.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Michael Karmann 

96155 Buttenheim 
am 8.5.

Bürgermeister Stefan Taglang 
89441 Medlingen 

am 13.5.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister  

Stefan Hemmerich 
97234 Reichenberg 

am 4.5.

Bürgermeister Alois Fischer 
97294 Unterpleichfeld 

am 12.5.

Landrat Dr. Jürgen Ludwig 
91506 Ansbach 

am 15.5.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Jürgen Gilch 

86462 Langweid a. Lech 
am 12.5.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.
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Bayerischer Nachtragshaushalt: 

Rekordinvestitionen  
zur Krisenbewältigung 

Mit der Verabschiedung des Gesetzes zum Nachtragshaushalt 
2020 bringt der Bayerische Landtag Haushaltsmittel, Bürgschaf-
ten und Garantien in Höhe von 60 Milliarden Euro auf den Weg, 
um die wirtschaftlichen, gesundheitlichen und sozialen Folgen 
der Corona-Krise abzumildern. Einen Schutzschirm für Kommu-
nen soll es allerdings nicht geben. Ausreichend Liquidität garan-
tiere die vorzeitige Überweisung von Mitteln aus dem Finanz- 
ausgleich. Grüne und SPD enthielten sich bei der Abstimmung. 
Nach ihrer Auffassung verweigert die Regierung eine Soforthilfe 
für die Kommunen trotz wegbrechender Steuereinnahmen.

Der Nachtragshaushalt um-
fasst Mehrausgaben von wei-
teren zehn Milliarden Euro und 
dient vor allem der Unterstüt-
zung von Mittelstandsbetrie-
ben und Unternehmen, aber 
auch Solo-Selbständigen, Frei-
beruflern, Künstlern und land-
wirtschaftlichen Betrieben. Der 
Landtag billigte dazu mit kleinen 
Änderungen die Vorlage von Fi-
nanzminister Albert Füracker 
(CSU), der zusätzlich zehn Mil- 
liarden Euro beantragt hatte. 

20 Mrd. Euro  
für die Krisenbewältigung

Für die Krisenbewältigung ste- 
hen damit 20 Milliarden Euro 
zur Verfügung. Der Schulden- 
stand des Freistaats wächst in 
der Folge von 26,5 auf 46,5 Mil-
liarden Euro. „Krisenbewälti-
gung ist Ausnahmezustand, da 
muss man anders agieren als 
in normalen Zeiten“, erklärte 
Füracker. Er hoffe, dass die vom 
Landtag nun frei gegebenen 
Milliarden nicht alle gebraucht 
würden. Der neue Finanzrah-
men ermögliche es dem Frei-
staat aber, zur Abmilderung der 
Corona-Folgen flexibel und be-
darfsgerecht einzugreifen. Nach 
Angaben Fürackers summieren 
sich die Ausgaben zur Bewälti-
gung der Krise bereits jetzt auf 
rund 12,5 Milliarden Euro. Fünf 
Milliarden seien für Soforthilfen 
an Unternehmen, Selbständige 
oder soziale Institutionen zuge-
sagt, 2,5 Milliarden für das Ge-
sundheitssystem. Dazu kämen 
voraussichtlich rund fünf Milli-
arden Euro an Steuerausfällen. 
Die zusätzlichen Kredite sollen 

ab 2024 in jährlichen Raten von 
einer Milliarde Euro zurückge-
zahlt werden.

Der CSU-Haushaltspolitiker 
Josef Zellmeier betonte, über 
die neuen Schulden sei niemand 
erfreut. Die damit finanzierten 
staatlichen Eingriffe seien aber 
„der richtige Weg in dieser Si-
tuation“. Das Gesundheitssys-
tem müsse weiter gestützt wer-
den und die bayerische Wirt-
schaft möglichst gut durch die 
Krise kommen. Deshalb müs-
se der Staat jetzt „beherzt agie-
ren“. Allerdings räumte Zellmei-
er ein, dass mit den zusätzlichen 
Mitteln nicht alle krisenbeding-
ten Einbrüche verhindert und 
alle Wünsche auf Hilfen erfüllt 
werden könnten. Anders als Tei-
le der Opposition sehen Zellmei-
er und Füracker derzeit keine 
Notwendigkeit, über den bayeri-
schen Kommunen einen Schutz-
schirm aufzuspannen. 

Erleichterung  
bei Kreditaufnahme

Mit einem Dringlichkeitsan- 
trag forderten die Freien Wäh-
ler, den Gemeinden, Städten 
und Landkreisen im Freistaat 
unter die Arme zu greifen. Ge-
bot der Stunde müsse sein, dass 
auch Kommunen ohne ent-
sprechende Rücklagen ausrei-
chende finanzielle Spielräume 
zur Selbsthilfe haben, sagte der 
kommunalpolitische FW-Frakti-
onssprecher, Joachim Hanisch. 
Deshalb begrüßen die Freien 
Wähler die Entscheidung der 
Staatsregierung, Regelungen zur 
Genehmigung kommunaler Haus- 
halte für die Dauer der Pande-
mie großzügig auszulegen und 
die Auszahlungszeitpunkte von 
Finanzausgleichsleistungen vor-
zuziehen. Die jetzt beschlos-
senen Erleichterungen bei der 
kommunalen Kreditaufnahme 
seien ein wichtiges Signal an die 
Kommunen, so der Kommunal- 
experte. „Auch die anstehenden 
Verhandlungen zum kommuna-
len Finanzausgleich müssen die 
Auswirkungen der Corona-Krise 
auf Bayerns Kommunen im Blick 
behalten“, so Hanisch. Es sei un-
erlässlich, dass sie als Rückgrat 
des Freistaats während der Kri-
se und darüber hinaus hand-
lungsfähig blieben. Der Erhalt 
der kommunalen Infrastruktur 
müsse laut Hanisch auch in die-
ser schwierigen Ausnahmesitua-
tion oberste Priorität haben.

Grüne kritisieren „Ignoranz“

Claudia Köhler, haushaltspo-
litische Sprecherin der Land-
tags-Grünen, nannte als Haupt-
grund für die Stimmenthal-
tung beim Haushaltsentwurf 
das fehlende Hilfspaket für Bay-
erns Kommunen und die „Ig-
noranz, mit der die Regierung 
auf die Hilferufe des Städtetags 
und einzelner Kommunen“ rea- 
giere. „Die aktuelle finanziel-
le Bedrängnis droht reflexartige 
Rufe nach Haushaltssperren oder 
pauschalen Mittelkürzungen 
auszulösen“, sagte sie. Die Land-
tags-Grünen hatten im zustän-
digen Haushaltsausschuss Son-
derschlüsselzuweisung in Höhe 
von einer Milliarde Euro zur Stär-
kung der kommunalen Finanz-
kraft gefordert. Diese sollten an-
hand real zu erwartenden Steuer- 
einbrüchen (Basis: Steuerkraft-

messzahlen) berechnet werden 
– was von einer Mehrheit der 
CSU und Freien Wähler abge-
lehnt wurde. Zudem kritisierte 
Köhler, dass die zehn Milliarden 
auf keine konkreten Haushalts- 
titel verteilt seien. Man wol-
le der Staatsregierung deshalb 
„keinen weiteren Blankoscheck“ 
ausstellen, begründete sie die 
Stimmenthaltung ihrer Fraktio-
nen zum Nachtraghaushalt. 

Freie Wähler-Fraktionschef 
Florian Streibl entgegnete: „Wir 
müssen der Staatsregierung die 
nötige Flexibilität geben, weil 
wir heute noch nicht wissen 
können, was morgen richtig ist.“ 
Das bisherige Krisenmanage-
ment der Staatsregierung sei 
geprägt von Umsicht, Weitsicht 
und Augenmaß. „Deshalb ist es 
mehr als gerechtfertigt, der Re-
gierung einen Vertrauensvor-
schuss zu gewähren“ so Streibl.

SPD verweigert Zustimmung

Auch die SPD enthielt sich bei 
der Abstimmung. „Für das blo-
ße Abnicken des Haushalts steht 
die SPD nicht zur Verfügung“, 
erklärte deren Haushaltsspre-
cher Harald Güller. Zwar hät-
ten Staatsregierung und Koali- 
tionsfraktionen einige Vorschlä-
ge der SPD zur Unterstützung 
von Bürgern, Institutionen und 
Unternehmen aufgegriffen, sich 
aber in der parlamentarischen 
Beratung auf einem „Weg der 
einsamen Entscheidungen“ ei-
ner Konsenslösung verweigert. 
Zudem kritisierte er, dass man-
gels verbindlicher Festlegungen 
im Gesetz die parlamentarische 
Kontrolle des Vollzugs außer 
Kraft gesetzt werde. „Von den 
Freien Wählern und insbeson-
dere von Teilen der CSU wurde 
der Weg der Selbstüberschät-
zung mit Hang zur Überheblich-
keit im zuständigen Haushalts-
ausschuss geradezu zelebriert. 
Keinem einzigen unserer An-
träge wurde in den vergange-
nen Wochen zugestimmt, Brie-
fe nicht beantwortet. Stattdes-
sen werden unsere Vorschläge 
als eigene Initiativen verkauft. 
So kann man in diesen schwieri-
gen Zeiten einfach nicht zusam-
menarbeiten!“, kritisierte Gül-
ler. Auch die SPD hatte einen 
kommunalen Schutzschirm und 
Nothilfen für Städte und Ge-
meinden gefordert.

FDP fordert Begrenzung  
der Hilfen

Dagegen verteidigte Bernhard 
Pohl (Freie Wähler) das Vorge-
hen. Zwar handle es sich um  
einen „ungewöhnlichen Be-
schluss“, der Staatsregierung 
zehn Milliarden Euro zur quasi 
„freien Verfügung“ zu genehmi-
gen, doch sei dies in der aktuel-
len Lage erforderlich. „In der ak-
tuellen Notsituation sind wir al-
le gefordert, pragmatische Lö-
sungen zu finden“, betonte Pohl. 
Helmut Kaltenhauser (FDP) for-
derte eine zeitliche Begren-
zung der Stützungsmaßnahmen. 
So notwendig die angedach-
ten Maßnahmen für die aktuel-
le Lage seien, sie dürften nicht 
auf Dauer bleiben. Man brauche 
auch für die Staatshilfen und die 
mögliche Teilverstaatlichung von 
Unternehmen eine „Exit-Strate-
gie“. Um eine niedrigere Schul-
denaufnahme zu erreichen, ver-
langte Ferdinand Mang (AfD) die 
Kürzung von „Luxusausgaben“ 
im regulären Haushalt. Zudem 
sah Mang in den neuen Schul-
den auch eine „versteckte Ban-
kenrettung“. Als einzige Fraktion 
votierte die AfD gegen den Haus-
haltsentwurf.

Bayern-Fonds schützen  
bayerische Firmen

Einstimmig gab der Landtag 
hingegen grünes Licht für den 
46 Milliarden Euro umfassen-
den „Bayern-Fonds“, der staatli-
che Kreditbürgschaften und die 
Möglichkeit zur vorübergehen-

den Übernahme von Unterneh-
mensanteilen durch den Frei-
staat vorsieht. Damit sollen sys-
temrelevante bayerische Fir-
men vor der Insolvenz oder der 
Übernahme durch ausländische 
Investoren geschützt werden. 
„Wir wollen erreichen, dass Fir-
men erhalten bleiben und dass 
eine bayerische Firma bayerisch 
bleibt und keine chinesische 
wird“, erklärte Finanzminister 
Füracker. 

Es sei zudem gelungen, die 
wichtigen Hinweise des Obers-
ten Bayerischen Rechnungshofs 
(ORH) im Gesetz zu berücksich-
tigen. „Die parlamentarischen 
Kontrollrechte wurden gestärkt 
und auch der ORH kann seiner 
Kontrollfunktion in vollem Um-
fang nachkommen“, sagte Flo- 
rian Streibl. Damit sei die Grund-
lage geschaffen, um den Men-
schen im Freistaat auch wei-
terhin schnell, unbürokratisch 
und bedarfsabhängig zu helfen. 
Tim Pargent (Die Grünen) be-
mängelte, dass die Abwicklung 
des Fonds an eine private Fi-
nanzagentur und die Finanzie-
rung der Hilfen in einen „Schat-
tenhaushalt“ ausgelagert wür-
den. Dies sei nur zu akzeptieren, 
da sich die Regierungskoalition 
bereit erklärt habe, den Fonds 
durch ein parlamentarisches  
Begleitgremium mit einzelnen 
Entscheidungsbefugnissen kon-
trollieren zu lassen und dem 
Bayerischen Obersten Rech-
nungshof Prüfbefugnisse einzu-
räumen.  red

Interaktive Lernlandkarte für Bayern:

Online-Grundwissen  
zur Kommunalpolitik

Gemeinsames Projekt der KommunalAkademie Bayern und 
der Online-Akademie der Friedrich-Ebert-Stiftung

Ein ebenso beachtenswertes wie lohnendes Format der kom-
munalpolitischen Bildung präsentieren die KommunalAkade-
mie Bayern und die Online-Akademie der Friedrich-Ebert-Stif-
tung: Die interaktive Lernlandkarte „Online-Grundwissen zur 
Kommunalpolitik in Bayern“. Sie kommt gerade bei erstmals 
gewählten Kommunalpolitikern gut an, da sie wegen der Co-
rona-Krise bis auf weiteres keines der oft schon vor Monaten 
terminierten Präsenzseminare der bayerischen Träger politi-
scher Bildung besuchen können.

Interessierte finden, laut Harald Zintl, Leiter des Regional-
büros Regensburg der Friedrich-Ebert-Stiftung, auf der kre-
ativ illustrierten Lernlandkarte Informationen über zahlrei-
che relevante kommunalpolitische Themen. An 23 Lernstatio-
nen können Erklärvideos und Texte zu Themen wie „Rats- und 
Fraktionsarbeit“, „Kommunale Daseinsvorsorge“, „Kommuna-
le Finanzen“, „Planen und Bauen“, „Kommunale Umweltpoli-
tik“, „Kommunale Sozialpolitik“, „Kommunale Bürgerbeteili-
gung“ und „Demografischer Wandel“ aufgerufen werden.

In kurzen Videos berichten erfahrene Kommunalpoliti-
ker wie die Regensburger Oberbürgermeisterin Gertrud 
Maltz-Schwarzfischer, Brigitte Bachmann (Bürgermeisterin 
Gemeinde Birgland), Sebastian Koch (Bürgermeister Gemein-
de Wenzenbach), Norbert Seidl (Bürgermeister Puchheim) 
und MdL Klaus Adelt (langjähriger Bürgermeister in Selbitz), 
aber auch der ehemalige Vizepräsident des Europäischen Par-
laments Gerhard Schmid und der Nürnberger Kämmerer Ha-
rald Riedel aus ihrer Arbeit zu diesen Schwerpunkten.

Die KommunalAkademie Bayern der Friedrich-Ebert-Stif-
tung mit Sitz in Regensburg ist seit 2006 aktiv. Alle kommu-
nalpolitisch interessierten und engagierten Bürgerinnen und 
Bürger sind eingeladen, sich auf der interaktiven Lernlandkar-
te zu informieren. Diese ist abrufbar unter: https://fes-online- 
akademie.de/online-grundwissen-kommunalpolitik-bayern/  DK

Verfassungsschutzbericht Bayern 2019:

„Klare Kante“ gegen  
extremistische Störungen

Extremistische Hetze, tätliche Angriffe bis hin zu Mord: Die größ-
te Bedrohung für die innere Sicherheit im Freistaat ist aktuell der 
Rechtsextremismus. Dennoch bleibt auch die Bedrohung durch 
die linksextremistische Szene und den islamistischen Terrorismus 
virulent. Wie Innenminister Joachim Herrmann bei der Vorstel-
lung des Verfassungsschutzberichtes 2019 betonte, „zeigt sich die 
Fratze des Rechtsextremismus in extremistischer Hetze, bei tätli-
chen Angriffen bis hin zu Mordanschlägen. Im Fokus stehen unse-
re Mitmenschen jüdischen Glaubens und solche mit Migrations-
hintergrund sowie Repräsentanten des Staates.“ 

Traurige Beispiele derartiger 
Gewalttaten waren etwa der 
Mord an Dr. Walter Lübcke am 
2. Juni 2019 oder der Anschlag 
in Halle an der Saale am 9. Ok-
tober 2019. Herrmann sprach 
in diesem Zusammenhang von 
einer „erheblichen Radikalisie-
rung der Szene über das Inter-
net“ und der Entstehung einer 
digitalen Subkultur. Man habe 
es hier mit diffusen Personenzu-
sammenschlüssen und aktiven 
Einzelpersonen zu tun, die vor 
allem in nichtöffentlichen Berei-
chen des Internets agieren. Das 
mache sie so gefährlich. Die Zahl 
der Rechtsextremisten ist von 
2.360 im Jahr 2018 auf 2.570 in 
2019 gestiegen. Darunter befin-
den sich konstant rund 1.000 
Gewaltorientierte.

Dezentrale Strukturen

Herrmann zufolge geht der 
Trend weg von klassischen 
rechtsextremistischen Parteien 
oder Gruppierungen hin zu de-
zentralen Strukturen, vor allem 
in den sozialen Medien. Mitt-
lerweile umfasst das sogenann-
te unstrukturierte Personenpo-
tenzial mit 46,6 Prozent rund die 
Hälfte des gesamten rechtsex-
tremistischen Personenpoten-
zials in Bayern. Die größte He-
rausforderung für die Sicher-
heitsbehörden bestehe darin, 
zur Tat entschlossene Personen 
rechtzeitig zu identifizieren, be-
vor sie einen Anschlag begehen 
können. 

Vor dem Hintergrund der Co-
rona-Pandemie hätten zudem 
„Tag-X“-Szenarien bei Rechts-
extremisten Hochkonjunktur. 
Asylbewerber, Migranten und 
auch jüdische Mitbürger wür-
den auf Basis von hanebüche-
nen Unterstellungen als ver-
meintliche Profiteure für die 

Verbreitung des Virus verant-
wortlich gemacht.

Auch das Personenpotenzi-
al der linksextremistischen Sze-
ne in Bayern ist im vergange-
nen Jahr nach Herrmanns Anga-

zeibeamten und der Zerstörung 
der Zivilisation auf.

Kampfansage an den Staat

„Während die Taten von 
Rechtsextremisten in der Öf-
fentlichkeit zu Recht Abscheu 
hervorrufen, herrscht bei Ge-
waltausbrüchen von Linksext-
remisten eine eigentümliche Zu-
rückhaltung“, stellte Herrmann 
fest. Gewalttätige Übergriffe 
von Linksextremisten würden 
nicht gleichermaßen als das 
wahrgenommen, was sie sind, 
eine Kampfansage an den Staat, 
jeden Andersdenkenden oder 
sonst der Szene unliebsame Per-
sonen und die Demokratie an 
sich. In Teilen der Öffentlichkeit 
gehöre es mittlerweile zum gu-
ten Ton, linksextremistische Ge-
waltausbrüche als „zivilen Un-
gehorsam“ gegen einen angeb-
lichen Repressionsstaat zu ver-
harmlosen. Eskalationen im 
Rahmen von Veranstaltungen 
würden nicht der Strategie der 
Linksextremisten, sondern der 
Einsatzleitung oder schlicht der 
Polizeipräsenz zugeschrieben. 

Kein Platz für ‚No-go-Areas‘

Einige der Relativierer negier-
ten das Gewaltmonopol des 
Staates und wollten der Polizei 
die Gewährleistung der Inneren 
Sicherheit aus den Händen neh-
men. Im Klartext bedeute dies, 
dass nichtstaatliche Instanzen 
zum Beispiel nach eigenem Gut-
dünken entscheiden sollen, wer 
sich wann gefahrlos in einem 
Stadtteil bewegen darf und wer 
nicht. „In einer Demokratie“, so 
Herrmann, „ist aber kein Platz 
für ‚No-go-Areas‘, jeder Bür-
ger hat das Recht, sich zu jedem 
Zeitpunkt an jedem öffentlichen 
Ort aufhalten zu dürfen, unab-
hängig von seinem Aussehen, 
Geschlecht, Alter, Religionszu-
gehörigkeit, politischer Einstel-
lung oder Beruf. Der Staat kann 
nicht auf der einen Seite kon-
sequent die Präsenz rechtsext-
remistischer Bürgerwehren un-
terbinden und auf der anderen 
Seite tatenlos zusehen, wenn 
Linksextremisten Räume beset-
zen, die sich jeder rechtsstaatli-
chen Regelung entziehen.“ 

„Unsere Demokratie lebt von 
Regeln und von dem Vertrau-
en darauf, dass sich alle gesell-
schaftlichen Akteure an diese 
 (Fortsetzung nächste Seite)

Joachim Herrmann.  r

ben zum dritten Mal in Folge ge-
stiegen. So gehörten der Szene 
2019 rund 3.600 Anhänger an 
(2018: 3.500). Insbesondere die 
autonome Szene wächst (2019: 
720 Personen, 2018: 675). Die 
Übergriffe der Szene richteten 
sich wie im Vorjahr sowohl ge-
gen den Staat und seine Insti-
tutionen, als auch gegen Unter-
nehmen, die als „Profiteure des 
Systems“ gelten. 

Eigentümliche Zurückhaltung 
gegenüber Linksextremen

Zielobjekte waren insbeson-
dere Unternehmen der Immobi-
lienbranche, aber auch Massen-
transportunternehmen wie die 
Deutsche Bahn. „Wer Metall-
schienen und Betonbrocken auf 
Gleise legt, bringt rücksichtslos 
Leib und Leben von Menschen 
in Gefahr“, machte Herrmann 
deutlich. In Zusammenhang mit 
der Corona-Pandemie rufe die 
Szene zu Plünderungen, der ab-
sichtlichen Ansteckung von Poli-
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die Corona Pandemie hat 
die Welt, hat Deutschland und 
Bayern  weiterhin fest im Griff. 
Unsere Politiker in Bund und 
Land leisten derzeit enorm 
viel, um diese Krise möglichst 
gut zu bewältigen. Erste Lo-
ckerungsmaßnahmen laufen 
jetzt an, die Folgen des Lock-
down werden trotzdem gera-
de im wirtschaftlichen Bereich 
verheerend sein und hoffent-
lich mit den gewährten staat-
lichen Zuschüssen wenigstens teilweise etwas 
aufgefangen werden können. 

Die Auswirkungen der verordneten Maß-
nahmen auf  zwei Bevölkerungsgruppen ma-
chen mir persönlich die größten Sorgen. Zum 
einen sind das die Bewohner unserer Altenhei-
me, unsere Mütter und Väter, die seit Wochen 
keinerlei Besuch bekommen dürfen, nicht von 

der Familie und von Freunden und auch nicht 
von den vielen ehrenamtlichen Helfern, die 
das Leben in unseren Heimen mit ihrem En-
gagement so bunt und lebendig gestalten. Die 
hauptamtlich dort arbeitenden Pflegekräfte 
tun ihr Bestes um dieses Defizit auszugleichen 
und arbeiten mit enormem Einsatz, aber der 
Besuch vertrauter Menschen ist fast nicht zu 
ersetzen. Gerade den oft dementen Bewoh-
nern ist schwer oder überhaupt nicht zu erklä-
ren, was die Corona Pandemie ist und warum 
deshalb die Angehörigen nicht wie gewohnt 
kommen dürfen. Sie fühlen sich einsam und 
von der Welt verlassen, was zur Verschlechte-
rung des Gesundheitszustandes führen kann.

Natürlich handelt es sich bei den Heim-
bewohnern um Risikopatienten, die vor ei-
ner Ansteckung mit dem Virus geschützt wer-
den müssen. Aber die große Gefahr, wenn die 
Maßnahmen noch viele Wochen andauern, 
besteht darin, dass die alten Menschen die Le-
bensfreude und den Lebensmut verlieren. 

Die zweite Gruppe, um die 
ich mich sorge, sind die Kin- 
der aus sozial schwachen 
und konfliktbeladenen Fami- 
lien, die bisher tagsüber in 
Kindergärten, Schulen und 
Nachmittagsbetreuungen 
die Möglichkeit hatten, aus 
der Enge und angespannten 
Situation des häuslichen Um-
felds zu entfliehen und dort 
ein Stück Normalität und Ge-
borgenheit zu erleben. Jetzt 
sitzen diese Familien seit Wo-
chen in viel zu kleinen Woh-
nungen 24 Stunden am Tag 

eng aufeinander. Die Kinder werden von ge-
stressten und überforderten Eltern im bes-
ten Fall Stunden vor dem Fernseher geparkt, 
in vielen anderen Fällen vernachlässigt oder 
seelisch und körperlich misshandelt. Blaue Fle-
cken und Wunden, die sonst in der Kinderbe-
treuungseinrichtung aufgefallen wären, kom-
men nicht an die Öffentlichkeit. 

Dies trifft im Übrigen auch auf die Frauen zu, 
die sich oft um die Kinder zu schützen, selbst 
misshandeln lassen. Enge macht aggressiv. 
Angst macht blind. Geldmangel und Jobverlust 
machen wütend. Die Gewaltbereitschaft war 
vorher schon da, die Krise verschärft sie nur. 
Der Lockdown verhindert, dass Frauen mit ih-
ren Kindern flüchten und Hilfe suchen können. 
Und das Eingesperrtsein macht es für manche 
Männer noch schwerer, ihre Aggressionen zu 
kontrollieren.

Es wäre meiner Meinung nach dringend er-
forderlich, zum Einen nach geeigneten Mög-
lichkeiten und Wegen zu suchen, den Senio-
ren im Heim einen zeitlichen Horizont aufzu-
zeigen, wann Besuche unter bestimmten Be-
dingungen wieder möglich sein werden, damit 
sie wenigstens Hoffnung auf Besserung der  
Lage haben.

Für die Kinder in schwierigen und von Ge-
walt bedrohten Familien sollten – wenn Schu-
len und Kinderbetreuungseinrichtungen noch 
länger geschlossen bleiben müssen – schnells-
tens Möglichkeiten zur Herausnahme aus ih-
rem Umfeld geschaffen werden, damit sie der 
häuslichen Enge wenigstens stundenweise 
entkommen können.
Bleiben Sie gesund!

GZ KOLUMNE
Christine Borst

Die Menschen  
brauchen positive 

Perspektiven

Liebe Leserinnen
und Leser,

30. April 2020

Ihre Christine Borst
Altbürbermeisterin der Gemeinde Krailling 
Stv. Landesvorsitzende der KPV Bayern

Krise als Chance
Kommunale Spitzenverbände zu den Ergebnissen  
des Bund-Länder-Gesprächs über die Lockerung  

der Corona-Beschränkungen 
Die kommunalen Spitzenverbände begrüßen unisono die ge-
meinsame bundesweite Grundlage für behutsame Lockerungen 
der Corona-Beschränkungen. Aus Sicht von Burkhard Jung, Prä-
sident des Deutschen Städtetages und Oberbürgermeister der 
Stadt Leipzig, ist es „ein kluger Weg, Kontakte weiterhin zu be-
schränken und gleichzeitig Signale der Öffnung und Lockerung 
auszusenden“. Bund und Länder machten damit deutlich, dass die 
Gesundheit der Menschen und besonders der Risikogruppen sehr 
hohe Priorität behalten muss. Auch nähmen sie die Erwartungen 
der Bevölkerung und der Wirtschaft ernst, erste Schritte zurück in 
die Normalität zu gehen. 

„Eine verantwortungsvolle 
Entscheidung ist von uns gefor-
dert, wenn es in Zukunft um das 
Tragen von Mund-Nase-Schutz-
masken im ÖPNV und in Ge-
schäften geht“, unterstrich Jung. 
„Das wird unseren Alltag und 
auch das Bild in unseren Städ-
ten verändern. Aber wir werden 
uns daran für einige Zeit gewöh-
nen müssen. Denn wir können 
so besser andere Menschen vor 
Infektionen schützen, wenn das 
öffentliche Leben wieder stär-
ker erwacht. Und wir wollen ja 
mehr Lebendigkeit in unseren 
Innenstädten.“

Die im Beschluss von Bund 
und Ländern angesprochenen 
Veränderungen beim Schulun-
terricht und Kitabetrieb müs-
sen aus Jungs Sicht gut vorbe-
reitet werden. „Wir müssen zum 
Beispiel Schülerverkehr anders 
organisieren und das Einhalten 
von Hygiene- und Abstandsre-
geln in den Räumen von Schu-
len und Kitas sicherstellen. Das 
muss passen, sobald wieder 
mehr Kinder und Jugendliche in 
den Unterricht kommen und be-
treut werden. Deshalb ist es gut, 
dass es jetzt Vorbereitungszeit 
für diese Schritte gibt.“

Wir brauchen Geduld

In den Kommunen werde 
in den nächsten Wochen und 
Monaten noch keine Normali-
tät einkehren. Jedoch habe die 
überwältigende Mehrheit der 
Bürgerinnen und Bürger bereits 
großes Verständnis gezeigt und 

ihr Verhalten angepasst, erklär-
te der Städtetagschef. Mit guter 
Kommunikation von Bund, Län-
dern und Kommunen müsse der 
Kampf gegen die Pandemie wei-
ter begleitet werden, damit In-
fektionsschutz und schrittweise 
Rückkehr zur Normalität paral-
lel funktionieren. „Wir brauchen 
Geduld, weil die Schritte nur be-
hutsam sein können. Aber die 
Geduld lohnt sich, wenn unser 
Gesundheitssystem und unsere 
Gesellschaft diese Bewährungs-
probe bestehen. Dafür sind wir 
auf einem gutem Weg.“

Die Entscheidung von Bund 
und Ländern, die Kontaktbe-
schränkungen bis zum 3. Mai 
fortzusetzen, ist aus Sicht des 
Deutschen Städte- und Gemein-
debunds richtig. „Die Menschen 
werden das verstehen und ak-
zeptieren, da sie die Erfahrung 
gemacht haben, dass die Maß-
nahmen wirken“, betonte Haupt- 
geschäftsführer Dr. Gerd Lands-
berg und ergänzte: „Bisher ist 
unser Gesundheitssystem nicht 
überlastet, trotz hoher Infek- 
tionszahlen. Die ersten Locke-
rungen im Hinblick auf Einzel-
handelsgeschäfte unter stren-
gen Hygienevoraussetzungen 
sind ein positives Signal zur Wie-
derbelebung der Städte. Den da-
mit verbundenen Kontrollauf-
wand werden die Kommunen 
meistern.“

Corona-Föderalismus  
ist kein Hindernis

Bei der Öffnung von Kitas und 
Schulen werde es ein unter-
schiedliches Verfahren in den 
Ländern, aber insgesamt ein ab-
gestuftes Vorgehen ab dem 4. 
Mai geben. Dieser „Corona-Fö-
deralismus“ sei kein Hindernis, 
sondern eine Chance. Lands-
berg: „Die Infektionslage ist von 
Land zu Land und teilweise von 
Region zu Region unterschied-
lich. Deshalb ist es angemes-
sen, darauf auch differenziert 
zu reagieren. Ein gutes Beispiel 
aus der Vergangenheit ist der 
Kreis Heinsberg, wo man bereits 
Schulen geschlossen hatte, be-
vor bundesweit darüber über-
haupt diskutiert wurde.“

Herkulesaufgabe Öffnung von 
Schulen und Kindergärten

Die Aufnahme eines teilwei-
sen Betriebs in Schulen und Kin-
dergärten stellt aus Sicht des 
DStGB eine Herkulesaufgabe für 
die Kommunen mit Blick auf die 
Organisation, die Sicherung der 
notwendigen Hygienevorschrif-
ten (Abstand zwischen den Kin-
dern bzw. Schülern), die Desin-
fektionsmöglichkeiten und die 
räumlichen Voraussetzungen 
dar. Die zu klärenden Fragen 
seien derart vielfältig – von der 
Schülerbeförderung über die 
räumliche Veränderung in den 
Schulen, bis hin zur Frage, wel-
che Lehrpersonen nicht einge-
setzt werden können, weil sie zu 
Risikogruppen gehören – dass 
die Kommunen als Schulträger 
ausreichend Zeit benötigten.

Zusätzliche Instrumente

„Wir müssen uns darauf ein-
stellen, dass es lokal immer wie-
der neue Ausbrüche von Infek-
tionen gibt. Um diese Infekti-
onsketten vor Ort schnell und 

gezielt aufzuklären, brauchen 
wir zusätzliche Instrumente. Es 
muss viel mehr Testverfahren 
geben mit denen möglichst in 
wenigen Stunden nicht nur der 
Infizierte, sondern auch seine 
Kontaktpersonen erfasst und 
getestet werden können. Da-
bei kann die geplante App einen 
wichtigen Beitrag leisten. Sie 
wäre eine deutliche Entlastung 
für die Gesundheitsämter. Not-
wendig ist dafür ein bundeswei-
tes Kommunikationskonzept, 
um die Menschen zu überzeu-
gen, diese App auch tatsächlich 
zu nutzen“, bekräftigte Lands-
berg. Die angekündigten schritt-
weisen Lockerungen müssten 
in ihren Folgen genau beobach-
tet werden, um sicherzustellen, 
dass es keine neue Infektions-
welle gibt.

Gesundheitsschutz steht 
an erster Stelle

Landkreistagspräsident Land-
rat Reinhard Sager kommen-
tierte das Ergebnis der Video-
konferenz der Ministerpräsiden-
ten mit der Bundeskanzlerin wie 
folgt: „Das ist ein erster richtiger 
Schritt, auch für die Landkreise. 
Da der Gesundheitsschutz an 
erster Stelle stehen muss, soll-
te es im weiteren Zusammen-
spiel beispielsweise mit dem 
Tragen von Masken im öffent-
lichen Raum, klar definierten 
Abstandsregeln und einer Han-
dy-App zur Verfolgung des Infek-
tionsgeschehens weitere Schrit-
te in Richtung einer Ausstiegs-
strategie geben. Ziel muss es 
sein, absehbar stufenweise zur 
Normalität zurückzukehren.“

Sager begrüßte ein schrittwei-
ses Vorgehen: „Besonders freut 
es mich, dass wir Geschäfte und 
Kultureinrichtungen mit gerin-
gem Infektionsrisiko dabei un-
terstützen, wieder in Kontakt 
mit den Menschen zu treten.“

Behördenkontakte im  
gebotenen Rahmen

Ebenso könnten Behörden-
kontakte im gebotenen Rah-
men ermöglicht werden. „Da-
mit würden auch wieder etwa 
Jobcenter und Zulassungsstel-
len leichter in persönlichen Kon-
takt mit den Menschen kom-
men können.“ Daneben müsse 
weiterhin ergänzend auf digitale 
Lösungen zurückgegriffen wer-
den, hob der Verbandschef her-
vor. „Hier liegen auch Chancen 
der Digitalisierung der öffentli-
chen Verwaltung. Darauf kann 
nach Bewältigung der Krise auf-
gebaut werden.“

Wesentlich sei, zu flächende-
ckenden Lösungen zu gelangen: 
„Das ist aus Akzeptanzgründen 
in der Bevölkerung geboten. Wir 
brauchen in dieser Sondersitu-
ation ein abgestimmtes Vorge-
hen aller Bundesländer. Das si-
chert die Nachvollziehbarkeit 
der zu treffenden Regelungen 
und den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt in der Krise. Denn 
wir werden noch über einen 
längeren Zeitraum durchhalten 
müssen. Corona wird ein Mara-
thon, kein Sprint.“

105 mobile Teams 
für die Gesundheitsämter

Positiv wertet der Deutsche 
Landkreistag auch die Ankündi-
gung der Bundeskanzlerin, die 
kommunalen Gesundheitsäm-
ter mit 105 mobilen Teams bei 
der Nachverfolgung von Infek-
tionsketten zu unterstützen. 
Hauptgeschäftsführer Prof. Dr. 
Hans-Günter Henneke zufolge 
sind die Landkreise gut aufge-
stellt. Wichtig sei deshalb, dass 
die Gesundheitsämter als zu-
ständige Behörden vor Ort bei 
Bedarf auf diese zusätzlichen 
mobilen Einheiten zugreifen und 
deren Einsatz steuern können. 
Über die konkrete Umsetzung 
bedürfe es zwingend unmittel-
barer Gespräche der Bundesre-
gierung mit den kommunalen 

Klare Kante gegen ...
(Fortsetzung von Seite 1) 
Regeln halten. Deshalb sendet 
das Messen mit zweierlei Maß 
ein fatales Signal in unsere Ge-
sellschaft“, stellte Bayerns In-
nenminister fest. In einer Demo-
kratie sei weder Platz für eine 
offene noch für eine stillschwei-
gende Billigung von Gewalt als 
Mittel der politischen Ausein-
andersetzung. „Das Gebot des 
Gewaltverzichts ist für unsere 
Demokratie bestimmend, kein 
noch so ‚hehrer Zweck‘“ recht-
fertigt ein Abweichen hiervon“, 
stellte Herrmann klar.

Von Islamisten verschont

Von islamistischen Terroran-
schlägen ist Deutschland im ver-
gangenen Jahr verschont ge-
blieben, jedoch beweist laut 
Herrmann ein Blick auf Großbri-
tannien, Norwegen oder Frank-
reich, dass die Gefahr anhält. 
Dabei setzen die Täter als Merk-
mal eines modernen Terroris-
mus auf Unberechenbarkeit und 
Unvorhersehbarkeit. „Es kann 
jeden treffen, der sich zur fal-
schen Zeit am falschen Ort be-
findet. Das ist das Ziel der Ter-
roristen und gleichzeitig das be-
sonders Perfide“, befand der Mi-
nister. Oftmals handelten Täter 
im Alleingang, ohne zuvor einer 
bestimmten Terrororganisation 
angehört zu haben. Auch hier 
spiele das Internet eine wichtige 
Rolle. So habe aufgrund der Co-
rona-Pandemie der „Islamische 
Staat“ seine Anhänger aufgefor-
dert, diese Krise als Gelegenheit 
zu nutzen, die westlichen Ge-
sellschaften mit Anschlägen zu 
destabilisieren.  DK

Spitzenverbänden. „Wir können 
derzeit noch nicht absehen, wie 
sehr uns die Eindämmung der 
Pandemie noch fordern wird. In-
sofern ist das eine gute Maßnah-
me, um auf eine zweite Welle 
vorbereitet zu sein.“

Der Krise gewachsen

Die Landkreise fühlten sich 
der Krise gewachsen, „auch des-
halb, weil wir in der Lage sind, 
Personal aus anderen Teilen un-
serer Verwaltung abzuziehen 
und im Gesundheitsbereich für 
helfende Tätigkeiten einzuset-
zen. Aber jede Hilfe – so auch 
die personelle Unterstützung 
des Öffentlichen Gesundheits-
dienstes – macht es noch bes-
ser und sicherer.“ Die Schwierig-
keit bestehe nämlich auch darin, 
dass niemand genau wisse, wie 
sich die Lage in den nächsten 
Wochen entwickeln werde. Hin-
zu kämen regional unterschied-
liche Entwicklungen mit mögli-
chen Belastungsspitzen in ein-
zelnen Landkreisen.

Dank an Ärzte, Pflegekräfte 
und freiwillige Helfer

„Die Ärzte und Pflegekräfte 
in unseren Krankenhäusern, die 
Mitarbeiter in den kommunalen 
Gesundheitsämtern und die vie-
len freiwilligen Helfer leisten be-
wundernswerte, harte Arbeit. 
Dafür danken wir ihnen täglich 
und sollten diese Anerkennung 
auch öffentlich machen“, beton-
te Henneke. Vor diesem Hinter-
grund könne die angekündig-
te Kontaktstelle beim Robert 
Koch-Institut einen zusätzlichen 
Beitrag leisten, um das Vorge-
hen der Verantwortlichen vor 
Ort mit dem RKI noch besser zu 
verzahnen.  DK

Wegen Corona-Pandemie:

Vereinfachtes Zulassungsverfahren 
für Landarztquote

Bayerns Gesundheitsministerin Melanie Huml setzt angesichts 
der Corona-Pandemie bei der Zulassung der Studienbewerber im 
Rahmen der „Landarztquote“ für das Wintersemester 2020/2021 
auf pragmatische Lösungen. Huml betonte in München nach ei-
nem entsprechenden Beschluss des Landtags: „Die Zulassung un-
serer Bewerber zur Landarztquote wird – einmalig auf das Win-
tersemester 2020/2021 begrenzt – ausschließlich nach der in der 
ersten Stufe des Auswahlverfahrens ermittelten Rangliste erfol-
gen. Denn eine Gesundheitsgefährdung der beteiligten Prüfer 
und Bewerber bei Auswahlgesprächen müssen wir ausschließen. 
Der Schutz vor Infektionen hat für uns oberste Priorität.“

„Die Rangliste auf der ersten 
Stufe wird aus den Ergebnissen 
eines strukturierten fachspezifi-
schen Studieneignungstests er-
mittelt“, so Huml. Eine etwaige 
abgeschlossene Ausbildung in ei-
nem Gesundheitsberuf und des-
sen Ausübung wird ebenso auf 
der ersten Stufe des Auswahl-
verfahrens berücksichtigt. Be-
rücksichtigt wird auch eine min-
destens einjährige Tätigkeit nach 
dem Bundesfreiwilligendienst-
gesetz oder dem Jugendfreiwil-
ligendienstgesetz oder eine min-
destens zweijährige aktive Aus-
übung einer ehrenamtlichen 
Tätigkeit, die über die besonde-
re Eignung für den Studiengang 
Medizin Aufschluss geben.“

Huml hob hervor: „Das Aus-
wahlverfahren nach der ersten 
Stufe bietet somit genügend An-
haltspunkte dafür, dass bei den 
ausgewählten Bewerbern einer-
seits ein guter Studienerfolg zu 
erwarten ist und andererseits ei-
ne Bereitschaft für eine spätere 
hausärztliche Tätigkeit besteht.“ 
Grundsätzlich sieht das bayeri-
sche Land- und Amtsarztgesetz 
für die Vergabe der Studienplät-
ze im Rahmen der „Landarzt-
quote“ strukturierte und stan-
dardisierte Auswahlgespräche 

als zweite Stufe des Auswahl- 
verfahrens vor.

Die Corona-Pandemie stelle 
alle vor große Herausforderun-
gen. Aber gerade der medizini-
sche Nachwuchs solle dadurch 
keinen Nachteil bekommen. 
Dies garantiere das vereinfach-
te Zulassungsverfahren. Ab dem 
Wintersemester 2021/22 sollen 
die Studienplätze im Rahmen 
der ‚Landarztquote‘ wieder nach 
dem zweistufigen Modell verge-
ben werden.“

Huml erläuterte: „Wir bie-
ten auch jungen Menschen oh-
ne Einserabitur die Möglichkeit 
eines Medizinstudiums. Konkret 
werden bis zu 5,8 Prozent aller 
Medizinstudienplätze in Bayern 
für Studierende vorgehalten, die 
ein besonderes Interesse an der 
hausärztlichen Tätigkeit im länd-
lichen Raum haben – das sind 
rund 110 Studienplätze jährlich. 
Dafür verpflichten sie sich, spä-
ter mindestens zehn Jahre lang 
als Hausärztin oder Hausarzt in 
einer Region zu arbeiten, die me-
dizinisch unterversorgt oder von 
Unterversorgung bedroht ist. Es 
ist zu erwarten, dass viele dabei 
eine enge Bindung an ihren Ar-
beitsort aufbauen und auch dort 
bleiben werden.“  r
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Milliarde als Sonder-Schlüssel-
zuweisung für die Kommunen 
zur Verfügung zu stellen – auf 
diese Soforthilfe konnte sich je-
doch nicht geeinigt werden.

Liquiditätshilfen 
für Krankenhäuser

Die Staatsregierung hatte mit-
tels Allgemeinverfügung vom 
19. März alle Leistungserbrin-
ger – auch Reha-Kliniken – da-
zu angewiesen, alle nicht not-
wendigen Behandlungen und 
Operationen, soweit medizi-
nisch vertretbar, zu verschie-
ben. Wichtig sei dabei, dass den 
Einrichtungen kein bleibender 
finanzieller Nachteil für ihren 
Einsatz entsteht und ihre Liqui-
dität infolge der Corona-Pan-
demie nicht gefährdet werde. 
Das am 28.03. in Kraft getretene 
Covid-19-Krankenhausentlas- 
tungsgesetz des Bundes wer-
de jedoch nicht alle finanziellen 
Fragen der Einrichtungen der 
stationären Versorgung in Bay-
ern vollumfänglich lösen. Da-
her stellt die Staatsregierung Li-
quiditätshilfen für Akut-Kran-
kenhäuser, Privatkliniken sowie 
Vorsorge- und Reha-Einrichtun-
gen zur Verfügung. Die Träger 
von COVID-19-Patienten behan-
delnden Krankenhäusern erhal-
ten in Anerkennung der beson-
deren Leistungen je COVID-Pati-
ent und Tag eine Sonderzahlung 
von 70 Euro. Voraussetzung ist 
die Meldung der behandelten 
Patienten im Meldesystem IVE-
NA. Reine Privatkliniken erhal-
ten Ausgleichszahlungen in Hö-
he von 280 Euro pro Tag und 
Bett für den Zeitraum vom 
16.03.2020 bis 31.07.2020. Ein-
richtungen der Vorsorge und 
Rehabilitation mit Verträgen mit 
der Gesetzlichen Krankenversi-
cherung erhalten eine Vorhal-
tepauschale in Höhe von 50 Eu-
ro pro Tag im gleichen Zeitraum. 
Zur Umsetzung werden 138 Mil-
lionen Euro sowie die für den 
Vollzug erforderlichen Sachmit-
tel aus dem Sonderfonds Coro-
na-Pandemie bereitgestellt.

Hilfen für Kunst und Kultur

Bei soloselbständigen Künst-
lern sowie Kunst- und Kultur-
einrichtungen kommt es infolge 
der Corona-Krise zu spezifischen 
Härtefällen, da Kultur und Krea-
tivwirtschaft – anders als vie-
le andere Bereiche – noch län-
gere Zeit von Schließungen be-

troffen sind. Der Ministerrat hat 
ein neues Hilfsprogramm für so-
loselbstständige Künstlerinnen 
und Künstler in Höhe von bis 
zu 90 Millionen Euro beschlos-
sen. Es soll bis zu 30.000 in der 
Künstlersozialkasse versicherte 
Solokünstler erfassen, die bis-
lang nicht von dem Programm 
„Soforthilfe Corona“ erfasst 
werden. Sie sollen über drei Mo-
nate monatlich 1.000 Euro er-
halten, wenn ihre fortlaufenden 
Einnahmen aufgrund der Coro-
na-Pandemie zur Sicherstellung 
des Lebensunterhalts nicht aus-
reichen. Weitere zehn Millionen 
Euro werden für circa 300 nicht-
staatliche Kunst- und Kulturein-
richtungen, die vom Freistaat 
gefördert werden, einschließlich 
der Sing- und Musikschulen be-
reitgestellt. Unterstützung von 
fünf Millionen Euro erhalten 
auch die Bayerischen Studen-
tenwerke, deren Gastronomie-
betriebe geschlossen sind. 

Notmaßnahmen für Soziales

Die staatliche angeordnete 
Schließung von Betreuungsein-
richtungen soll finanziell nicht 
zu Lasten der Eltern gehen. Der 
Freistaat entlastet deshalb die El-
tern bei den Kinderbetreuungs-
gebühren. Hierfür stellt Bay- 
ern rund 170 Millionen Euro 
bereit. Die Träger der sozialen 
Dienste und Einrichtungen sind 
erheblich wirtschaftlich belas-
tet, da sie zumeist gemeinnützig 
organisiert sind und können da-
mit anders als gewerbliche Un-
ternehmen kaum Gewinne ma-
chen, adäquate Rücklagen bil-
den oder Kredite aufnehmen. 
Da die Hilfsprogramme des Bun-
des und Landes (insbesonde-
re Soforthilfen) bei den sozi-
alen Diensten oft Lücken las-
sen, greift die Staatsregierung 
ergänzend ein. Jugendherber-
gen, Schullandheime, Jugend-
bildungsstätten und Familien-
ferienstätten erhalten eine Ent-
schädigung von 60 Prozent der 
entfallenden Einnahmen bis 
Ende Juli 2020. Auch für klei-
nere Träger sozialer Einrich-
tungen wie Ehe- und Familien- 
beratungsstellen, Jugendwerk-
stätten, Mütterzentren oder 
Frauenhäuser sieht der Freistaat 
Notmaßnahmen vor.

Verdopplung  
der Vereinspauschale

Insgesamt zählen rund 12.000 
Sportvereine und 5.000 Schüt-

zenvereine etwa fünf Millio-
nen Mitglieder – das ist mehr 
als ein Drittel der Bevölkerung 
in Bayern. Um sie zu unterstüt-
zen wird die Vereinspauschale 
in diesem Jahr auf 40 Millionen 
Euro verdoppelt. Damit ermög-
licht die Staatsregierung dem 
organisierten Sport schnelle 
und unbürokratische Hilfe. Zu-
dem verfolgt Bayern eine strikte 
Containment- und Tracing-Stra-
tegie zur Eindämmung der Co-
rona-Pandemie. Die bisherigen 
Maßnahmen werden dadurch 
intensiviert, dass die Anord-
nung von Quarantäne auf Ver-
dachtsfälle ausgeweitet wird, 
bis das Testergebnis vorliegt. 
Voraussetzung für eine strikte 
Eindämmung ist eine hohe Test-
kapazität. Ziel ist es, in Bayern 
dauerhaft eine Laborkapazität 
von 25.000 bis 30.000 Tests auf 
SARS-CoV-2 pro Tag vorzuhal-
ten. Auch der Schutz besonders 
gefährdeter Personengruppen 
wird weiter verstärkt. Für Pfle-
ge- und Behinderteneinrichtun-
gen, deren Bewohner ein hohes 
Risiko für schwere, auch tödli-
che Verläufe von COVID-19-Er-
krankungen haben, bringt die 
Taskforce Infektiologie des Lan-
desamts für Gesundheit und Le-
bensmittelsicherheit (LGL) mo-
bile Teams in Einsatz.

Stufenplan  
für flexible Auslastung 

Parallel ist kurzfristig digitale 
Unterstützung des Contact Tra-
cings erforderlich. Die Staatsre-
gierung unterstützt die Entwick-
lung eines gesamteuropäischen 
Ansatzes zur Kontaktermitt-
lung. Für die Kontaktpersonen-
nachverfolgung und Quarantä-
neüberwachung wird den baye-
rischen Gesundheitsämtern zu- 
dem eine Softwarelösung zur 
Verfügung gestellt werden. 
Durch einen Stufenplan können 
die stationären Versorgungs-
strukturen effizient genutzt wer-
den, ohne eine Überlastung des 
Gesundheitssystems herauszu-
fordern. Dabei kann die zustän-
dige Regierung Krankenhäusern, 
Kliniken und Reha-Einrichtungen 
nach genauem Abwägen wieder 
eine (teilweise) Tätigkeit in der 
ursprünglichen Versorgung ge-
statten um Krankenhäusern eine 
gewisse Planbarkeit zu ermögli-
chen. Sollte es die Lage notwen-
dig machen, werden sich diese 
Einrichtungen jederzeit wieder 
auf die Bekämpfung der Coro-
na-Pandemie fokussieren.  red

Corona  
bekämpfen ...

(Fortsetzung von Seite 1)
hat gezeigt: Der Individualver-
kehr vor allem mit dem Auto 
(oder auch dem Rad) muss auf-
rechterhalten werden“, macht 
die KPV deutlich. Denn der öf-
fentliche Nahverkehr mit Bus 
und Bahn habe gerade in Zeiten 
potenzieller Infektionsgefahren 
durchaus entscheidende Nach-
teile. Neben dem angestreb-
ten Ausbau der ÖPNV-Angebote 
sollte der Individualverkehr wei-
terhin unterstützt werden und 
langfristig eine hohe Bedeutung 
bei den Mobilitätsangeboten in-
nehaben. 

Eine große Gefahr der Verbrei-
tung des Virus geht derzeit von 
Seniorenheimen aus. Diese be-
nötigten umgehend besondere 
Unterstützung - bei der Einrich-
tung von Isolationsbereichen, 
bei der Schutzausrüstung und 
auch hinsichtlich digitaler Kon-
taktmöglichkeiten der Bewoh-
ner zu Familienangehörigen.  

„Die Corona-Krise hat gezeigt: 
Sitzungen und Besprechungen 
können jetzt zu einem gewissen 
Teil über Video- und Telefon-
konferenzen stattfinden, ohne 
dass die demokratischen Prinzi-
pien darunter leiden“, stellt die 
KPV Bayern fest. Dies sollte wei-
ter auf rechtlicher und techni-
scher Seite vorangetrieben und 
in Zukunft auch unter den As-
pekten von Klimaschonung und 
Zeiteinsparung stärker genutzt 
werden.  

In allen Kommunen und Land-
kreisen sind politische Krisen-
manager gefragt. Zahlreiche in-

Homepage des bayerischen Sozialministeriums:

Frauen stellen ihre Tipps  
zur Bewältigung der Krise vor

Sozialministerin Carolina Trautner: „Wenn’s drauf ankommt, 
sind die Frauen zur Stelle. Sie halten den Laden am Laufen!“

Die Corona-Krise stellt für alle eine Ausnahmesituation dar. 
Viele Menschen sind gerade besonders gefordert, privat wie 
beruflich. Im Rahmen der Initiative „Unser soziales Bayern 
– wir helfen zusammen!“ soll auf der Internetseite des Bay-
erischen Staatsministeriums für Familie, Arbeit und Sozia-
les das beeindruckende Engagement von Frauen sichtbar ge-
macht werden. 

Unter dem Motto „Wir (Frauen) helfen zusammen!“ werden 
Frauen aus unterschiedlichsten Berufen gefragt, was sie be-
wegt, was sie umtreibt und was ihnen wichtig ist. Frauen wie 
Landtagspräsidentin Ilse Aigner, Fashion- & Lifestylebloggerin 
Hannah Geuenich und CEO & Founder der Superheldin GmbH 
Sandra Westermann sind diesem Aufruf gefolgt. 

Bayerns Sozialministerin Carolina Trautner: „Wenn jemand 
dieser Krise gewachsen ist, dann wir Frauen!“ Frauen leisten 
nach wie vor den Großteil der Care-Arbeit innerhalb und au-
ßerhalb der Familie: „Wenn die Kinder nicht in die Kita und 
Schule gehen können, organisieren vielfach die Mütter den 
neuen Familienalltag, oftmals neben der eigenen Berufstätig-
keit. Und je länger die Menschen in den eigenen vier Wän-
den bleiben, desto stärker kommt es zusätzlich auf Frauen an. 
Denn gerade sie tun alles dafür, dass keine Konflikte in der Fa-
milie entstehen“, so die Ministerin.

Aber auch in den durch die Krise besonders geforderten Be-
rufen, arbeiten mehrheitlich Frauen: In den Krankenhäusern 
liegt der Frauenanteil bei 76 Prozent, im Lebensmitteleinzel-
handel bei 72 Prozent, in den Kindertageseinrichtungen bei 92 
Prozent. Sozialministerin Trautner: „Wenn’s drauf ankommt, 
sind die Frauen zur Stelle. Sie halten den Laden am Laufen. 
Dafür verdienen Sie mehr als Hochachtung. Aber ihre Einkom-
men passen nicht zu ihrer großen Verantwortung. Gegen sol-
che Ungerechtigkeiten zwischen den Geschlechtern will und 
werde ich kämpfen. Ich danke Ihnen allen für Ihren Einsatz!“

Die inspirierenden Gedanken vieler großartiger Frauen sind 
unter folgendem Link zu finden: https://www.stmas.bayern.
de/unser-soziales-bayern/frauen/  r

Erste Schritte für Rückkehr von  
Krankenhäusern zum Regelbetrieb 

Bayerns Gesundheitsministerin Melanie Huml arbeitet mit Hochdruck an der Umsetzung des 
Stufenplans zur flexibleren Auslastung der Krankenhauskapazitäten

Bayerns Gesundheitsministerin Melanie Huml setzt angesichts 
der aktuellen Entwicklung der Coronavirus-Zahlen darauf, dass 
bereits ab Mitte Mai dieses Jahres die ersten Schritte für eine 
Rückkehr bestimmter Krankenhäuser zum Regelbetrieb erfolgen 
könnte. Huml betonte in München: „Wir arbeiten mit Hochdruck 
an der Umsetzung des Stufenplans, den der Ministerrat beschlos-
sen hat. Klar ist dabei: Wir werden nicht das Risiko eingehen, dass 
eine zu rasche Abkehr von der jetzigen Linie die bisherigen Erfol-
ge zunichte macht.“

Die Ministerin fügte hin-
zu: „Die bayerischen Kranken-
häuser stehen im Kampf ge-
gen die Corona-Pandemie wei-
ter vor einer großen Heraus-
forderung. Die gute Nachricht 
ist: Unser schnelles und konse-
quentes Vorgehen hat bislang 
eine Überlastung des Gesund-
heitssystems verhindert. Es hat 
sich gezeigt, dass die Strategie 
der Staatsregierung richtig war. 
Aber auch planbare Kranken-
hausbehandlungen sind wichtig 
– deshalb wollen wir sie je nach 
Lage wieder ermöglichen. Wir 
beobachten genau, wann wie-
der Kapazitäten dafür frei sind.“

Huml erläuterte: „Klar ist 
aber auch: Derzeit besteht kein 

Grund zur Entwarnung. Ange-
sichts der besonderen Betrof-
fenheit von Bayern bei der Co-
rona-Pandemie gilt es, mit der 
gebotenen Vorsicht zu agieren 
und jede Erleichterung fortwäh-
rend im Hinblick auf Belastung 
der Kliniken und die weitere Ent-
wicklung des Infektionsgesche-
hens abzuwägen.“

Der Ministerrat hatte am 21. 
April 2020 den vom bayerischen 
Gesundheitsministerium vorge-
schlagenen Stufenplan zur flexi-
bleren Auslastung der Kranken-
hauskapazitäten beschlossen. 
Huml betonte: „Dieser Stufen-
plan erlaubt eine schrittweise 
und vorsichtige Rückkehr in den 
Regelbetrieb - sofern dies unter 

Infektionsschutzaspekten ver-
tretbar ist und alle notwendigen 
Maßnahmen zur Vermeidung 
von Infektionen innerhalb der 
Einrichtung getroffen wurden.“

Zum einen sollen alsbald rei-
ne Privatkliniken und psychoso-
matische Einrichtungen aus der 
Pflicht zur Bereithaltung ihrer 
Kapazitäten für die Behandlung 
von COVID-19-Patienten entlas-
sen werden, sodass dort wieder 
ein gewisser Regelbetrieb begin-
nen kann. Dies gilt unter dem 
Vorbehalt, dass der Betrieb un- 
ter Infektionsschutzaspekten  
vertretbar ist und alle Maßnah-
men zur Vermeidung von Infek-
tionen innerhalb der Einrichtung 
getroffen werden.

Zum anderen soll zumindest 
teilweise auch Reha-Einrich-
tungen und zugelassenen Akut-
krankenhäusern eine vorsichti-
ge Rückkehr in den Regelbetrieb 
ermöglicht werden. Hierüber 
entscheiden die Regierungen je 
nach Auslastung und Situation 
des Versorgungsgeschehens vor 
Ort in enger Abstimmung mit 

den örtlich zuständigen ärztli-
chen Leitern. Bei Akutkranken-
häusern ist zudem die Zustim-
mung des Gesundheitsministe-
riums als Krankenhausplanungs-
behörde einzuholen.

Die Ministerin fügte hinzu: 
„Corona wird noch lange das 
Geschehen in den Kliniken be-
einflussen - teils mehr, teils we-
niger stark, je nach lokaler Be-
troffenheit.“

Die Umsetzung des Stufen-
plans wird derzeit in enger Ab-
stimmung mit den Regierungen 
vorbereitet. Zunächst muss ei-
ne Bestandsaufnahme vor Ort 
gemacht werden, welche reinen 
Privatkliniken und psychosoma-
tischen Einrichtungen ggf. wei-
ter für die Krise in Bereitschaft 
bleiben müssen. Außerdem ist 
zu klären, welche Maßgaben 
des Infektionsschutzes die Kli-
niken auf ihrem Rückweg in die 
Normalität erfüllen müssen.

Die Staatsregierung hatte im 
März 2020 wegen der zu diesem 
Zeitpunkt exponentiell wach-
senden Zahl von Corona-Infek-
tionen und den Erfahrungen 
insbesondere in Italien veran-
lasst, dass die freien Kapazitä-
ten an bayerischen Krankenhäu-
sern erhöht werden. Aus diesem 
Grund wurden sämtliche zuge-
lassene Kliniken, aber auch rei-
ne private Krankenhäuser und 
Reha-Einrichtungen verpflich-
tet, planbare Behandlungen zu-
rückzustellen, soweit das im Ein-
zelfall medizinisch vertretbar 
war. Notfallbehandlungen wa-
ren immer möglich und werden 
es auch künftig sein.

Huml unterstrich: „Im Grund-
satz bleibt der Freistaat Bayern 
auch nach einer Stabilisierung 
der Infektionsraten bei dieser 
Linie. Nach wie vor wird große 
Anstrengung darauf verwen-
det, insbesondere die Intensiv-
behandlungskapazitäten mit Be-
atmungsmöglichkeit zu erhö-
hen und die Einrichtungen auch 
auf wieder steigende Patienten-
zahlen vorzubereiten.“ Die Mi-
nisterin fügte hinzu: „Es gilt ins-
gesamt, alle Wachsamkeit dar-
auf zu verwenden, dass trotz Er-
leichterungen im öffentlichen 
Leben die Situation weiter unter 
Kontrolle bleibt.“ r

Unterstützung in der Krise ...

Bayern und Nordrhein-Westfalen:

Hilfetelefon „Gewalt an 
Männern“ 

Sozialministerin Trautner: „Gemeinsam wird es besser gelingen, 
Betroffene zu erreichen“ / Tel.: 0800-123 99 00

Das Bayerische Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales 
und das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Gleich-
stellung des Landes Nordrhein-Westfalen haben ein Hilfetelefon 
für von Gewalt betroffene Männer ins Leben gerufen. Unter der 
kostenlosen Nummer 0800 123 99 00 können sich ab sofort Män-
ner melden, die von verschiedenen Arten von Gewalt betroffen 
sind – wie häuslicher und sexualisierter Gewalt, aber auch bei-
spielsweise Stalking oder Zwangsheirat. Zusätzlich finden Betrof-
fene auf der Internetseite www.maennerhilfetelefon.de ein digi-
tales Beratungsangebot. 

„Mann: Wähle Schutz!“ Das 
Hilfetelefon ist deutschlandweit 
in dieser Form das einzige und 
erste Beratungsangebot für ge-
waltbetroffene Männer. Gera-
de in der aktuellen Situation ist 
es wichtig, dass auch Männer 
eine Anlaufstelle haben, an die 
sie sich wenden können, wenn 
sie Opfer von Gewalt geworden 
sind. Das Thema findet in unse-
rer Gesellschaft immer noch we-
nig Beachtung. Deshalb gehen 
Nordrhein-Westfalen und Bay-
ern beim Schutz von gewaltbe-
troffenen Männern voran“, sagt 
Ina Scharrenbach, Ministerin für 
Heimat, Kommunales, Bau und 
Gleichstellung des Landes Nord-
rhein-Westfalen. 

Länderübergreifende 
Zusammenarbeit

„Mit einer intensivierten län-
derübergreifenden Zusammen-
arbeit verstärken wir nicht nur 
die konsequente Platzierung 
solch tabuisierter Themen in 
der Gesellschaft, sondern kön-
nen auch Ressourcen bündeln 
und Synergieeffekte nutzen. Ge-

meinsam wird es uns besser ge-
lingen, Betroffene zu erreichen 
und ihnen zu helfen. Wir freuen 
uns über jeden, der dazu beitra-
gen möchte, die Hilfestrukturen 
für von Gewalt betroffene Män-
ner möglichst flächendeckend 
zu verbessern“, betont Carolina 
Trautner, Bayerische Staatsmi-
nisterin für Familie, Arbeit und 
Soziales. Beide Ministerinnen 
bekräftigen, dass in naher Zu-
kunft auch andere interessier-
te Länder die Möglichkeit haben 
sollen, sich der telefonischen 
Hotline und dem digitalen Bera-
tungsangebot anzuschließen.

Beide Ministerinnen sind zu-
gleich auf die anderen 14 Lan-
desregierungen in der Bundes-
republik Deutschland zugegan-
gen und werben für eine Teil-
nahme und ein Mitmachen an 
der Hilfehotline für von Gewalt 
betroffene Männer. Genauso 
wie die Länder gemeinsam Ge-
walt gegen Frauen bekämpfen, 
wollen die Ministerinnen Traut-
ner und Scharrenbach mit dem 
Hilfetelefon den Anstoß für die 
Bekämpfung von Gewalt gegen 
Männer geben und freuen sich, 
wenn sich andere Länder der In-
itiative anschließen.

Die kriminalstatistische Aus-
wertung des Bundeskriminal- 
amtes für das Jahr 2018 zeigt, 
dass im Bereich der Partner-
schaftsgewalt der Anteil der 
männlichen Opfer leicht auf 
18,7 % (2017: 17,9 %) angestie-
gen ist. In Nordrhein-Westfalen 
wird das Projekt von dem Ver-
ein man-o-man e. V. in Bielefeld 
umgesetzt. In Bayern wurde die 
Arbeiterwohlfahrt Augsburg als 
Träger für die Umsetzung ge-
wonnen.  r

novative Projekte und mutige 
Initiativen haben bereits ihren 
Beitrag zur Bekämpfung des Co-
ronavirus beigetragen. „Unsere 
Mandatsträger sollten diese In-
itiativen aktiv unterstützen und 
fördern“, unterstreicht die KPV. 
Die Kommunalpolitiker hät-
ten eine Vorbildfunktion für die 
Menschen vor Ort.Deshalb der 
Appell: „Spenden Sie Mut für 
Betroffene, Dank an alle Ehren-
amtlichen und Zuversicht in die-
sen schwierigen Zeiten!“  DK
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Liebe Kundinnen und Kunden,

Ihr Tagesablauf ist nicht mehr der gleiche wie vor ein paar Wochen. 
Alle sind in ihrem Alltag mit Herausforderungen konfrontiert.

Wir bleiben jedoch auf allen Kanälen für Sie erreichbar, auch wenn es vereinzelt zu  Einschränkungen im 
 Filialbetrieb kommen kann. Denn die Volksbanken Raiffeisenbanken stehen für Versorgungssicherheit bei 
 Bargeld und Finanzdienstleistungen.

Egal, welche Frage Sie rund um Ihr Geld haben, wir stehen Ihnen zur Verfügung. 
Nutzen Sie dazu insbesondere die telefonische Kontaktaufnahme. Sollten Sie noch kein Onlinebanking 
haben, helfen wir Ihnen gerne bei der Einrichtung.

Mit unseren über 3.500 Geldautomaten ist die Bargeldversorgung sichergestellt. 
Für unsere Firmenkunden, die staatliche Hilfen in Anspruch nehmen wollen, sind wir  erste Anlaufstelle. 
Und  natürlich stehen wir unseren mittelständischen Kunden für die Lösung von Liquiditäts fragen  ebenso 
zur Seite wie bei der Gewährung von Krediten.

Die Gemeinschaft und regionaler Zusammenhalt zählen nun mehr denn je. 
Sie können sich auf uns verlassen.

#WirsindfuerEuchda
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GVB-Präsident Dr. Jürgen Gros:

Genossenschaften halten Stellung
Die Wirtschaft leidet massiv unter der Corona-Pandemie – auch 
die bayerischen Genossenschaften. Was benötigen sie jetzt, um 
einigermaßen heil aus der Krise zu kommen? Im Interview mit 
Gerald Schneider, Redaktion „Profil“, erläutert GVB-Präsident  
Dr. Jürgen Gros, warum Interessenvertretung im Moment wichti-
ger denn je ist und warum es so schnell wie möglich ein einheitli-
ches Szenario für den Ausstieg aus dem Stillstand braucht.

Herr Gros, was bedeutet die 
Corona-Krise für den GVB als 
Verband?

Dr. Gros: Krisen sind Bewäh-
rungsproben. Für uns alle, für Un-
ternehmen und natürlich auch für 
Verbände. Wir haben uns im GVB, 
so gut es eben ging, ab Anfang 
März intern auf die aktuelle Situa-
tion vorbereitet. Oberstes Ziel war 
es, die Arbeitsfähigkeit für unsere 
Mitglieder zu erhalten. Dank des 
hohen Einsatzes aller im Verband 
ist uns das auch sehr ordentlich 
gelungen. Es ist dann doch immer 
wieder erstaunlich, was alles geht 
und was auf einmal möglich wird. 
Auch Dinge, die ansonsten als völ-
lig ausgeschlossen gelten. Alle ha-
ben das ganz toll gemacht. 

Das ist dann auch so ein Mo-
ment, dass ich mit großem Res-
pekt sage: Hey, klasse, ganz herz-
lichen Dank an alle! Denn der Ver-
band läuft, jeder weiß, was er zu 
tun hat. Und entscheidend: Der 
Vorstand, die Führungskräfte und 
ein Kernteam aus Mitarbeitern 
sind in der Türkenstraße präsent. 
Wir sind für unsere Mitglieder und 
ihre Anliegen erreichbar. Wir sind 
in der Lage, mit Politik, Aufsicht, 
Bundesverbänden, Kammern, För-
derbanken zu kommunizieren und 
dort die Interessen unserer Mit-
glieder zu platzieren.

Und wie ist die Lage bei den 
1.212 Mitgliedsgenossenschaften?

Gros: So unterschiedlich, wie 

es auch die 1.212 Mitglieder sind. 
Klar, die Kreditgenossenschaften 
stehen als Banken im Moment 
besonders im Fokus von Politik 
und Öffentlichkeit. Sie gehören zu 
den Sektoren, die von Schließun-
gen ausgenommen sind. Auf den 
Mitarbeitern dort lastet enormer 
Druck. Sie sind nicht nur die Seel-
sorger für Tausende von Kunden, 
sondern sorgen auch dafür, dass 
die Versorgung mit Krediten und 
Finanzdienstleistungen nicht zu-
sammenbricht. Und sie sind in-
tensiv gefordert als Lotsen für ih-
re Kunden, wenn es darum geht, 
sich im Dschungel der staatlichen 
Förderleistungen zurechtzufinden. 

Deshalb möchte ich auch allen 
31.000 Mitarbeitern der Volks-
banken und Raiffeisenbanken 
Danke sagen, dass sie die Stellung 
halten. Bei allen Fokussierungen 
auf Belastungen und Leid in Kran-
kenhäusern sollten die Leistun-
gen außerhalb des Gesundheits-
bereichs nicht vergessen werden. 
Denn ohne sie würde in Deutsch-
land längst Chaos herrschen. 

Stellung halten aber nicht nur 
die Beschäftigten in den Banken, 
sondern auch die Mitarbeiter der 
gewerblichen und ländlichen Ge-
nossenschaften. Sie stehen eben-
falls ihre Frau und ihren Mann, 
oft unter Bewältigung großer Un-
wägbarkeiten. Die Nöte vieler Be-
triebe in diesem Bereich erlebe ich 
zum Teil sehr direkt mit. Hier wird 

heute schon spürbar, was unse-
rer Wirtschaft noch bevor steht, 
wenn der aktuelle Zustand länger 
anhält.

Was meinen Sie damit?
Gros: Genossenschaften sind in 

über 35 Branchen tief in der bay-
erischen Wirtschaft verwurzelt. 
Da fühlen sie den Pulsschlag der 
Ökonomie sehr genau. So wurde 
uns schon ganz frühzeitig signali-
siert, was auf Handwerk und Le-
bensmittelbranche zurollt. Ein Bei-
spiel: Bei den Bäckern ist der Um-
satz um 50 Prozent eingebrochen. 
Es baut sich eine Kaskade von Zah-
lungsaufschüben und -ausfällen 
auf, der sehr schnell eine Kaska-
de von Lieferausfällen mit wichti-
gen Vorprodukten für die Backwa-
ren folgen kann. In politischen Ge-
sprächen habe ich bereits in der 
ersten Woche der Ausgangsbe-
schränkungen vor den Folgewir-
kungen gewarnt.

Gibt es weitere Beispiele?
Gros: Nehmen Sie den Milchsek-

tor. Der Exporteinbruch nach Chi-
na zeigt jetzt volle Wirkung. Das-
selbe gilt für Italien, das als Ab-
satzmarkt für Bayern traditionell 
von besonderer Bedeutung ist. Ein 
Drittel der gesamten bayerischen 
Exportmilchmenge fließt norma-
lerweise dorthin. Da geht nur ge-
rade gar nichts mehr. Das trifft 
die genossenschaftliche Milch mit 
Wucht. Und da viele unserer Mit-
glieder zum Beispiel „Cash and 
Carry“-Märkte mit auf Großver-
braucher ausgerichteten Gebin-
degrößen beliefert haben, ist auch 
der Absatzkanal verstopft. Denn in 
den Großmärkten fehlen als Kun-
den die derzeit meist geschlosse-
nen Hotels und die Gastronomie. 
Wenn die Molkereien aber nicht 

mehr die bisherigen Mengen ver-
arbeiten und absetzen können, 
dann zeitigt das sofort zwei neue 
Herausforderungen. Den Molke-
reien fehlen Einnahmen und sie 
sind plötzlich mit Überkapazitäten 
an Milch konfrontiert. Damit lan-
det das Thema ganz schnell in der 
Landwirtschaft. Mit allen Auswir-
kungen auf die dort ohnehin schon 
kritische Stimmungslage. Auch 
das ist in der Politik adressiert.

Was folgt daraus?
Gros: Entscheidend ist, dass 

die Molkereien am Laufen gehal-
ten werden. Ein Stillstand wäre fa-
tal und würde sich zum Beispiel 
auf die Produktion von Mager-
milchpulver auswirken. Hier sind 
genossenschaftliche Molkereien 
stark vertreten. Magermilchpul-
ver ist unentbehrlich zur Produk-
tion von Babynahrung. Daher gilt 
es, für hinreichende Liquidität der 
Betriebe zu sorgen und sie um je-
den Preis offen zu halten. Sie sind 
systemrelevant.

In Ihren Ausführungen klingt 
es an, der Verband ist mehr denn 
je in der Interessenvertretung 
gefordert.

Gros: Ja – und das auf ganz un-
terschiedlichen Ebenen. Wir ad-
ressieren an Politik und Aufsicht, 
arbeiten eng mit den Kammern, 
insbesondere der IHK für München 
und Oberbayern, zusammen, stim-
men uns mit BVR, DRV und DGRV 
ab und versuchen über die Öffent-
lichkeit zu wirken. Wir nehmen die 
Themen der Mitglieder auf, fas-
sen sie zusammen und entwickeln 
daraus politische Vorschläge. Vie-
les dreht sich dabei natürlich um 
den Zugang zu Liquidität und Ka-
pital. Insofern bündelt sich vieles, 
was alle Mitgliedsgenossenschaf-
ten angeht, in der Interessenver-
tretung für die Kreditgenossen-
schaften. Hierbei koordinieren wir 
uns mit dem Bayerischen Banken-
verband sowie dem Sparkassen-

verband Bayern. Gemeinsam ha-
ben wir in den unterschiedlichen 
Phasen der Krise verschiedene Pa-
piere erarbeitet. So zuletzt das Pa-
pier zu „Sofort-Maßnahmen zur 
Beschleunigung der Kreditverga-
be“. Darum hatte der Ministerprä-
sident für die Kabinettssitzung mit 
Olaf Scholz am 31. März gebeten.

Der GVB hat sich schon zu Be-
ginn der Corona-Krise in die po-
litischen Debatten eingebracht. 
Wo können Sie denn Erfolge vor-
weisen?

Gros: Das stimmt, der GVB hat 
sich frühzeitig zu Wort gemeldet. 
Wir haben als einer der ersten 
temporäre Änderungen der Insol-
venzordnung gefordert. Das wur-
de realisiert. Wir haben mit gro-
ßem Nachdruck darauf verwie-
sen, dass es notwendig werden 
könnte, Vertreter- und General-
versammlungen digital abzuhal-
ten – auch wenn das die jeweili-
ge Satzung so nicht vorsieht. Aber 
außergewöhnliche Zeiten erfor-
dern außergewöhnliche und prag-
matische Lösungen. Der Gesetzge-
ber hat die Voraussetzungen nun 
geschaffen.

Ein weiterer Punkt, den wir früh-
zeitig erfolgreich eingefordert ha-
ben: Die Banken dürfen vorüber-
gehend bestimmte Kapital- und 
Liquiditätspuffer unterschreiten. 
Um die Anforderungen an den 
SREP-Aufschlag zu erfüllen, dür-
fen Banken künftig nicht nur har-
tes Kernkapital, sondern vorüber-
gehend auch zusätzliches Kern-
kapital oder Ergänzungskapital 
verwenden. Die nationalen Auf-
sichtsbehörden haben zudem be-
schlossen, den antizyklischen Ka-
pitalpuffer in Deutschland nun 
doch nicht scharf zu schalten. Das 
gibt den Banken mehr Spielräume, 
um nun dringend benötigte Kredi-
te vor allem an kleine und mittle-
re Unternehmen auszureichen. Bei 
all diesen Themen war es wichtig, 

dass sämtliche genossenschaftli-
chen Verbände an einem Strang 
gezogen haben und auch weiter-
hin ziehen. Es bleibt nämlich im-
mer noch einiges zu tun.

Dabei sind doch wesentliche 
Gesetzes- und Hilfspakete be-
schlossen. Wo sehen Sie denn 
weitere Handlungsfelder für die 
Interessenvertretung des GVB?

Gros: Es ist gerade viel Dynamik 
in der Entwicklung, auch in der Po-
litik. Wir bleiben da natürlich dran. 
Gesetze und Hilfspakete müssen 
sich jetzt in der Praxis bewähren. 
Dort, wo es dann klemmt, muss 
nachgeschärft werden. Da gibt es 
sehr wohl noch einiges an Hand-
lungsbedarf. Dazu nehmen wir die 
operativen Fragestellungen und 
Hinweise unserer Mitglieder auf. 
Wir bringen sie bei der Bankenauf-
sicht ein, mit der GVB-Vorstands-
mitglied Alexander Büchel in stän-
digem Austausch steht. 

Unser Agrarexperte steht in en-
gem Kontakt mit dem Landwirt-
schaftsministerium. Ich halte Ver-
bindung zum Wirtschafts- und Fi-
nanzminister und dem Minister-
präsidenten. Wir stehen zudem 
in permanentem Kontakt mit 
den zuständigen Beamten in Fi-
nanz-, Wirtschaftsministerium und 
Staatskanzlei. Außerdem geben wir 
die vielfältigen Hinweise aus den 
Kreditgenossenschaften weiter, die 
zeigen, dass auch bei den Angebo-
ten der Förderbanken noch längst 
nicht alles Gold ist, was glänzt.

Sie sprechen es an. Die Zahl der 
Kreditanfragen hat aufgrund der 
Corona-Krise erheblich zugenom-
men. Die Hausbanken sind erster 
Ansprechpartner, wenn Firmen-
kunden die Angebote von KfW 
und LfA Förderbank Bayern an-
nehmen wollen. Wie lautet Ihre 
Bestandsaufnahme?

Gros: Die Zahl der Kreditan-
fragen an die Volksbanken und 
 (Fortsetzung auf Seite 6)
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MdEP Markus Ferber zu Corona-Bonds:

Keine Vergemeinschaftung 
der Schulden!

Die europäischen Finanzminister haben sich auf Hilfen von einer 
halben Billion Euro geeinigt, trotzdem ebbt die Debatte um Coro-
na-Bonds nicht ab. In einem Interview der Hanns-Seidel-Stiftung 
bezog deren Vorsitzender MdEP Markus Ferber Stellung, wie der 
Balanceakt zwischen europäischer Solidarität und Eigenverant-
wortung gemeistert werden kann.

Ferber zeigte sich zunächst 
erfreut, dass sich die EU-Finanz-
minister auf ein Hilfsprogramm 
von etwa 500 Milliarden Eu-
ro geeinigt haben. Dies sei ein 
starkes Signal an die Staaten, 
aber auch an die Wirtschaft: 
„Wir sind in der Lage, auch un-
ter Druck kluge Entscheidungen 
zu treffen. Damit ist in wichtiger 
Finanzpfeiler für die Phase des 
ökonomischen Stillstands ein-
geschlagen“, kommentierte der 
Europaabgeordnete.

Die Stimmungslage

In diesem Zusammenhang 
wies er darauf hin, „dass wir 
aufpassen müssen, Europa nicht 
dahingehend zu überfordern, 
dass alles, was im eigenen Land 
nicht funktioniert, von Europa 
gelöst werden muss und aus al-
lem, was zu Hause klappt, Euro-
pa sich heraushalten soll“. Dies 
sei derzeit die Stimmungsla-
ge in allen EU-Mitgliedstaaten. 
Gleichzeitig müsse Europa jetzt 
seinen Mehrwert für die Mit-

gliedstaaten deutlich machen. 
Dass dies gerade bei der Frage 
von Finanzhilfen nicht einfach 
ist, sei von Anfang an klar gewe-
sen.

„Marshallplan“

Ohne Frage muss sich aus Fer-
bers Sicht die Europäische Union 
neben Notfallmaßnahmen insbe-
sondere bei der Frage der Wie-
derbelebung der Wirtschaft in 
Europa besonders engagieren. 
Der „Marshallplan“, von dem 
EU-Kommissionspräsidentin Ur-
sula von der Leyen spricht, und 
der gerade in Deutschland posi-
tiv besetzt ist, sei dabei ein mögli-
ches Modell. Eine Reihe von Staa-
ten innerhalb der EU dächten 
aber im Wesentlichen an direkte 
Finanzhilfen, die Europa gewäh-
ren soll. Am Ende werde es dar-
auf ankommen, einen geeigneten 
Instrumentenmix zur Verfügung 
zu stellen und abgestimmt die 
Maßnahmen umzusetzen. „Das 
wäre ein wirklicher europäischer 
Mehrwert“, betonte Ferber.

Der MdEP zeigte sich über-
zeugt, dass es in der jetzigen 
Phase des ökonomischen Still-
stands darum gehe, Unterneh-
men zu helfen, dass sie diese 
Durststrecke überstehen. Da-
zu könne die Europäische Inves-
titionsbank – analog zur KfW in 
Deutschland – einen wichtigen 
Beitrag leisten, denn nur weni-
ge Staaten hätten national eige-
ne Förderbanken zur Verfügung. 
Zum zweiten müssten Lösungen 
für die Arbeitnehmer gefunden 
werden. Das deutschlandweit 
erfolgreiche Modell des Kurz-
arbeitergeldes wolle man jetzt 
auch auf europäischer Ebene 
implementieren. Zudem wür-
den Liquiditätshilfen für Unter-
nehmen benötigt, was vom ESM 
geleistet werden könnte.

Mit Blick auf den heftigen 
Streit über Euro-Bonds stellte 
Ferber fest: „Jeder will helfen 
und jeder weiß: Europa muss 
jetzt schnell und kraftvoll den 
Mitgliedstaaten zur Seite ste-
hen. Deswegen empfehle ich, 
wie auch Ministerpräsident Sö-
der und Kanzlerin Merkel, auf 
bestehende Instrumente auf-
zusetzen und nicht alle politi-
sche Kraft auf Finanzinstrumen-
te zu setzen, die es noch gar nicht 
gibt. Bis ‚Corona-Bonds‘ wirk-
lich marktfähig sind, vergeht min-

destens ein Jahr. Unabhängig da-
von öffnen solche Anleihen ei-
ne Türe, die wir nach der Krise 
nicht wieder werden schließen 
können, denn es wird immer et-
was geben, was die EU gemein-
sam auf den Weg bringen will, 
sei es die Digitalisierung unse-
rer Wirtschaft, der ‚Green De-
al‘ oder andere Projekte. Immer 
wird es dann heißen, das kön-
ne man doch über gemeinsame 
Anleihen finanzieren. Damit wä-
ren wir schleichend in die Verge-
meinschaftung der Schulden ge-
schlittert, aus der wir nie wieder 
herauskommen.“

Bis heute hätten sich die Mit-
gliedstaaten nicht einmal auf den 
mehrjährigen Finanzrahmen ei-

nigen können, der regelt, wie-
viel Geld der EU ab dem nächs-
ten Jahr zur Verfügung steht, 
führte Ferber weiter aus. „Dies 
wäre aber ein wichtiges Instru-
ment, um gerade den besonders 
betroffen Ländern wie Italien 
und Spanien zu helfen. Und wir 
müssen auch einmal klar sagen: 
Das Corona-Virus ist nicht auf 
die Euro-Zone beschränkt, die 
Nicht-Euro-Länder hätten von 
den Corona-Bonds aber über-
haupt nichts.“

Soziale Marktwirtschaft 
als Leitidee

Im Übrigen sieht der Europa- 
politiker keinen Grund, das Wirt-

schaftsmodell, das in Deutsch-
land nach dem Zweiten Welt-
krieg das Wirtschaftswunder 
ausgelöst hat, in Frage zu stellen. 
Ganz im Gegenteil: „Mit der so-
zialen Marktwirtschaft als Leit- 
idee werden wir die Wiederbele-
bung der Wirtschaft am besten 
leisten können. Allerdings wer-
den wir uns intensiver mit der 
Frage beschäftigen müssen, wel-
che Schlüsselkompetenzen wir in 
der EU haben sollten. Der Preis 
ist ein wichtiges Kriterium in ei-
nem marktwirtschaftlichen Mo-
dell, wir haben aber, glaube ich, 
jetzt schnell gelernt, wie wichtig 
es ist, viele Fähigkeiten auch im 
eigenen Wirtschaftsraum vorzu-
halten.“ DK

Stiftung für Mering:

Aus Bürgern werden Partner
Mit der Stiftung für Mering geht in der HAUS DER STIFTER – Stif-
tergemeinschaft der Stadtsparkasse Augsburg die erste kommu-
nal initiierte Stiftung bürgerschaftlichen Engagements an den 
Start. Der Marktgemeinderat Mering richtete auf Initiative von 
Noch-Bürgermeister Hans-Dieter Kandler die Stiftung ein. Mit ih-
rer Hilfe sollen regionale Projekte gefördert werden, der Gemein-
schaftssinn gestärkt und Bürgerinnen und Bürger sich als Part-
ner ihrer stark wachsenden Kommune verstehen. Die Stiftung für 
Mering dient dem Gemeinwohl und wird „Kräfte der Innovation 
mobilisieren“, da ist sich Hans-Dieter Kandler sicher.

„Wir leben in einer Gesellschaft, 
in der Gemeinsinn Hilfe braucht, 
um dauerhaft zu wirken. Viele 
Menschen haben das Bedürfnis 
anderen zu helfen und das gesell-
schaftliche Leben in Mering zu 
fördern. Es soll mit der Stiftung 
für Mering eine Basis geschaf-
fen werden, die dauerhaft in so-
zialen, kulturellen, sportlichen, 
denkmalschützerischen, heimat-
kundlichen und naturschützeri-
schen Bereichen Chancen eröff-
net und fördert“, so Hans-Dieter 
Kandler in seinem Grußwort.

Jeder ist herzlich willkommen, 
sich mit seinem Engagement an 
der Gestaltung des sozialen und 
kulturellen Lebens zu beteiligen. 
Wichtig ist dabei, dass die Stif-
tung für Mering nicht die Pflicht-

aufgaben der Gemeinde ersetzt. 
Vielmehr werden gemeinnützi-
ge und mildtätige Stiftungszwe-
cke erfüllt. Diese sind sehr viel-
fältig und erstrecken sich von A 
wie Altenhilfe über Brandschutz 
und Rettung, Heimatpflege, Ju-
gendhilfe oder Sport bis zu W wie 
Wohlfahrt. Mit der Stadtsparkas-
se Augsburg und der DT Deutsche 
Stiftungstreuhand AG hat sich die 
Marktgemeinde für die Umset-
zung ihrer Stiftungsidee kompe-
tente Partner ins Boot geholt. 

Mit der Heimat verbunden

Stolz präsentieren Bürgermeis-
ter Hans-Dieter Kandler und Cor-
nelia Kollmer, Kuratoriumsvor-
sitzende HAUS DER STIFTER, die 

unterschriebene Errichtungsur-
kunde. Hans-Dieter Kandler ging 
auch gleich mit gutem Beispiel 
voran und warb anlässlich seines 
60. Geburtstags anstelle von per-
sönlichen Gaben um Spenden für 
die Stiftung für Mering. 

„Bürgerinnen und Bürger, die 
sich eng mit ihrer Heimat Mering 
verbunden fühlen und die Markt-
gemeinde weiter vorwärtsbrin- 
gen wollen, haben mit ihrer Spen-
de nun eine schöne Gelegenheit 
dazu beizutragen“, so Cornelia 
Kollmer. 

Die Stiftungsarbeit kann durch 
Spenden, die unmittelbar für die 
Zwecke der Stiftung eingesetzt 
werden, oder durch Zuwendun-
gen zur Erhöhung des Stiftungs-
vermögens unterstützt werden. 
Zuwendungen ab 500 Euro wer-
den zu 80 % zur Erhöhung des 
Vermögens und zu 20 % als Spen-
de verwendet. Zuwendungen un- 
ter diesem Betrag werden zu  
100 % als Spende für die Stif-
tungszwecke verwendet. Zuwen-
dungen, die als Spende gekenn-
zeichnet sind, werden unabhän-
gig von deren Höhe für die Stif-
tungszwecke verwendet. r 

Cash Logistik: 

Bargeld ist Garant für Integration
Handel drängt Kunden ungerechtfertigt zur Kartenzahlung

Trotz Coronavirus bezahlen viele Deutsche nach wie vor mit Bar-
geld, wie die Bundesbank laut einem ntv-Bericht festgestellt hat. 
Selbst in Krisenzeiten bleiben die Geldscheine und Münzen nicht 
nur bei Einkäufen des täglichen Bedarfs sehr beliebt. Der Han-
del allerdings versucht massiv, den Kunden einen Strich durch die 
Rechnung zu machen, drängt sie unter dem fadenscheinigen Ar-
gument des im Vergleich zur Barzahlung geringeren Infektions-
risikos zur Kartenzahlung. Und dass, obwohl unter anderem das 
Robert Koch-Institut längst mehrfach bestätigt hat, dass diese 
Aussage nicht haltbar ist. 

Die Aufforderung zur Karten-
zahlung ist gelebte Ausgrenzung 
derer, die über kein Konto verfü-
gen oder bar bezahlen möchten. 
Der wahre Grund für diesen „War 
on Cash“ sind diverse Vergünsti-
gungen der Anbieter unbarer Zah-
lungsmittel gegenüber dem Han-
del. Weiteres Motiv für das Zu-
rückdrängen des Bargeldes sind 
vor allem die immer wertvolleren 
Kundendaten. So werden die Kon-
sumenten zum „gläsernen Kun-
den“. Bargeld verhindert dies. 

„Es ist zudem das einzige gesetz-
lich garantierte Zahlungsmittel, 
hat eine erhebliche Integrations-
kraft und ermöglicht allen Men-
schen quasi barrierefrei am Wirt-
schaftskreislauf teilzunehmen“, er- 
läutert Michael Mewes, Vorstand 
der Cash Logistik Security AG und 
Vorsitzender der Bundesvereini-
gung Deutscher Geld- und Wert-
dienste BDGW. Außerdem gibt 
Mewes zu bedenken, dass der Bar-
geldkreislauf nicht sukzessive her-
untergefahren und am Tag X nach 
Corona beliebig wieder reaktiviert 
wenn kann. 

40 Mio. Erwachsene 
in Europa ohne Bankkonto

„Alle Bürger müssen die Wahl 
und die Möglichkeit behalten, 

mittels Bargeldzahlungen am All-
tag teilzunehmen“, macht Me-
wes deutlich. Auch sei die finanzi-
elle Eingliederung benachteiligter 
Bevölkerungsgruppen eng mit Ar-
mutsbekämpfung, Frauen-Empo-
werment und Arbeitsplatzschaf-
fung verbunden ist. „Insofern ver-
hindert Bargeld Ausgrenzung und 
fördert Integration“, so Mewes.
Allein in Europa verfügen laut 

dem World Savings and Retail 
Banking Institute etwa 40 Millio-
nen Erwachsene über kein Bank-
konto. Weltweit sind es sogar 1,7 
Mrd. Menschen (Quelle: WestS-
tein Ltd.).

„Die Integration dieser Men-
schen in den Wirtschaftskreis- 
lauf muss gewährleistet sein“, 
betont Mewes. Außerdem seien 
diese Konsumenten ein gewalti-
ger Wirtschaftsfaktor. 

Dass Bargeld auch hierzulan-
de gesetzt ist, zeigen sehr deut-
lich aktuell erhobene Zahlen zu 
den B2C-Transaktionen: Rund 
zwei Drittel davon erfolgen nach 
wie vor in bar. Und allen Unken-
rufen zum Trotz dürfte sich an der 
Vorliebe für’s Bargeld hierzulande 
wohl auch in den nächsten Jahren 
nicht viel ändern. r

Genossenschaften halten ...
(Fortsetzung von Seite 5)
Raiffeisenbanken ist deutlich ge-
stiegen. Jetzt sind in erster Li-
nie zwei Dinge nötig: Die Poli-
tik muss ihren Ankündigungen 
auch Taten folgen lassen. Das 
bedeutet, dass KfW und LfA För-
derbank Bayern nun die Mittel 
schnell und unbürokratisch zur 
Verfügung stellen. Es bleiben 
aber noch Stolpersteine, die aus 
dem Weg geräumt werden müs-
sen: Die Förderbanken überneh-
men je nach Programm 80 oder 
90 Prozent der Kreditrisiken. Das 
wird nicht in allen Fällen reichen. 
Deshalb halte ich es auch weiter-
hin für angemessen, dass wir ei-
ne Diskussion darüber führen, 
inwieweit der Staat über seine 
Förderbanken hier zu 100 Pro-
zent ins Obligo geht. Schließlich 
waren es die staatlichen Stellen, 
die auch den Lockdown weiter 
Teile der Wirtschaft veranlasst 
haben. 
Dass eine hundertprozentige 
Haftungsübernahme möglich ist,  
wenn der politische Wille dazu 
vorhanden ist, zeigt zum Beispiel 
die Schweiz. Dort wurde die Haf-
tungsübernahme auf bis zu 100 
Prozent angehoben. Es geht al-
so auch um Gleichbehandlung 
und darum, nach einem Über-
winden der Krise wieder mit glei-
chen Startbedingungen loslegen 
zu können, ohne Wettbewerbs-
nachteile.

Bedeutet das, dass die Banken 
bei der Kreditvergabe zögern?

Gros: Die Volksbanken und 
Raiffeisenbanken zögern jeden-
falls nicht. Sie sind wesentlicher 
Teil der Krisenlösung. Sie haben 
die eigene Kreditvergabe hoch-
gefahren, um die Wirtschaft 
zu stützen. Die Kreditgenos-
senschaften sind keine reinen 
Durchlauferhitzer für die Pro-
gramme der staatlichen Förder-
banken. In den vergangenen Ta-
gen haben sie knapp 60 Prozent 
der neu ausgereichten Kredi-
te auf die eigene Bilanz genom-
men. Weitere 15 Prozent wur-
den in Zusammenarbeit mit der 
LfA Förderbank Bayern, 22 Pro-
zent in Kooperation mit der KfW 
realisiert. 

Das zeigt: Die staatlichen Pro-
gramme sind wertvoll. Noch 
wichtiger aber bleiben die Fähig-

keit der Volksbanken und Raif-
feisenbanken zur Kreditvergabe 
aus eigener Kraft und die schnel-
le Auszahlung an die Unterneh-
men. Das betone ich auch des-
halb, weil es mir im medialen 
und politischen Hype um die För-
derbanken aktuell deutlich zu 
kurz kommt. Schön wäre, wenn 
man auch politisch zur Kenntnis 
nehmen würde, welche Risiken 
die Volksbanken und Raiffeisen-
banken jetzt schultern.

Die Staatshaushalte haben 
ebenfalls riesige Kreditprogram- 
me zu schultern. Wie beurtei-
len Sie die Debatte um die Coro-
na-Bonds?

Gros: Dazu habe ich eine kla-
re Meinung. Wenn jetzt auf eu-
ropäischer Ebene Corona-Bonds 
kommen, dann ist das der Ein-
tritt in die dauerhafte Sozialisie-
rung der Staatsschulden. Die Ge-
meinschaftshaftung wäre Reali-
tät – dauerhaft, nicht nur für die 
Zeit der Pandemie. Ich bin ein-
deutig dafür, die Instrumentari-
en zu nutzen, die bereits zur Ver-
fügung stehen, wie zum Beispiel 
den Euro-Rettungsschirm ESM. 

Es muss außerdem endlich 
mal damit Schluss sein, jeden 
Anlass politisch herzunehmen, 
um die europäische Vergemein-
schaftung nationaler Schulden 
zu fordern. Es wird allmählich un-
glaubwürdig, wenn immer die- 
selben Akteure mit den alten For-
derungen auftauchen. Bislang 
hießen sie Euro-Bonds, jetzt hei-
ßen sie Corona-Bonds und beim 
nächsten Mal Irgendwas-Bonds. 
Das Konzept wird auch durch 
ständiges Wiederholen und Um-
benennung nicht besser.

Bleiben wir auf der europä-
ischen Ebene. Was halten Sie 
von der Empfehlung der EZB an 
die Banken, bis mindestens Ok-
tober 2020 keine Dividenden zu 
zahlen? Die BaFin hat sich dem 
mittlerweile angeschlossen.

Gros: Hier ist Differenzierung 
notwendig. Ungleiches kann man  
nicht gleich behandeln. Die 
Volksbanken und Raiffeisenban-
ken hatten unter den gegebe-
nen Rahmenbedingungen noch 
ein gutes Jahr 2019. Warum sol-
len sie davon nicht etwas an ihre 
Mitglieder und Eigentümer zu-
rückgeben dürfen – ob nun als 

Dividende oder in anderer Form. 
In unserer Gruppe haben wir 

keine Eigenkapitalprobleme. Im 
Gegenteil, aktuell sind wir gut 
ausgestattet. In unserer Grup-
pe führen auch die jetzt gewähr-
ten temporären Eigenkapitaler-
leichterungen und getroffenen 
aufsichtsrechtlichen Maßnahmen 
nicht dazu, dass wir plötzlich di-
videndenfähig sind. Die genos-
senschaftliche Bankengruppe war 
das grundsätzlich vorher auch 
schon. Wenn es in der Banken-
landschaft Institute gibt, bei de-
nen das anders ist, dann müssen 
EZB und BaFin das dort anspre-
chen.

Eine Frage zum Schluss: Sie 
haben eine Exitstrategie gefor-
dert, um aus dem Corona-Still-
stand wieder herauszukom-
men. Warum?

Gros: Fabriken und die aller-
meisten Geschäfte haben ge-
schlossen, Gaststätten, Hotels 
und Handwerksbetriebe wissen 
nicht, wie es weitergeht, Liefer-
ketten drohen dauerhaft zu rei-
ßen. So eine Situation kann ei-
ne Volkswirtschaft nicht beliebig 
lange durchhalten. Wir haben er-
lebt, wie schnell es gegangen ist, 
eine laufende Wirtschaft nahezu 
zum Erliegen zu bringen. 

Die Politik hat den Wirtschafts-
motor ausgeschaltet, jetzt muss 
sie zeigen, dass sie auch weiß, 
wie man die Maschine wieder 
in Gang bringt. Es braucht nun 
ein einheitliches Szenario für 
Deutschland, wie und vor allem 
wann die Wirtschaft wieder ins 
Laufen gebracht werden soll. 
Unternehmen, Handwerker, al-
le die dafür sorgen, dass Wirt-
schaft funktioniert, benötigen 
dringend eine Perspektive, um 
liquiditätsmäßig und geschäfts-
politisch planen zu können. Nö-
tig sind zwischen Ländern und 
Bund verzahnte Task-Force-Ein-
heiten, die sich strukturiert und 
abgestimmt mit den relevanten 
Fragestellungen beschäftigten, 
um bundeseinheitliche Lösungen 
zu erarbeiten. Es wird ein Leben 
nach der Krise geben. Das künf-
tig zu organisieren, damit soll-
te man jetzt beginnen. Auch das 
gehört zum Krisenmanagement.

Herr Dr. Gros, vielen Dank für 
das Interview! r

Eine Milliarde Euro Corona- 
Soforthilfe in Bayern ausgezahlt

In Bayern haben Soloselbstständige, kleine und mittlere Unternehmen 
bis zu diesem Wochenende bereits eine Milliarde Euro Corona-Sofort-
hilfe ausbezahlt bekommen. Damit haben die mehr als 1400 zustän-
digen Mitarbeiter bei den sieben bayerischen Bezirksregierungen und 
der Landeshauptstadt München über 150.000 der etwa 400 000 ein-
gehenden Anträge bewilligt. Etwa 20.000 Anträge wurden abgelehnt.

„Wir haben in den vergangenen 
Wochen trotz schwieriger Rah- 
menbedingungen viel geschafft 
und eine Milliarden-Summe aus-
gezahlt. Mein großer Dank gilt 
den Mitarbeitern der Bezirksre-
gierungen und der Landeshaupt-
stadt München. Wir werden nicht 
nachlassen, die Ärmel hochkrem-
peln und weiterarbeiten, bis jeder 
Berechtigte sein Geld bekommen 
hat“, erklärte Wirtschaftsminister 
Hubert Aiwanger. 

Er bat alle, die noch auf ihre So-
forthilfe warten, um Verständnis. 
„Wir wollen rasch auszahlen, müs-
sen aber auch genau hinschauen, 
denn beim Umgang mit dem Geld 
der Steuerzahler ist Sorgfalt gebo-
ten“, unterstrich der Wirtschafts-
minister. Zudem bat er alle An-
tragsteller, die Anträge akkurat 
auszufüllen. Je mehr die Mitarbei-
ter nacharbeiten müssten, desto 
länger dauere der gesamte Bewil-
ligungsprozess. r
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Bayerische Sparkassen:

Zügige Kreditvergabe möglich
Die bayerischen Sparkassen stehen als Hausbank auch in der Coro-
na-Krise an der Seite ihrer Unternehmenskunden und Selbständigen. 
Die Antragsbearbeitung für Förderkredite aus den Hilfsprogrammen 
der Förderbanken läuft im Hochbetrieb. Wie Dr. Ulrich Netzer, Präsi-
dent des Sparkassenverbands Bayern, erläuterte, „wollen wir nach 
Kräften dazu beitragen, die wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pan-
demie abzufedern, damit unsere mittelständischen Unternehmen 
und Selbständigen leistungsfähig für die Zeit danach bleiben“. 

Bei den bayerischen Sparkassen 
können Unternehmen und Selb-
ständige sowohl die Förderkre-
dite und Liquiditätshilfen der LfA 
Förderbank Bayern, der landwirt-
schaftlichen Rentenbank als auch 
der bundesdeutschen Kreditan-
stalt für Wiederaufbau (KfW) be-
antragen und ausbezahlt bekom-
men. Die Förderbanken haben da-
zu die bestehenden Programme 
modifiziert und erweitert. 

Alle neuen Kreditangebote 
wurden geschaffen, um Unter-
nehmen, die unter den Folgen der 
Corona-Pandemie leiden, den Zu-
gang zu Krediten auch in schwie-
rigen Zeiten zu erleichtern. Vor- 
aussetzung für die Unterstüt- 
zung der Unternehmen ist im-
mer ein grundsätzlich tragfähiges 
Geschäftsmodell und der Nach-
weis, dass sich die Schwierigkeit 
des Unternehmens auf die Coro-
na-Krise zurückführen lässt. Die-

se Angebote sollen von Firmen 
in Anspruch genommen wer-
den können, die durch die Coro-
na-Krise in größere Finanzierungs-
schwierigkeiten geraten sind.

Bei den bayerischen Sparkas-
sen gab es Netzer zufolge bis zum  
1. April bereits über 12.000 Aus-
setzungen mit einem Stundungs-
betrag von insgesamt über 80 
Millionen Euro. Diese Sofortmaß-
nahmen der Sparkassen schaffen 
bereits unabhängig von den För-
derkreditprogrammen Liquidität. 
Sie führen dazu, dass Anträge auf 
Förderkredite an die LfA und die 
KfW sorgfältig vorbereitet wer-
den können und die dazu den 
Sparkassen zwingend auferleg-
te Kreditrisikoprüfung beschleu-
nigt, aber sorgfältig durchgeführt 
werden kann. Die Gesamtzahl der 
Anfragen nach Förderkrediten lag 
Ende März bereits bei rund 8.000 
und stieg in der Folge rasant an.

Für die Unterstützung ihrer Fir-
menkunden ergreifen die bayeri-
schen Sparkassen im Moment ei-
ne Vielzahl von ungewöhnlichen 
Maßnahmen. So stocken sie z.B. 
Personalkapazitäten im Firmen-
kunden-Kreditbereich auf, schu-
len weitere Mitarbeiter, arbeiten 
im Schichtbetrieb, leisten Über-
stunden und Samstagsarbeit, ha-
ben die Businesslines der Kun- 
denservicecenter aufgestockt und 
bereiten Kunden telefonisch an-
hand von Checklisten vor. Zudem 
können die Kunden ihren Förder-
kreditbedarf inzwischen auch on-
line bei ihrer Sparkasse anmel- 
den; damit wird die Abwicklung 
beschleunigt.

Kredit- und Risikoprüfung 
zwingend erforderlich

Für die Kreditvergabe aus den 
staatlichen Kreditprogrammen ist  
eine Kredit- und Risikoprüfung 
zwingend erforderlich und recht-
lich vorgegeben. Die Förderins-
titute verzichten auf eine eigene 
Kreditprüfung, greifen stattdes-
sen bei Krediten bis zu einer be-
stimmten Höhe auf die Prüfung 
durch die Hausbanken zurück, 
die ihnen auf diese Weise Ar-

beit abnehmen. Nach den weiter-
hin geltenden aufsichtlichen Vor-
gaben für Kreditinstitute dürfen 
keine Kredite vergeben werden, 
die banküblichen Standards nicht 
standhalten. Die vorgeschriebene 
Kredit- und Risikoprüfung bezieht 
sich auf 100 Prozent des Kredit-
volumens und nicht etwa nur auf 
den Haftungsanteil der Hausbank.

Um ihren Kreditprüfungspro-
zess zu vereinfachen, brauchen 
die Kreditinstitute Erleichterun-
gen in der Regulation. Im Sinne 
ihrer Kunden haben die bayeri-
schen Sparkassen den Förderins-
tituten und staatlichen Stellen be-
reits zahlreiche konstruktive Vor-
schläge zur Vereinfachung der 
Prozesse unterbreitet. Das bayeri-
sche Kabinett hat sich erneut mit 
dem Thema beschäftigt und we-
sentliche Punkte aus Anregungen 
der bayerischen kreditwirtschaft-
lichen Verbände aufgegriffen (wir 
berichteten). 

Nach Netzers Worten setzen 
die Sparkassen alle Hebel in Be-
wegung, um den Unternehmen 
ihrer Heimatregionen zu helfen: 
„Es ist in unserem eigenen Inte-
resse, die Wirtschaft in unseren 
Geschäftsgebieten zu stärken. 
Auch während der Finanzkrise ha-
ben die Sparkassen geholfen. Sie 
waren als Regionalbanken nicht 
direkt von der Finanzkrise betrof-
fen und haben anerkannt stabili-
sierend für die deutsche Finanz-
wirtschaft gewirkt.“

Trotz dieser Erfahrung aus der 
Krise seien sie in der Folgezeit 
überproportional von den Regu-
lierungsmaßnahmen für den Ban-
kenmarkt betroffen gewesen, 
weil sich diese in der Regel nicht 
an Regionalbanken, sondern an 
internationalen Großbanken ori-
entierten. Die Sparkassen hätten 
sich darauf eingestellt und seien 
auch heute trotz dieser Belastung 
feste Partner für ihre Kunden. DK

Wachsendes Kreditneugeschäft
Die Sparkassen verzeichneten im März eine starke Auswei-

tung des Kreditneugeschäfts. Die neu zugesagten Darlehen 
stiegen um 3,3 Milliarden Euro, d.h. 723 Millionen Euro bzw. 
knapp 28 Prozent mehr als im März 2019. „Über alle Kunden-
gruppen vergeben die Sparkassen mehr Kredite aus den eige-
nen Büchern. Jeder vertretbare Kredit wird auch vergeben“, 
betonte Dr. Ulrich Netzer, Präsident des Sparkassenverbands 
Bayern. „Die Sparkassen arbeiten auf Hochtouren und stellen 
die Kreditversorgung für die Breite der Bevölkerung und des 
Mittelstands sicher.“ DK

Chefvolkswirte der Sparkassen-Finanzgruppe:

Wirtschaft stabilisierend stützen
Das Corona-Virus trifft die deutsche Wirtschaft hart. Die Chef-
volkswirte der Sparkassen-Finanzgruppe betonen, dass ange-
sichts der aktuellen Krisenentwicklungen alles dafür getan wer-
den muss, die Wirtschaft jetzt stabilisierend zu stützen. Es gehe 
darum, den Shut-Down der Volkswirtschaften zu überwinden und 
negative Zweitrundeneffekte zu begrenzen. Daher müssten auch 
bereits jetzt die Grundlagen für ein Wiedererstarken der deut-
schen und europäischen Volkswirtschaft im Blick bleiben.

Die Corona-Pandemie hat gra-
vierende ökonomische Aus-
maße. Mit ihren Maßnahmen 
habe die Bundesregierung wich-
tige Voraussetzungen geschaf-
fen, um die Unternehmen wir-
kungsvoll in dieser schweren Zeit 
zu unterstützen. Darüber hin-
aus geht es nach Auffassung der 
Chefvolkswirte jetzt darum, sek-
torspezifische Lösungen zu fin-
den, um Unternehmen in der 
Zeit des Shutdown aufzufangen. 
Auch Erleichterungen für Ban-
ken müssten folgen. Zudem seien 
Börsen-Schließungen zu prüfen.

Arbeitskräftepotenzial 
erhalten

Nach der Pandemie müsse 
es gelingen, die Volkswirtschaft 
möglichst schnell wieder in ei-
ne robuste Lage zu führen. Kapi-
talstock und Arbeitskräftepoten-
zial müssten in der Krise erhalten 
bleiben. Sie bildeten die Grund-
lage für das Wiedererstarken der 
Wirtschaft. Die Erhöhung digita-
ler und wissensbasierter Investi-
tionen erfordere besondere Auf-
merksamkeit.

„Die Pandemie führt zu ei-
ner neuen Weltwirtschaftskri-
se“, heißt es weiter. „Überall wer-
den die nächsten Quartale tief- 
rote Zahlen aufweisen.“ Zu den 
angebotsseitigen Beschränkun-
gen wie reißenden globalen Lie-
ferketten komme ein massi-
ver Nachfragerückgang, der auf-
grund der notwendigen gesund-
heitlichen Vorsorgemaßnahmen 
unabdingbar ist. Dabei könnten 
je nach Überwindung der Pande-
mie Nachholeffekte zwar wieder 
die Wirtschaft ankurbeln. Nicht 
zu vernachlässigen seien aber 
auch negative Zweit-Rundenef-
fekte, die durch verlorenes Ver-
trauen Konsum und Investitionen 
verstärkt vermindern können.

„Immer klarer zeichnet sich 
ab: Deutschland sieht sich in 
2020 zunächst stark rezessiven 
Tendenzen gegenüber.“ Weite-
re Abwärtsspiralen müssten so 
gut es geht durchbrochen wer-
den. Es gelte, einen tiefen Kon-

junktureinbruch wirtschaftspo-
litisch abzufedern. Dabei müss-
ten zugleich die Grundlagen für 
einen möglichen Aufschwung ge-
legt werden. Es gehe jetzt dar-
um, noch stärker Bürger und Un-
ternehmen sowie Banken und 
Sparkassen mit Maßnahmen zu 
unterstützen, die diese drama-
tische Krisenphase überwinden 
helfen. 

Lokal verankerte Institutionen 
haben in Krisenzeiten laut DSGV  
eine wichtige Stabilisierungs- 
funktion. Dies gelte insbeson-
dere auch für Banken und Spar-
kassen, die mit ihrer Infrastruk-
tur, Kontaktpflege und kontinu-
ierlichen Kreditvergabe den klei-
nen und mittleren Unternehmen 
helfen, in die Zukunft zu investie-
ren. Damit dies gelingt, sollte re-
gulatorisch alles getan werden, 
damit die Liquiditäts- und Kre-
ditversorgung stabilisiert wer-
den kann.

Entscheidend wird es aus Sicht 
der Chefvolkswirte jetzt sein, die 
mit den fiskalpolitischen Maß-
nahmen einhergehenden höhe- 
ren Staatsschulden geldpolitisch 
aufzufangen. Umfassende Staats-
anleihekäufe sollten daher befris-
tet für die Zeit der Pandemie er-
möglicht werden.

Geldpolitik nicht  
überstrapazieren

Es sei nicht an der Zeit, an apo-
diktischen Abgrenzungen zwi-
schen Fiskal- und Geldpolitik fest-
zuhalten. Gleichzeitig sollte die 
Geldpolitik in dieser Lage aber 
auch nicht überstrapaziert wer-
den. Es müsse vermieden wer-
den, die Geld- und Kapitalmärkte 
noch weiter in den tiefen negati-
ven Bereich hineinzuführen. Die 
EZB habe in einem ersten Schritt 
angemessen reagiert und blei-
be jetzt genauso wie die ande-
ren Zentralbanken gefordert, die 
Versorgung der Realwirtschaft 
über das Bankensystem sicher zu 
stellen. Zudem blieben auch die 
Aufsichts- und Finanzstabilitäts-
mechanismen gefordert, weiter 
für Stabilität zu sorgen.

Schließlich sollten nun alle an-
gedachten zusätzlichen neuen 
aufsichtlichen und regulatori- 
schen Maßnahmen auch auf 
Shutdown gesetzt und weitere 
Aktivitäten erst nach Überwin-
dung der Pandemie wieder auf-
genommen werden. Gemeinsam 
mit der Aufsicht müssten jetzt 
Sparkassen und Banken alles un-
ternehmen, in der nächsten Zeit 
die Infrastruktur mit Blick auf die 
Geldfunktionen aufrecht zu er-
halten. Dazu gehörten insbeson-
dere die klassischen Funktionen 
des Geldes als Transaktions- und 
Wertaufbewahrungsmittel. 

Höhere Investitionen 
als Königsweg

Weite man den Blick über die 
aktuelle Krise hinaus, werde ein 
deutlicher Investitionsrückstand 
in Deutschland deutlich. Auf lan-
ge Sicht seien Unterinvestitionen 
wachstumsgefährdend, betonen 
die Experten: Je weniger Kapital, 
desto geringer das Produktions-
niveau und die Wachstumsraten. 
Höhere Investitionen seien des-
halb der Königsweg für die ge-
sunde Aufstellung der Wirtschaft 
nach Überwindung der Pandemie. 

Hierzu trage jetzt auch unmit-
telbar der Ausbau des deutschen 
Gesundheitssystems mit durch 
die Corona-Krise initiierten Mil-
liarden-Investitionen bei. „Auch 
sie werden mit dafür sorgen, die 
Überschüsse der Leistungsbilanz 
zu reduzieren, die anstehenden 
demografischen Herausforderun-
gen besser zu bewältigen und ins-
gesamt unser Wirtschaften nach-
haltiger werden zu lassen.“

Kapitalstock ausweiten

Mit dem Klimapaket für ein 
nachhaltiges Wirtschaften sei-
en gerade im vergangenen Jahr 
wichtige Investitionsimpulse auf 
den Weg gebracht worden. Zur  
Überwindung des Corona-Schocks 
müssten daher auch weitere 
staatliche und private grüne In-
vestitionen getätigt werden. Ver-
bunden mit mehr Kapitaleinsatz 
und größeren Anstrengungen für 
Forschung und Entwicklung sei-
en höhere Investitionen ein Ge-
bot für heute, morgen und über-
morgen. „Dabei wird es nicht rei-
chen, den aktuellen Kapitalstock 
zu erhalten. Falls möglich, sollte 
er ausgeweitet und stetig moder-
nisiert werden.“ DK

Hilfsfahrten im Auftrag der Kommune:

VKB weitet 
Versicherungsschutz aus

Es gibt sie bereits seit knapp zehn Jahren: eine Versicherung des 
Pkws bei Hilfsfahrten durch Ehrenamtliche. Wenn diese im Auf-
trag der Kommune bedürftige Menschen mit Mobilitäts-Handi-
cap versorgen, sichern sogenannte Dienstfahrt-Fahrzeug- und  
Rabattverlust-Versicherungen die Fahrten ab, wenn die Kommu-
ne diese abgeschlossen hat.

Die Versicherungskammer Bay- 
ern weitet während der Pande-
mie diesen Versicherungsschutz 
auf zweifache Weise aus: Sie si-
chert zum einen ab sofort Fahr-
ten zu allen hilfsbedürftigen 
Personen ab, auch ohne Mobili-
täts-Handicap. Zum anderen ge-
nießen ab sofort nicht nur Eh-
renamtliche den Schutz in die-
ser Versicherung, sondern auch 
alle bisher nicht versicherten 
Bediensteten der Kommune, 
wenn sie solche Fahrten über-
nehmen.

Ein Beispiel: Ein Kasko-Versi-
cherungsschutz zur Abdeckung 
von Schäden am eigenen Pkw 
besteht nun bei Fahrten zu Se-
nioren, die zu Hause Unterstüt-
zung benötigen, weil die Kinder 
oder Dritte im Moment nicht 
helfen können. Oder auch bei 
einer Fahrt zu einer Familie in 

Quarantäne. „Mit unserem An-
gebot wollen wir als Versicherer 
einen Beitrag dazu leisten, die 
Bereitschaft, bei der Versorgung 
von Hilfsbedürftigen mitzuhel-
fen, zu erhöhen“, macht Peter 
Niedermeier, Abteilungsleiter 
Underwriting Kraftfahrt Flotte 
Versicherungskammer Bayern, 
deutlich.

Den Versicherungsschutz er-
hält die Kommune für ehren-
amtliche und die eigenen Mit-
arbeiter ganz einfach: Sie erteilt 
den Fahrtauftrag schriftlich oder 
elektronisch. Und sie meldet die 
Kilometer der Versicherungs-
kammer Bayern. 

Weitere Informationen erhal-
ten die Kommunen bei ihrem Di-
rektionsbevollmächtigten, und 
zwar über die bekannten Zu-
gangswege per E-Mail oder Te-
lefon. r
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BayernLB steht Wirtschaft  
zur Seite

Die BayernLB unterstützt ihre Kunden bestmöglich, um die mas-
siven wirtschaftlichen Auswirkungen der Corona-Krise zu bewäl-
tigen. „In dieser außergewöhnlichen Notlage stehen wir an der  
Seite von Unternehmen und Menschen in Bayern und Deutsch-
land“, erklärte Stephan Winkelmeier, Vorstandsvorsitzender der 
Bayerischen Landesbank, bei der Bilanzpressekonferenz. „Wir 
leisten unseren Beitrag zur Sicherung der Liquidität von Unter-
nehmen, die der Pandemie-Schock unverschuldet getroffen hat. 
So tragen wir dazu bei, gesunde und leistungsstarke Wirtschafts-
strukturen sowie damit verbundene Arbeitsplätze zu erhalten.“

Neben den Kundenbetreuern  
sind insbesondere die Förder-
mittelexperten der BayernLB  
im Dauereinsatz, um Kredite 
und Bürgschaften für die von 
der Krise besonders betroffe-
nen Unternehmen zu arrangie-
ren. Hand in Hand mit den bay-
erischen Sparkassen tragen sie 
maßgeblich dazu bei, dass För-
dermittel der KfW Bankengrup-
pe oder der LfA Förderbank Bay-
ern bei den Betrieben im Frei-
staat ankommen. Dazu beraten 
die Spezialisten der Landesbank 
die Sparkassen zur Verfügbar-
keit der Programme und unter-
stützen bei der Antragstellung. 
Außerdem stehen sie im Aus-
tausch mit vielen Firmenkunden 
der BayernLB, zu denen größe-
re Mittelständler und börsenno-
tierte Konzerne zählen.

Das Interesse an den staatli-
chen Förderangeboten ist enorm 
und zieht sich quer durch die ge-
samte Wirtschaft. Mehr als vier-

tausend Anfragen haben die 
Fachleute der BayernLB schon 
beantwortet, seitdem Bayerns 
Staatsregierung und die Bundes-
regierung die Förderprogram-
me auf den Weg gebracht ha-
ben. Mittlerweile hat die Bank 
das Fördermittelteam unter an-
derem mit fachkundigen Kolle-
ginnen und Kollegen aus ande-
ren Einheiten verstärkt, um eine 
rasche und sorgfältige Bearbei-
tung zu gewährleisten.

Fördermittel:  
Berater rechnen mit 
bis zu 10.000 Anträgen

Ein Ende des Ansturms ist nicht 
absehbar: Die BayernLB rechnet 
mit bis zu 10.000 Förderanträ-
gen, die von der S-Finanzgrup-
pe im Freistaat binnen weniger 
Wochen im Zusammenhang mit 
der Corona-Krise auf den Weg 
gebracht werden. Bislang haben 
Bayerns Sparkassen und die Bay-

ernLB rund 200 Anträge mit ei-
nem Gesamtvolumen von nahe-
zu 80 Mio. Euro an die Förder-
banken weitergereicht.

Erforderliche Kreditprüfung

Der Kreditwirtschaft kommt 
entgegen, dass die Förderban-
ken die Antragstellung teils 
deutlich vereinfacht haben. Bei 
Darlehen bis drei Mio. Euro ver-
zichten sie beispielsweise auf ei-
ne eigene Kreditprüfung. Haus-
banken wie die Sparkassen oder 
die BayernLB müssen jedoch 
trotz aller Dringlichkeit eine Kre-
ditprüfung durchführen, um den 
aufsichtsrechtlichen Vorgaben 
und ihrer kaufmännischen Sorg-
faltspflicht gerecht zu werden. 
Dabei können nur Unterneh-
men Fördermittel in Anspruch 
nehmen, die über ein tragfähi-
ges Geschäftsmodell verfügen 
und vor Ausbruch der Pandemie 
nicht „in Schwierigkeiten wa-
ren“, wie die KfW betont.

Soforthilfen: schnelle und  
zuverlässige Auszahlung

Zusätzlich zum Fördergeschäft 
unterstützt die BayernLB die Li-
quiditätsversorgung der Wirt-
schaft derzeit durch die zügi-
ge Überweisung der Soforthil-
fen der Bayerischen Staatsregie-

rung und der Bundesregierung. 
Diese Zuschüsse können Selbst-
ständige oder kleine Betriebe 
seit 18. März beantragen. Die 
ersten Auszahlungen erfolgten 
bereits am 20. März – unter an-
derem über ein Konto, das der 
Freistaat Bayern bei der Bay-
ernLB als seiner Hausbank un-
terhält. Allein über diese Bank-
verbindung sind mittlerweile 
bereits mehr als 300 Mio. Eu-
ro an die Antragsteller über-
wiesen worden. Auf diese Wei-
se wird ein wichtiger Beitrag  
geleistet, die Zahlungsfähigkeit 
vieler Betriebe in der akuten Kri-
senphase kurzfristig sicherzu-
stellen und damit die Wirtschaft 
zu stabilisieren.

Bayern-Anleihe

Die BayernLB unterstützt dar- 
über hinaus den Freistaat Bay-
ern dabei, die von der Staatsre-
gierung eingeleiteten Maßnah-
men zur Bewältigung der Coro-
na-Pandemie am Kapitalmarkt 
zu refinanzieren. In der vergan-
genen Woche hat der Freistaat 
dazu drei Milliarden Euro aufge-
nommen. Die BayernLB als seine 
Hausbank hat diese Emission als 
mandatierter Konsortialführer 
wesentlich mitplatziert. Es han-
delt sich um die größte jemals 
begebene Bayern-Anleihe.

Uneingeschränkte  
Erreichbarkeit für die Kunden

Um die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter vor Infektionen zu 
schützen, hat die BayernLB an 
allen Standorten in den vergan-
genen zwei Wochen bis auf wei-
teres weitgehend auf Heimar-
beit umgestellt. Für ihre Kunden 
ist die BayernLB dabei uneinge-
schränkt erreichbar. „Wir sind 
da und wir sind handlungsfä-
hig“, betonte Winkelmeier. Ge- 
meinsam mit den bayerischen 
Sparkassen hält die Bayerische 
Landesbank die Versorgung 
mit Finanzdienstleistungen auf-
recht. 

Einschränkungen im Leistungs- 
angebot gibt es bislang allenfalls 
partiell, wenn aufgrund der Pan-
demie Lieferketten beeinträch-
tigt sind. Dies wirkt sich bei-
spielsweise punktuell auf den 
physischen Sorten- und Edelme-
tallhandel aus, den die BayernLB 
von Nürnberg aus betreibt. Zu-
lieferer weltweit schränken die 
Produktion ein und somit sind 
einige Produkte nicht verfüg-
bar. Die BayernLB ist als einer 
der wenigen großen Edelme-
tallhändler nach wie vor liefer-
fähig und hat unter dem Strich 
im März 2020 so viel physisches 
Gold gehandelt wie in keinem 
Monat zuvor. r

Geschäftsjahr 2019 der Sparkasse Mainfranken Würzburg:

Zuverlässiger Finanzpartner 
der Region

Als verlässlicher Finanzpartner steht die Sparkasse Mainfranken 
Würzburg den Menschen in der Region auch in außergewöhnli-
chen Zeiten zur Seite. Wie Vorstandsvorsitzender Bernd Fröhlich 
bei der Vorlage der Geschäftszahlen 2019 unterstrich, vertrauten 
die Bürger der viertgrößten Sparkasse in Bayern. „Wir beraten un-
sere Privat- und Firmenkunden ganzheitlich, um gemeinsam eine 
optimale Vermögensstruktur zu gestalten.“

Geprägt war das Geschäftsjahr 
2019 der Sparkasse Mainfran-
ken Würzburg von einem lebhaf-
ten Kreditgeschäft und Zuflüssen 
beim Geldvermögen. In einem 
anspruchsvollen Umfeld konn-
te die Eigenkapitalausstattung 
durch weitere Rücklagen ge-
stärkt werden. Die Bilanzsumme 
stieg auf 8,8 Mrd. Euro – rund  
6 Prozent mehr als 2018.

Gestiegene Kundeneinlagen

Die Kundeneinlagen wuchsen 
um 351 Mio. Euro (+ 5,1 %) auf 
7,3 Mrd. Euro. Die Kunden bevor-
zugten weiterhin täglich verfüg-
bare Geldanlagen. Die Bestän-
de der Kundendepots erhöhten 
sich um 411 Mio. Euro (+ 20,3 %) 
auf 2,4 Mrd. Euro, darunter al-
lein rund 1,6 Mrd. Euro in Fonds 
der Deka. An dieser Entwicklung 
hat der zusammen mit der De-
ka-Bank seit 2012 aufgelegte 
Fonds „Mainfranken Strategie-
konzept“, der sich 2019 wieder 
hervorragend entwickelte, mit 
548 Mio. Euro einen bedeuten-
den Anteil. Zusammen mit den 
rund 563 Mio. Euro Anspargutha-
ben bei der Landesbausparkasse 
Bayern (LBS) und 653 Mio. Euro 
Rückkaufswerten für Lebensver-
sicherungen bei der BayernVersi-
cherung wurden 10,9 Mrd. Euro 
Vermögenswerte im Auftrag der 
Kunden betreut.

Mit 279 Mio. Euro (Vorjahr 350 
Mio. Euro) neu abgeschlosse-
nen Bausparverträgen beim Ver-
bundpartner LBS sicherten sich 
die Sparkassenkunden langfris-
tig das niedrige Zinsniveau. Die 
Sparkasse Mainfranken Würz-
burg gehört zu den größten Im-
mobilienvermittlern in der Re- 
gion. Vermittelt wurden Immo-
bilien mit einem Objektwert 
von insgesamt rund 79 Mio. Eu-
ro (Vorjahr: 67 Mio. Euro). Die 
Jahres-Beitragssumme von rund 
2,1 Mio. Euro neu abgeschlos-
sener Haftpflicht-, Unfall-, Kfz-, 
Kranken- und Gewerbeversiche-
rungen der Versicherungskam-
mer Bayern lag über dem Ergeb-
nis des Vorjahres (rund 2,0 Mio. 
Euro). Mit einer Beitragssumme 
von rund 102 Mio. Euro (Vorjahr: 
93 Mio. Euro) neu abgeschlos-
sener Lebensversicherungsver-

träge nutzten die Kunden das Si-
cherheitskonzept der VKB.

Im Berichtsjahr wurden 1,2 
Mrd. Euro (entspricht nahezu 20 
% des Bestandes) neue Kredite 
ausgezahlt. Gleichzeitig wurden 
844 Mio. Euro Finanzierungsmit-
tel zurückgezahlt, so dass sich 
der Kreditbestand um 335 Mio. 
Euro (+ 5,9 %) auf etwas mehr als 
6 Mrd. Euro ausgeweitet hat. 

Insgesamt betreuen die 1.595 
Mitarbeiter der Sparkasse Main-
franken rund 673.300 Kunden- 
konten und -depots, darunter  
255.110 Girokonten und 53.749 
Wertpapierdepots. Statistisch ist 
damit jeder zweite Mainfranke in 
der Stadt Würzburg und den Land-
kreisen Würzburg, Main-Spessart 
und Kitzingen Kunde der Sparkas-
se Mainfranken. 

Dichtes Filialnetz

Mit 100 Standorten (39 Bera-
tungscenter und 61 Filialen) und 
14 Selbstbedienungs-Standorten 
bietet die Sparkasse Mainfranken 
Würzburg eines der dichtesten 
Filialnetze in Bayern. Dabei wird 
das moderne Serviceangebot der 
Sparkasse Mainfranken Würz-
burg immer häufiger genutzt.

Rund 1.000 Spenden- und  
Sponsoringprojekte für kulturelle, 
sportliche, soziale, wissenschaft-
liche und Umweltprojekte konn-
ten durch die Sparkasse Main-
franken Würzburg gefördert wer 
den. Die Spenden in Höhe von  
2,9 Mio. Euro wurden von der 
Sparkasse, aus dem Zweckertrag 
des PS-Sparens sowie von den 
vier Sparkassenstiftungen be-
reitgestellt. Diese besitzen inzwi-
schen ein Vermögen von 29 Mio. 
Euro. 

Das „Spendenportal der Spar-
kasse Mainfranken Würzburg“ 
bietet unter www.sparkasse- 
mainfranken.de/spendenportal 
die Möglichkeit, regionale Pro-
jekte und interessierte Spender 
mit nur wenigen Klicks zusam-
men zu bringen. Durch die Regis-
trierung auf dem Spendenportal 
erscheinen die Vorhaben auto-
matisch auch auf der unabhängi-
gen Plattform betterplace. Insge-
samt haben bereits mehr als 100 
Projekte Spenden in Höhe von 
insgesamt über 200.000 Euro 
über die Plattform gesammelt.

Stiftergemeinschaft

Mit ihrer Stiftergemeinschaft 
begleitet die Sparkasse Main-
franken Würzburg ihre Kunden 
bei der Gründung von Förder- 
sowie Namensstiftungen mit ei-
nem Stiftungsvermögen von in-
zwischen fast 10,1 Mio. Euro 
(Vorjahr: 4,9 Mio. Euro). Schon 
ab 25.000 Euro können auf ein-
fache Art und Weise eigene Stif-
tungen gegründet werden, um 
einen individuell gewählten 
Zweck zu unterstützen. Mit rund 
12,5 Mio. Euro war die Sparkas-
se auch im Berichtsjahr ein gro-
ßer Steuerzahler in der Region. 
Insbesondere mit der Gewer-
besteuer von rund 6,5 Mio. Eu-
ro leistet sie einen bedeutenden 
Beitrag zur Finanzierung der ört-
lichen Kommunen. DK

Sparkasse Erding-Dorfen:

Richtfest für  
neue Hauptverwaltung

Freudige Mienen beim Richtfest an der neuen Hauptgeschäfts-
stelle der Sparkasse in Erding: Um den veränderten Bedingun-
gen im Bankenwesen auch künftig gerecht zu werden, investiert 
die Bank insgesamt rund 28 Millionen Euro. Auf einer Bruttoge-
schossfläche von 7.500 Quadratmetern entstehen Büros für 210 
Mitarbeiter. Das Gebäude soll noch heuer fertiggestellt werden.

Versicherungskammer hilft  
Hotels und Gaststätten

Die Corona-Pandemie stellt die deutsche Wirtschaft vor außer-
ordentliche Herausforderungen. Der Virus hat den Alltag funda-
mental verändert. Staat und Wirtschaft müssen sich mit einer 
Vielzahl von neuen Fragestellungen in einem sich dynamisch ent-
wickelnden Umfeld auseinandersetzen. Die Hotel- und Gaststät-
tenbetriebe sind wirtschaftlich sehr stark belastet.

Eine Betriebsschließungsversi-
cherung findet in diesem Fall je-
doch keine Anwendung. Die Be-
triebsschließungsversicherung 
ist für die Schließung eines Be-
triebs, in dem eine entsprechen-
de Krankheit oder Krankheits-
erreger aufgetreten sind, konzi-
piert. 

Die Allgemeinverfügungen der 
Länder betreffen überwiegend 
Betriebe, die nicht von einem In-
fektionsfall betroffen sind. Auf 
eine vorsorgliche, flächende-
ckende Schließung von Betrie-
ben sind das Infektionsschutz-
gesetz und damit auch die Be-
triebsschließungsversicherung 
nicht ausgerichtet.

Der Konzern Versicherungs-
kammer nimmt in dieser Aus-
nahmesituation gesamtgesell- 
schaftliche Verantwortung wahr.  
Unter Federführung mehrerer 

Versicherer, unter anderem der 
Versicherungskammer Bayern 
wurde eine gemeinsame Lösung 
mit der Bayerischen Staatsre-
gierung, dem Hotel- und Gast-
stättenverband Bayern (DEHO-
GA) sowie mit dem Verband der 
Bayerischen Wirtschaft (vbw) 
gefunden.

Liquidität 
kurzfristig sicherstellen

Barbara Schick, Vorstand für 
die Kompositversicherung im 
Konzern Versicherungskammer, 
führt dazu aus „Mit dieser Lö-
sung haben unsere Kunden die 
Gewissheit, dass wir sie auch 
jetzt nicht alleine lassen und ih-
nen dabei helfen, ihre Liquidi-
tät kurzfristig sicherzustellen. 
Wir sind uns im Klaren darüber, 
dass sich viele Kunden bereits in 

einer wirtschaftlichen Notsitu-
ation befinden. Wir werden die 
Schadenmeldungen mit höchs-
ter Priorität bearbeiten.“

Die zahlreichen Unterstüt-
zungsmaßnahmen des Staates, 
beispielsweise durch das Kurz-
arbeitergeld und die Sofort-
hilfsmaßnahmen bzw. Zuschüs-
se der Länder und des Bundes 
zur Aufrechterhaltung der Liqui-
dität der Unternehmen haben 
den wirtschaftlichen Schaden 
der betroffenen Firmen bereits 
deutlich reduziert.

Den Kunden der Versiche-
rungskammer aus dem Hotel- 
und Gaststättenbereich, die ei-
ne Betriebsschließungsversiche- 
rung bei ihr abgeschlossen ha-
ben, zahlt die Versicherungs-
kammer auf die verbleiben-
den durchschnittlichen Einbu-
ßen des Kunden von ca. 30 Pro-
zent, die Hälfte, d.h. 15 Prozent 
der vereinbarten Tagesentschä-
digung für die Dauer der versi-
cherten Haftzeit. Die Zahlung 
der Versicherungskammer wird 
nicht auf die staatliche Unter-
stützung angerechnet. r

Die Sparkasse Erding gibt es 
seit 1826, den alten Hauptsitz 
seit 1983 am Alois-Schießl-Platz. 
Bei dem Neubau handelt es sich 
laut Vorstandschef Joachim Som- 
mer um ein architektonisch au-
ßergewöhnliches Gebäude für 
die Zukunft. Seit 2014 befasse 
man sich bereits mit dem Pro-
jekt. Es zeichne sich durch vie-
le diskrete Beratungszimmer, 
neue digitale Möglichkeiten so-
wie einen größeren Schließfach-
bereich aus.

Städtebauliches Zeichen

Von einem Meilenstein in  
der Geschichte des Instituts 
sprach Verwaltungsratschef Heinz 
Grundner. Die neue Hauptverwal-
tung setze an exponierter Stel-

le ein städtebauliches Zeichen 
und spiegle den Zeitgeist wider. 
Die Sparkasse sei damit den He-
rausforderungen der im Struk-
turwandel befindlichen Branche  
gewachsen.

Starke Präsenz in der Fläche

Aus Sicht des Erdinger Ober-
bürgermeisters Max Gotz ist 
der neue Sparkassen-Hauptsitz 
sehr ansprechend geworden. 
Mit dem Haus sei das Institut für 
die Zukunft gut aufgestellt. Ne-
ben der Digitalisierung sei dabei 
auch der persönliche Kontakt zu 
den Kunden unverzichtbar, be-
tonte der stellvertretende Vor-
sitzende des Verwaltungsrats.

Sein Gremiumskollege, Land-
rat Martin Bayerstorfer, verwies 

auf die Wichtigkeit der Sparkas-
se Erding-Dorfen für den Land-
kreis. Mit 44 Prozent Marktan-
teilen und einer Bilanzsumme 
von über zwei Milliarden Eu-
ro weise sie eine „überlebbare 
Größe“ auf. Mit 35 Standorten 
zeige sie zudem eine starke Prä-
senz in der Fläche. DK
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Ausführende Unternehmen

Bayern stimmt gegen 
Düngeverordnung

Die Länder haben dem Druck des Bundes nachgegeben und in einer 
Sondersitzung des Bundesrates die neue Düngeverordnung durch-
gewunken. Einzige Änderung: Verschiebung des Inkrafttretens der 
Auflagen für die Roten Gebiete auf Januar 2021. Bayerns Landwirt-
schaftsministerin Michaela Kaniber war enttäuscht über die Ent-
scheidung des Bundesrats. 

Bis zuletzt warb Landwirt-
schaftsministerin Michaela Ka-
niber um Zustimmung bei den 
anderen Bundesländern für ei-
ne Verschiebung der zahlreichen 
Neuregelungen in der Düngever-
ordnung – allerdings vergebens. 
„Für uns alle ist Wasser ein be-
sonders wertvolles Gut, das ge-
schützt werden muss. Bayern 
hat aber nichts Unmögliches ge-
fordert und Anträge im Sinne 
der Umwelt und der guten fach-
lichen Praxis in der Landwirt-
schaft gestellt. Dass unsere Ar-
gumente dennoch seit Mona-
ten vom Bund beiseite gewischt 
wurden und auch im Bundes-
ratsverfahren keine Berücksich-
tigung gefunden haben, hat uns 
letztlich keine andere Wahl ge-
lassen als der Düngeverordnung 
nicht zuzustimmen“, unterstrich 
Kaniber.

„Es ist das Mindeste, dass die 
Neuregelungen für Landwirte 
in besonders belasteten Gebie-
ten bis zum 1. Januar ausgesetzt 
werden, da deren Ausweisung 
noch völlig unklar ist. Eine gene-
relle Verschiebung der Auflagen 
wäre das Gebot der Stunde ge-
wesen. Das war unsere zentra-
le Forderung“, sagte die bayeri-
sche Landwirtschaftsministerin. 

Keine Mehrheit für Anträge

Als wichtigen Beitrag zum Um-
weltschutz hatte Kaniber bean-
tragt, die bedarfsgerechte Dün-
gung aller Zwischenfrüchte zu 
ermöglichen. Denn nur wenn 
sich die Zwischenfrüchte gut 
entwickeln, können sie vor Ero-
sion schützen. Zusätzlich hat-
te Bayern sich dafür eingesetzt, 
dass die geplanten Aufzeich-
nungsfristen für Düngemaßnah-
men von zwei auf 14 Tage ver-
längert werden. Beide Anträge 

fanden in der Länderkammer je-
doch keine Mehrheit. Kaniber 
hatte immer wieder gefordert, 
dass die Entscheidungen im Rah-
men der Novellierung der Dün-
geverordnung wissenschaftlich 
begründet, fachlich gerechtfer-
tigt und von den Ländern auch 
umsetzbar sein müssten. „Wir 
werden nun alles daransetzen, 
dass wir bei der Ausweisung der 
Roten Gebiete schnell voran-
kommen, die Regelungen praxis-
gerecht umsetzen, um Planungs-
sicherheit für die Landwirte ge-
währleisten zu können“, so Ka-
niber.

„Kontraproduktives Signal 
an Bayerns Landwirte“

Florian Streibl, Vorsitzender 
der Freie Wähler Landtagsfrak-
tion, kritisierte bereits vor der 
Abstimmung, dass mitten in der 
Corona-Krise ein entsprechen-
der Beschluss des Bundesrats 
ein vollkommen kontraprodukti-
ves Signal an Bayerns Landwirte 
sei. „Sie sind es, die an vorders-
ter Front dafür sorgen, dass es 
jetzt zu keinen Lebensmitteleng-
pässen kommt“, gab er zu be-
denken. Die Länder standen je-
doch bei der Abstimmung un-
ter hohem Druck. Strafzahlun-
gen von mehr als 800.000 Euro 
pro Tag drohte die EU-Kommissi-
on an, sollten die schärferen Re-
geln nicht beschlossen werden. 
Der Vorwurf an Deutschland: 
bei Düngemitteln EU-Vorschrif-
ten für den Grundwasserschutz 
nicht einzuhalten. 

Verband fordert Ausnahmen

Der Präsident des Bayerischen 
und Vizepräsident des Deut-
schen Bauernverbandes, Wal-
ter Heidl, kritisierte die kom-

promisslose Haltung der Politik 
beim Beschluss der Düngever-
ordnung. Ein großes Problem für 
die Länder werde die nun anste-
hende Binnendifferenzierung in-
nerhalb der roten Gebiete sein. 
Angesichts der Corona-Krise sei 
völlig unklar, ob die Verwaltun-
gen in den Ländern diese gro-
ße Herausforderung rechtzeitig 
meistern könnten. Er forderte 
die Länder auf, wenigstens jenen 
Landwirten in roten Gebieten, 
die sich nachweislich an die Vor-
gaben der guten fachlichen Pra-
xis halten, von den zusätzlichen 
Anforderungen auszunehmen. 
Auch dort, wo Verbesserungen 
erkennbar seien oder Landwir-
te sich mit Wasserkooperatio-
nen eindeutig um den Erhalt des 
Grundwassers bemühen wür-
den, sollte es Erleichterungen 
für die Bauern geben.

Grüne  
unterstützen Beschluss

Die agrarpolitische Spreche-
rin der Landtags-Grünen Gise-
la Sengl befürwortete den Bun-
desratsbeschluss und kritisier-
te Kaniber: „Mit dieser Entschei-
dung haben wir Rechtssicherheit 
für alle Beteiligten und endlich 
auch einen klaren Kurs Richtung 
Grundwasserschutz. Zwei Sig-
nale wurden damit ausgesen-
det: Gemeinwohl geht vor Ein-
zelinteressen und die Politik ist 
nicht erpressbar. Das war wich-
tig, gerade in Zeiten, wo einzel-
ne landwirtschaftliche Interes-
sengruppen versucht haben, 
die Lebensmittel-Grundversor-
gung in der Corona-Krise als 
Druckmittel zu missbrauchen. 
Schade, dass es ausgerechnet 
die bayerische CSU-Landwirt-
schaftsministerin Michaela Ka-
niber war, die dem Druck hier 
nachgeben wollte. Sie sollte die 
Bundesrats-Entscheidung jetzt 
dazu nutzen, alle Weichen in 
Richtung Umsetzung der neuen 
Düngeverordnung in den leider 
zu vielen roten Gebieten in Bay-
ern zu stellen.“ red

50 Jahre Heidelsteigschule: 

Brunnenprojekt  
am Troppauplatz 

Die Heidelsteigschule – Kulturschule seit 2017 – feiert Ende Mai 2020 
ihr 50-jähriges Bestehen und hat zusammen mit ihren Schülern und 
Lehrern ein nachhaltiges Projekt für Bamberg-Ost ins Leben gerufen: 
Der Bau und die Gestaltung eines Trinkwasserbrunnens am Troppau-
platz stellt ein wichtiges Schul- und Integrationsprojekt der Heidelsteig-
schule dar, für das die Schule die Patenschaft übernimmt. Der Brun-
nen sowie die neuen Pflanzbeete sollen Ende April aufgestellt werden. 

Realisiert wird er durch den 
Künstler Thomas Gröhling. Bei 
der Gestaltung des Brunnens hat-
ten sich auch Schülerinnen und 
Schüler sowie Lehrer und Lehre-
rinnen aktiv eingebracht. 

„Mit viel Begeisterung, Sach- 
und Kunstverstand, haben sie die 
extra entworfenen und gestalte-
ten Brunnenfliesen ausgewählt, 
hin und her geschoben, verworfen, 
diskutiert, neue Ideen entwickelt 
bis alles wirklich sehr gut passte 
vom Inhalt und Thema her, aber 
durchaus auch mit einer gestalte-
rischen Aussage. Es hat wirklich 
Freude gemacht. In solchen Augen-
blicken lohnt sich alles, was man 
unternimmt, um junge Menschen 
zu fördern“, freute sich Heide Ibach 
von der Ibach-Denkmalstiftung.

Motivierendes Projekt

Alle Klassen beschäftigen sich 
in diesem Schuljahr rund um das 
Thema „Brunnen“, um dann zum 
50. Geburtstag der Schule einen 
„Schulbrunnen“ einweihen zu dür-
fen. „Gerade für eine Mittelschu-
le mit einer sehr bunten Schüler-
schar ist ein solches Projekt wich-
tig und motivierend“, so Kulturre-
ferent Dr. Christian Lange. 

Unterstützt und vorangetrie-
ben wird dieses Projekt maßgeb-
lich von der Denk-Mal-Stiftung, 
die unter Leitung von Heide Ibach 
bereits viele positive Erfahrun-
gen mit Bamberger Schulprojek-
ten sammeln konnte. Die Denk-
Mal-Stiftung trägt, neben Zuwen-
dungen aus weiteren Stiftungen, 
den größten Teil der Kosten, die 

ca. 50.000 Euro betragen wer-
den. Eine zusätzliche Spendenak-
tion wird durch die Schule initi-
iert. Auch der Bürgerverein Bam-
berg-Ost ist eingebunden und 
freut sich über diese Belebung des 
westlichen Troppauplatzes. Her-
vorzuheben ist zudem die kons-
truktive Mitarbeit des Eisdielen-
pächters Antonio Marotta.

Der vorgesehene Standort liegt 
auf städtischen Grund, auf einem 
quadratisch angelegten bisherigen 
Pflanzbeet mit einfassender Sitz-
bank. Die Planungen zusammen 
mit den Stadtwerken und den städ-
tischen Ämtern ergaben, dass dort 
ein Trinkwasserbrunnen als nach-
haltige und an den Klimawandel 
angepasste Brunnenvariante ins-
talliert werden kann. Dieser benö-
tigt keine Brunnenstube und keine 
elektrische Pumptechnik. Der Bau- 
und Werkssenat stimmte dem Vor-
haben in seiner Dezembersitzung 
im vergangenen Jahr zu.

In dem Karree wird der Brunnen 
aus gesägtem Kalkstein gestaltet 
und soll den Namenszug der Hei-
delsteigschule tragen. Neben zwei 
Pflanzbeeten sollen zwei der ein-
grenzenden Sitzbänke erhalten 
bleiben. Die Schulklassen der Hei-
delsteigschule werden im Rahmen 
des Brunnenprojekts Fliesen ge-
stalten, die auf geplante Sitzqua-
der angebracht werden. 

Der Troppauplatz wurde 1964 
angelegt und ist zum Gedenken 
an die Vertreibungen nach dem 
Ende des 2. Weltkriegs, nach der 
ehemaligen Landeshauptstadt 
von Österreichisch-Schlesien, heu- 
te Opava/Tschechien benannt. r

Wirtschaftsprüfungs- und Beratungsgesellschaft Ernst & Young:

Kreditmarktstudie 2020
Aufgrund des anhaltenden Zinstiefs stehen die Banken hierzulan-
de unter erheblichem Druck. Sinkende Margen, eine schwäche-
re Kapitalrentabilität und eine gleichzeitig stark gestiegene Regu-
lierung erhöhen den Handlungsbedarf. Gleichzeitig müssen die 
Finanzinstitute in Sachen Digitalisierung nachlegen, wie aus der 
Kreditmarktstudie 2020 der Wirtschaftsprüfungs- und Beratungs-
gesellschaft EY hervorgeht. Hierfür wurden bundesweit 127 Ban-
ken und Sparkassen befragt. 

Mit ihren Dienstleistungen 
entwickeln sich innovative Fin-
techs zu einer ernsthaften Kon-
kurrenz für die Geldinstitute. 76 
Prozent der befragten Banken 
fühlen sich durch internetbasier-
te Zahlungssysteme bedroht. 63 
Prozent sehen eine Gefahr auch 
in digitalen Marktplätzen und 54 
Prozent im Open Banking, d.h. 
dem Öffnen von Banken und 
dem Teilen von Daten durch die 
Einführung der Zahlungsdienste-
richtlinie PSD2. Sie bedeutet ei-
nen radikalen Schnitt, da Ban-
ken bestimmte Kundendaten 
der Konkurrenz zur Verfügung 
stellen müssen. Neue Wettbe-
werber drohen somit den Ban-
ken Kunden abspenstig zu ma-
chen, wie 60 Prozent der befrag-
ten Banken befürchten.

Investitionen in  
die Digitalisierung 

Die Reduktion von Kosten ist 
für 90 Prozent der Geldhäuser 
der Hauptgrund für Investitio-
nen in die Digitalisierung. Im-
merhin 85 Prozent wollen mit 
ihrer Hilfe aber auch ihre Wett-
bewerbsposition stärken und in 

den kommenden Jahren wach-
sen. Befragt danach, welche Be-
reiche besonders stark von der 
Digitalisierung betroffen sein 
werden, nennen neun von zehn 
deutschen Finanzinstituten das 
Privatkundengeschäft, gefolgt 
von den Wertpapierdienstleis-
tungen mit 62 Prozent.

Kostenaspekt  
und Kundennutzen

Immerhin 81 Prozent der Ban-
ken sind der Ansicht, dass sie 
mit höheren Erträgen aus dem 
Provisionsgeschäft die Digita-
lisierung finanzieren können. 
Fraglich bleibt, ob höhere Pro-
visionen in einem für Banken 
schwierigen Umfeld überhaupt 
möglich sind. 69 Prozent se-
hen in geringeren Personalkos-
ten und 50 Prozent in der Schlie-
ßung von Filialen einen Weg, um 
die Investitionen zu finanzieren. 

Nach Auffassung der Wirt-
schaftsprüfer sollte nun aber 
neben dem Kostenaspekt ganz 
wesentlich auch der Kunden-
nutzen stehen. Dies könne zum 
Beispiel heißen, die Zahl der Fili-
alen nicht einfach zu verringern, 

sondern ihre Angebotsschwer-
punkte auf gewandelte Kunden-
bedürfnisse abzustimmen. In 
Zeiten des Online-Bankings er-
fordere der Zahlungsverkehr im-
mer weniger Personal. Die Kun-
denberatung aber sei nur in we-
nigen, quantitativ orientierten 
Feldern zu automatisieren. In al-
len anderen sei der persönliche 
Kontakt nach wie vor gefragt. 
Das Ergebnis könnten also klei-
nere Filialen mit höher qualifi-
ziertem Personal sein. 

Größere regionale Einheiten

Ebenfalls denkbar ist nach 
Darstellung von Ernst & Young 
eine für den Kunden sichtba-
re Integration von FinTech-Leis-
tungen in die viel breitere An-
gebotspalette der etablierten 
Institute. Auch die Fusion mit 
anderen Instituten könne ei-
ne Überlebensoption sein, vor 
allem für Banken, deren Grö-
ße keine anderen Maßnahmen 
der Umgestaltung zulässt. Im-
merhin denken fast 40 Prozent 
der befragten Banken über ei-
nen solchen Schritt nach. Zu be-
obachten sei diese Variante des 
nötigen Wandels schon seit ei-
nigen Jahren bei den Genossen-
schaftsbanken und auch bei den 
Sparkassen, die sich zu immer 
größeren und effizienteren regi-
onalen Einheiten zusammenge-
schlossen haben.

Um den Niedrigzinseffekten  
auszuweichen, ist laut EY auch 

der Aus- oder Aufbau von Ge-
schäftsfeldern denkbar, die   
nicht von der fortschreitenden 
Margenverengung betroffen sind. 
Vielen Instituten sei dies bereits 
in der Vergangenheit gelungen, 
vor allem mit der Ausweitung ih-
rer Provisionsgeschäfte. Da je-
doch fast die gesamte Branche 
auf dieses Pferd setzt, der Markt 
für solche Geschäfte aber nicht 
unbegrenzt ist, werde in Zu-
kunft immer mehr Fantasie nö-
tig sein, derartige Ertragsinseln 
zu finden.

Neben dem Niedrigzins, der an 
der Rentabilität nagt, empfinden 
die Banken die fortschreitende 
Regulierung durch EZB und Ba-
Fin, die ebenfalls auf die Gewin-
ne drückt, als weitere große Be-
lastung: zum einen direkt durch 
die nicht zu unterschätzenden 
Ausgaben für die Implementie-
rung immer neuer Kontrollinst-
rumente, zum anderen indirekt 
durch die mehrfach gestiegenen 
Kapitalanforderungen.

Angesichts der Erwartung na-
hezu aller Banken, dass die Re-
gulatorik auch in den kommen-
den Jahren ihre Gewinn- und 
Verlustrechnung beeinflussen 
wird, gelte es, das Beste dar-
aus zu machen, sprich: die Me-
chanismen im Rahmen der Mög-
lichkeiten so zu gestalten, dass 
sie Vorteile für das eigene Insti-
tut bringen, zum Beispiel durch 
noch geringere Ausfallrisiken. 
Dabei könne es hilfreich sein, 
die Regulierung in die Digita-
lisierung einzubeziehen, etwa 
in eine Kundenbearbeitung mit 
künstlicher Intelligenz.

Wandel der  
Unternehmenskulturen

Fazit: Die Bewältigung der Fül-
le neuer Aufgaben und Weichen-
stellungen, mit denen ein gro-
ßer Teil der deutschen Banken 
und Sparkassen konfrontiert ist, 
verlangt EY zufolge einen Wan-
del sowohl der Betriebe selbst 
als auch der Unternehmenskul-
turen. Einfache Arbeiten seien 
zu automatisieren, die verblei-
benden anspruchsvolleren Tä-
tigkeiten erforderten ein höher 
qualifiziertes Personal. Eine of-
fenere Einstellung gegenüber 
neuen Technologien sei vonnö-
ten, um vor allem mit der erstar-
kenden Tech-Konkurrenz Schritt 
zu halten.

Dazu werde es auch notwen-
dig sein, neue Kompetenzen in 
die Unternehmen zu holen. Und 
nicht zuletzt müsse der Kunde 
noch stärker in den Mittelpunkt 
des unternehmerischen Han-
delns rücken – hier bestehe stel-
lenweise noch Nachholbedarf. 
Kurz gefasst: „Wollen sie auf lan-
ge Sicht bestehen, müssen eini-
ge der etablierten Banken noch 
agiler werden. In Zeiten des ra-
santen Wandels kann nur eine 
hohe Flexibilität das Überleben 
sichern.“ DK

Landrat Johann Kalb:

Sonderprogramm auch 
für Gemeinden

„In dieser größten internationalen, nationalen und regiona-
len Herausforderung seit dem Zweiten Weltkrieg brauchen 
auch die Gemeinden Unterstützung.“ Deshalb hat Landrat 
Johann Kalb (Bamberg) mit der Sparkasse ein Sonderpro-
gramm für Kommunen ausgehandelt. 

Zum einen werden die Kassenkredite von 90 Millionen Eu-
ro um 50 Millionen aufgestockt und der Zinssatz von 0 auf 
minus 0,5 Prozent gesenkt (Negativzins!). Zum anderen wird 
ein Sonderkontingent „zinsgünstige kommunale Darlehen“ in 
Höhe von 50 Millionen Euro aufgelegt. Die Darlehen sind für 
Neuinvestitionen vorgesehen und haben eine Laufzeit von bis 
zu zehn Jahren.

Der Landkreischef dankte Oberbürgermeister Andreas Starke 
und den Sparkassenvorständen Stephan Kirchner sowie Thomas 
Schmidt für die Unterstützung in dieser herausfordernden Zeit. r
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Wasser kann bedenkenlos 
getrunken werden

Interview mit dem Werkleiter des Wasserzweckverbandes Laber-Naab, Franz Herrler
Bäcker und Metzger wie auch der Lebensmitteleinzelhandel 
werden in der Corona-Krise als Einrichtungen der Grundversor-
gung regelmäßig genannt. Wie aber sieht es mit dem wichtigs-
ten Lebenselixier aus, dem Wasser? Für dessen kontinuierlich gu-
te Qualität sind die Wasserversorger verantwortlich. „Wir sind 
ein Lebensmittelbetrieb. Die Wasserversorgung ist eine zentra-
le Aufgabe der Daseinsvorsorge“, betont Franz Herrler, Werklei-
ter des Zweckverbands der Wasserversorgung Laber-Naab. Der 
Zweckverband gehört zur „kritischen Infrastruktur“ (Strom, Was-
ser, Gas etc.) und hat zudem durch die Lieferung von Löschwasser 
auch höchste Bedeutung für den Feuerschutz. In den letzten Ta-
gen sind zunehmend Anfragen von Bürgern aufgelaufen, die sich 
um das Trinkwasser sorgen. Doch Herrler gibt im folgenden Inter-
view Entwarnung. 

Besorgte Bürger fragen sich, 
ob das Corona-Virus ins Grund- 
bzw. Trinkwasser gelangen und 
auf diese Weise auf den Mensch 
übertragen werden kann?

Herrler: Laut Auskunft des Um-
weltbundesamtes ist das nicht der 
Fall, eine Übertragung des Virus 
durch Trinkwasser sehr unwahr-
scheinlich. Durch die Technik ist zu 
jedem Zeitpunkt ein weitreichen-
der Schutz auch vor unbekann-
ten Organismen und chemischen 
Stoffen gewährleistet. Das heißt, 
das Corona-Virus scheint im Was-
ser nicht zu überleben. Das Trink-
wasser, das wir verteilen, kann be-
denkenlos getrunken werden. Ei-
ne Übertragung des Corona-Virus 
über die öffentliche Trinkwasser-
versorgung ist nach derzeitigem 
Kenntnisstand höchst unwahr-
scheinlich.

Kann das Corona-Virus auf 
andere Weise, über den Men-

schen, ins Trinkwasser gelangen?
Herrler: Grundsätzlich besteht 

kein Kontakt von Mitarbeitern 
zum Trinkwasser. Um aber alle 
Möglichkeiten auszuschließen, ha-
ben wir Reinigungsmaßnahmen 
bis auf Weiteres nach hinten ge-
schoben. Die Wasserversorgung 
ist aber durch die Anwendung des 
so genannten Multibarrieren-Prin-
zips schon sehr gut geschützt. Das 
beginnt bereits in der Gewinnung, 
wo angepasste Maßnahmen er-
griffen und die unterschiedlichen 
Zonen auch entsprechend bewirt-
schaftet werden. Hierfür ist der 
Trinkwasserschutz Oberpfälzer Ju-
ra ja geradezu prädestiniert, der 
mit geschultem Fachpersonal sei-
ne Aufgaben erledigt. Hier sind wir 
für zwölf weitere Wasserversorger 
tätig. Darüber hinaus gibt es die 
Schutzgebietsverordnungen, die 
eingehalten werden müssen.

Die zweite Barriere ist die För-

derung und Aufbereitung des 
Wassers (Desinfektion mit ultravi-
olettem Licht, Abtötung von Kei-
men). Weitere wichtige Maß-
nahmen gibt es in der Vertei-
lung und Lieferung: Spülung von 
Stagnationsstrecken usw. Das ist 
aber Pflichtaufgabe der Wasser-
versorgung.

Die dritte Barriere ist schließlich 
die Hausinstallation – auch hier 
müssen Maßnahmen getroffen 
werden. Hier darf ich an die Ho-
tellerie, die Gastronomie oder die 
Sportstätten, wo jetzt wochenlang 
kein Wasser läuft, appellieren: In 
der Fachsprache bedeutet das, 
dass kein bestimmungsgemäßer 
Betrieb mehr besteht. Wenn eine 
Wasserleitung länger als eine Wo-
che außer Betrieb ist, dann sollte 
sie dringend gespült werden. Auch 
die Hausmeister der Schulen soll-
ten daran denken, die Spülungen 
vorzunehmen. Grundsätzlich gilt 
das natürlich für jeden, wenn nach 
der Corona-Krise dann die Urlaube 
nachgeholt werden. Etwa 90 Pro-
zent der Beschwerden, dass zum 
Beispiel das Wasser riecht, kom-
men aus dem Bereich der Hausin-
stallation.

Welche Maßnahmen hat der 
Wasserzweckverband getroffen, 
um diesen Sorgen der Verbrau-
cher entgegenzuwirken? 

Herrler: Die Aufbereitung ha-
ben wir schon besprochen. Hin-
sichtlich des Personals war unsere 
erste Maßnahme, dass wir die Be-

Der Werkleiter des Zweckverbands der Wasserversorgung La-
ber-Naab Franz Herrler vor der Schalttafel mit allen Hochbehältern, 
Brunnen und der Wasseraufbereitungsanlage. Bild: Markus Bauer

33. Lindauer Seminar 2020:

Zukunftsfähige  
Siedlungsentwässerung

Unter der Leitung von Univ.-Prof. Dr.-Ing. Max Dohmann, Aachen und 
Univ.-Prof. Dr.-Ing. F. Wolfgang Günthert, München, fand in der In-
selhalle Lindau das 33. Lindauer Seminar statt. Moderierte Vortrags-
blöcke mit aktuellen Themenschwerpunkten der Branche, Diskus-
sionen zu Verantwortung, Zuständigkeiten und Möglichkeiten der 
Umsetzung, sowie eine begleitende Fachausstellung machten das von 
JT-elektronik veranstaltete Seminar erneut zu einem Podium intensi-
ven Informations- und Erfahrungsaustausches. 

Claus Kumutat, Präsident des 
LfU, wies eingangs darauf hin, 
dass ein zeitgemäßes Netzma-
nagement nicht nur die Sicher-
stellung ausreichender Inspek-
tions- und Sanierungsraten um-
fassen könne. Das Augenmerk 
sollte auch auf einer Sensibilisie-
rung der Bürger für die Wasser-
wirtschaft und die Entwicklung 
naturnaher Regenwasserbewirt-
schaftungskonzepte im städte-
baulichen Gesamtkontext liegen.

Kleinere Netzbetreiber im Blick

Um kommunale Umsetzungs-
beispiele, Personal und Dienst-
leistungen der Zukunft, Innovati-
onen und Entwicklungen für den 
Kanalunterhalt, sowie Vorgehen 
und Lösungen bei der Instand-
haltung von Kanalnetzen ging es 
in vier Vortragsblöcken. Dabei 
wurde deutlich, dass auch klei-
nere Netzbetreiber Konzepte ei-
ner zeitgemäßen und zukunftsfä-
higen Instandhaltung entwickeln 
können. 

Schlüsselelemente sind Strate-
gien für die intelligente Verfah-
renswahl bei der Sanierung und 
die Bereitstellung angepasster 
Investitionsbudgets. Gute Erfah-
rungen wurden zudem mit Prog-
nosemodellen gemacht, die auch 

eine langfristige Sicherstellung 
des Substanz- und Werterhalts 
von Kanalisationen ermöglichen. 
Dass bei der Instandhaltung von 
Kanalisationen auf allen Ebenen 
auch juristische Aspekte zu be-
rücksichtigen sind, wurde beim 
Umgang mit Fremdwasser in der 
Kanalisation verdeutlicht.

Mit Blick auf künftige Anforde-
rungen an Personal und Dienst-
leistungen aus der Sicht der In-
genieurbüros wurde darauf hin-
gewiesen, dass qualifizierte und 
motivierte Mitarbeiter mit fun-
diertem Basiswissen benötigt 
werden, die bereit sein sollten, 
dieses Wissen im Laufe ihres Be-
rufslebens so zu erweitern, dass 
komplexe Sachverhalte sparten-
übergreifend analysiert und ver-
mittelt werden können. Hierfür 
müssten Hochschulen und späte-
re Arbeitgeber eng zusammenar-
beiten. 

Forschungsvorhaben

Was die Themen Forschungs-
vorhaben zu neuartigen Kanalrei-
nigungssystemen und bedarfs-
gerechten Spülstrategien anbe-
langt, zeigten Praxiserfahrungen  
von Betreibern, dass sich der not-
wendige Einsatz der HD-Reini-
gungsfahrzeuge durch geeigne-
te Konzepte deutlich reduzieren 
lässt. Auch wurden aktuelle Ergeb-
nisse zu einem neuronalen KI-ba-
sierten Assistenzsystem in der Ka-
nalzustandsbewertung und Ein-
satzmöglichkeiten und -grenzen 
von Sanierungsverfahren für Ab-
wasserdruckleitungen präsentiert.

Weitere Schwerpunkte waren 
die Qualitätssicherung bei stei-
genden Baukosten sowie Möglich-
keiten der Kanal- und Schachtsa-
nierung durch Reparatur- und Re-
novierungsverfahren. Dabei wur-
den sowohl die Regelwerke der 
DWA als auch die Gütezeichen Ka-
nalbau als Werkzeuge der Quali-
tätssicherung hervorgehoben. Au-
ßerdem verwiesen Experten auf 
die Notwendigkeit der umfassen-
den Grundlagenerhebung durch 
den Planer. Dazu zählten die Sich-
tung aktueller Videos ebenso wie 
die digitale Vermessung oder die 
Baufelderkundung.

Wie sich auch zeigte, sind 
Messdaten nicht nur bei der Zu-
standserfassung zur Beurteilung 
der Integrität der Bauwerke uner-
lässlich, sondern auch zur Sicher-
stellung eines ordnungsgemäßen 
und optimierten bzw. risikomini-
mierten Anlagenbetriebes. An-
hand von Praxisbeispielen wur-
den Potenziale von Messkonzep-
ten und Messverfahren ebenso 
vorgestellt wie internationale Er-
fahrungen zur Schachtsanierung 
mittels Linern oder Haltungssanie-
rung durch Harzinjektionen. DK

reitschaftsdienste getrennt haben. 
Auch die Besprechungen sind nur 
noch telefonisch. Wenn also ei-
ne Arbeitsgruppe ausfallen sollte, 
dann würde sich das nur auf die-
se beschränken und nicht den ge-
samten technischen Bereich be-
treffen. Das haben wir schon vor 
den ersten amtlichen Ankündi-
gungen so gehandhabt. Vor allem 
die Trennung der Techniker ist hier 
wichtig.

Wirkt sich das Corona-Virus 
auf den Wasserverbrauch aus? 
Einerseits wird mehr Hygiene wie 
Hände waschen gefordert, ande-
rerseits reduziert sich aber auch 
der Verbrauch durch die Schlie-
ßung von Unternehmen etc.

Herrler: Wir spüren momentan 
keine Veränderungen. Einerseits 
bleiben die Leute zuhause und 
fahren nicht weg. Andererseits 
sind wir stark landwirtschaftlich 
geprägt mit entsprechender Was-
serabnahme für die Tierhaltung. 
Auch wenn etwa in der Hotelle-
rie und Gastronomie derzeit weni-
ger Wasser gebraucht wird – ins-
gesamt ist es nicht so dramatisch.

Ist langfristig eine Auswir-
kung auf den Wasserpreis denk-
bar? 

Herrler: Hinsichtlich der Coro-
na-Krise mit Sicherheit nicht.

Wie geht der Zweckverband in 
Sachen Mitarbeiter mit der Kri-
se um? 

Herrler: Der Baubetrieb, den wir 
schon angesprochen haben, ist ja 
getrennt. Bei uns im Haus gelten 
die vom Ministerium erlassenen 
Vorschriften, d.h. kein Parteiver-
kehr mehr, nur noch telefonische 
Kommunikation. Besprechungen 
laufen als Telefonkonferenzen ab –  
und es funktioniert ganz gut. Wir 
haben hier im Haus das Glück, 
dass fast jeder Mitarbeiter bzw. 
jede Mitarbeiterin ein eigenes 
Büro hat. Der Kontakt unterein-
ander kann dann per Telefon ge-
halten werden. Im Baubereich 
haben wir das Glück, einen ei-
genen Baubetrieb zu haben und 
nicht auf Fremdfirmen angewie-
sen zu sein und dringende Arbei-
ten – wie Rohrbrüche – selbst re-
geln zu können.

In Sachen Heimarbeitsplätze sind 
wir jedoch vorsichtig, denn wir ha-
ben viele personenbezogene Daten, 
die nicht über Privatrechner bear-
beitet werden sollten. Die Daten-
sicherheit in diesem Bereich ist für 
uns höchst wichtig. Im technischen 
Bereich verfügen wir über unser 
eigenes Glasfasernetz und kön-
nen unsere technischen Anlagen in 
Echtzeit überwachen. Darauf ha-
ben Außenstehende keinen Zugriff.

Herr Herler, wir danken für das 
Gespräch! Markus Bauer

Stadtwerke Kelheim informieren:

Maßnahmen bei nicht 
genutzten Trinkwasseranlagen 
Aktuell haben viele Einrichtungen wie Schulen, Kindergärten, Be-
hörden aber auch Geschäfte, Vereinsheime und Fitnessstudios 
geschlossen. Damit die Qualität des Trinkwassers auch nach der 
Wiederinbetriebnahme sichergestellt ist, informieren die Stadt-
werke Kelheim darüber, was es nun zu beachten gilt. 

„Werden Wasserleitungen 
längere Zeit nicht genutzt be-
steht die Möglichkeit, dass sich 
Stoffe aus Werk- und Betriebs-
stoffen der Installationsanlagen 
lösen“, so Martin Hirsch, Was-
sermeister der Stadtwerke Kel-
heim. „Zudem besteht die Ge-
fahr vor Verkeimung, da sich 
schädliche Bakterien ansiedeln 
können.“ 

Wasseraustausch 
regelmäßig durchführen

Daher ist es wichtig, bei nicht 
genutzten Gebäuden oder Woh-
nungen regelmäßig einen Was-
seraustausch durchzuführen. 
Mindestens einmal pro Woche 
sollten dafür alle Wasserhähne 
und Entnahmestellen geöffnet 
werden, um das Wasser durch-
fließen zu lassen. Werden Ge-
bäude längerfristig nicht ge-
nutzt, empfiehlt Martin Hirsch 
die Anlage mit Wasser befüllt zu 

belassen und die Hauptabsperr- 
armatur am Hausanschluss ab-
zusperren. Bei einzelnen Woh-
nungen ist die Absperrarmatur 
in der Zuleitung zur Wohnung 
abzusperren. Bei Wiederinbe-
triebnahme werden nacheinan-
der die Kalt- und Warmwasser-
armaturen für ca. 5 Minuten ge-
öffnet und so ein vollständiger 
Wasseraustausch durchgeführt. 

Exzellente Qualität 
sicherstellen 

Das Kelheimer Trinkwasser hat 
eine exzellente Qualität. Mit die-
sen Maßnahmen stellt jeder Ein-
zelne sicher, dass das auch in sei-
nem eigenen Gebäude oder der 
eigenen Wohnung so bleibt. 
Weitere Informationen fin-
den sich zudem auf der Web-
site des deutschen Vereins des  
Gas- und Wasserfaches www.
dvgw.de/wichtige-infos-zu- 
covid-19). r

Der Entwässerungsbetrieb 
in der Coronakrise

Toilettenpapier ist zum Anlagevermögen geworden. Die einen 
hamstern, die anderen aber sitzen auf dem Trockenen - und grei-
fen zu Küchen-, Papiertaschen- oder Feuchttüchern. Dies stellt 
bereits die ersten Kläranlagen in Deutschland vor große Proble-
me, besonders Meldungen aus Baden-Württemberg machten die 
Runde. Denn im Gegensatz zu Toilettenpapier löst sich das „nass-
feste“ Papier nicht auf und kann so schnell zu Verstopfungen in 
Wohnung, Haus oder sogar im Abwassernetz führen. 

Die Tücher müssen in den Ent-
wässerungsbetrieben aufwändig 
aus dem Abwasser gefischt wer-
den; kein leichtes Unterfangen, 
wenn nur im Notbetrieb gearbei-
tet werden kann. Der Würzburger 
Entwässerungsbetrieb unterliegt 
wie die gesamte Stadtverwaltung 
ebenfalls dem Notbetrieb.

Die Leiterin des Kanalbetriebs, 
Christine Neuland, berichtet aber 
davon, dass der EBW noch gut 
funktioniert: „Die Abwasserreini-
gung und -ableitung ist auf jeden 
Fall ordnungsgemäß und den ge-
setzlichen Anforderungen ent-
sprechend sichergestellt.“ Auch 
die Dienstleistungen der Grund-

stücksentwässerung werden wei-
terhin gewährleistet, zwar in re-
duziertem Umfang und auch nur 
ohne direkten Kontakt mit den 
Bürgerinnen und Bürgern.

„Sicherheitsregeln sind bei uns 
immer ein Thema: Abstand, Hygie-
ne, und unsere Mitarbeiter wissen 
um die große Verantwortung, die 
sie tragen.“ Christine Neuland und 
Werkleiter Benjamin Schneider 
können daher auch jetzt auf, wenn 
auch aufgrund des Shutdowns in 
reduzierter Anzahl, hoch moti-
vierte und engagierte Mitarbei-
ter zugreifen. Ein Lob hat Neuland 
nicht nur für die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des EBW, sondern 

auch für die Würzburgerinnen und 
Würzburger: „Vermehrte Proble-
me mit Toilettenpapiersubstituten 
konnten wir noch nicht feststel-
len, das freut uns sehr.“ 

Trotzdem ergeht der Appell an 
die Bevölkerung, auch in Zukunft 
nicht zu hamstern: „Bitte zwingen 
Sie unsere Mitbürger nicht durch 
Verknappung des Toilettenpapiers  
zu kreativen Hygiene-Ideen. Sonst 
kommen wir mit dem Minimalbe-
trieb, den wir stemmen müssen, 
nicht mehr zurecht und es erge-
ben sich zusätzliche und vermeid-
bare Probleme.“

Denn wer Toilettenpapier in 
großen Mengen hamstert, zeigt 
sich nicht nur den Mitmenschen 
gegenüber unsolidarisch, sondern 
sorgt auch dafür, dass Kläranlagen 
unter Umständen nicht mehr rich-
tig funktionieren und nicht mehr 
die volle Reinigungsleistung er-
bracht werden kann. Dies wäre 
letztlich auch ein Desaster für die 
Umwelt. r
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Kompetenz für Kommunen.
Ein Unternehmen kommunaler Spitzenverbände

In unserem Büro in München bieten wir 
folgende Dienstleistungen für Sie an:

www.kubus-mv.de

KUBUS Kommunalberatung und Service GmbH

Büro München
Germaniastraße 42, 80805 München

089/44 23 540-0 bayern@kubus-mv.de

Hauptsitz Schwerin
Bertha-von-Suttner-Straße 5, 19061 Schwerin

0385/30 31-251  info@kubus-mv.de

   Kalkulation von Kommunalabgaben
 ▪ Friedhofsgebühren
 ▪ Gebühren und Beiträge in der Wasser-

versorgung und Abwasserbeseitigung
 ▪ Kur- und Fremdenverkehrsbeiträge
 ▪ Feuerwehrgebühren
   Energieausschreibung Strom- und Gas
   Ausschreibung von Reinigungsdienst-
leistungen

KUBUS
KOMMUNALBERATUNG und service gmbh

®

Die „Armengräber“ auf dem Waldfriedhof in Geretsried, unterhalten von einem privaten Verein.
 Bild: Svenja Heiter

Das Urnengräberfeld auf dem Friedhof in Gauting, wenn Anonymität vom Verstorbenen gewünscht 
wird.  Bild: Svenja Heiter

Wenn für die letzte Ruhe niemand zahlt 
Ordnungsbehördliche Bestattungen und Sozialbestattungen in den Gemeinden
Gastbeitrag: Ingrid Hannemann, KUBUS Kommunalberatung und Service GmbH

„Armenbegräbnisse“ werden sie oft genannt, auch „Sozialbestat-
tungen“. Das sind diejenigen Bestattungen, bei denen die Bestat-
tungspflichtigen die Kosten hierfür nicht aufbringen können oder 
es keinen Bestattungspflichtigen gibt. Mehr als 25.000 Personen 
jährlich sind in Deutschland bei den Bestattungskosten auf staat-
liche Hilfe angewiesen. Laut statistischem Landesamt gaben die 
deutschen Kommunen im Jahr 2017 insgesamt 60 Millionen Eu-
ro für diese „Armenbegräbnisse“ aus, davon alleine 6,6 Millionen 
Euro in Bayern in 2.207 Fällen. 

Hat bei der Sozialbestattung 
der Verstorbene kein Geld für 
seine Bestattung hinterlassen 
und sind die bestattungspflichti-
gen Angehörigen finanziell nicht 
in der Lage, die Kosten zu über-
nehmen, können sie einen Kos-
tenübernahmeantrag nach dem 
SGB XII stellen. 

Sozialbestattungen

Bei den Sozialbestattungen 
sind in erster Linie die Bestatter 
gefragt und gefordert. Aus ihren 
vertraglichen Vereinbarungen 
mit den Hinterbliebenen gehen 
sie für die Bestattung in Vorleis-
tung, für die Friedhofsgebühren 
die Gemeinde als Friedhofsträger, 

die hier nur eine einfache Grabart 
zur Verfügung stellen wird.

Ordnungsbehördliche 
Bestattungen

Anders verhält es sich bei 
den ordnungsbehördlichen Be-
stattungen, auch diese nehmen 
zu. Waren diese Bestattungen 
in den kleineren Gemeinden in 
Bayern vor 10, 15 Jahren noch 
kaum bekannt, sind sie jetzt 
längst nicht mehr ungewöhnlich. 
Verstorbene, bei denen sich nie-
mand um eine Bestattung küm-
mert. Verstorbene ohne Ange-
hörige oder Freunde, Nichtsess-
hafte, Menschen in Obdachlo-
senunterkünften. Hier hat sich 

das Ordnungsamt um die Bestat-
tung zu kümmern. Die Verwal-
tungsmitarbeiter und Bürger-
meister stehen jedes Mal vor ei-
nem Dilemma. Sie sind gehalten, 
dem Verstorbenen eine würdi-
ge Bestattung zu ermöglichen, 
aber auch mit öffentlichen Gel-
dern verantwortungsvoll umzu-
gehen. Keine leichten Aufgaben. 
Die Bestattung soll „einfach, kos-
tengünstig, ortsüblich und wür-
devoll“ sein, es gibt auch hierfür 
einen Mindeststandard. 

Diskussionen  
um den Mindeststandard

Hier schon beginnen die Dis-
kussionen, was der Mindest-
standard ist. Ist im oberbayeri-
schen Raum die ortsübliche Be-
stattung eine Erdbestattung mit 
Trauerfeier und einem Grab mit 
Holzkreuz, kann dies in Ober-
franken an der Grenze zu Thü-
ringen schon ganz anders sein. 

Stirbt jemand allein in sei-
ner Wohnung, recherchiert zu-
erst die Polizei, ob es Angehö-
rige gibt. Wird kein Angehöri-
ger innerhalb der Bestattungs-
frist von 96 Stunden gefunden 
oder erklärt ein ermittelter be-
stattungspflichtiger Angehöri-
ger, sich nicht kümmern zu wol-
len, muss die Gemeinde in Vor-

leistung gehen und die Bestat-
tung beauftragen.

Parallel zur Angehörigensu-
che versucht das Ordnungsamt 
herauszufinden, ob ein letzter 
Wille zur Beerdigung existiert. 
Nachbarn, Notare und Amtsge-
richte werden befragt, im Inter-
net wird recherchiert. Werden 
Angehörige gefunden, geht oft-
mals der Ärger erst richtig los. 
Denn sie müssen zahlen und das 
stößt oftmals auf großes Unver-
ständnis. 

Bestattungspflichtige  
Angehörige

Oft auch verständlich, so wie 
in den Fällen von bestattungs-
pflichtigen Kindern, deren El-
ternteil sich niemals um sie ge-
kümmert hat. Oder die bestat-
tungspflichtige Tochter, die vom 
eigenen Vater missbraucht wur-
de und jetzt für seine Bestat-
tung zu zahlen hat. Es gibt we-
nige Gründe, die Kosten für die 
Bestattung nicht tragen zu müs-
sen. Auch die Nichtannahme ei-
nes Erbes befreit nicht von der 
Bestattungspflicht.

Zahlen muss aber, wer bestat-
tungspflichtig ist. Das sind die 
Ehegatten oder Lebenspartner, 
Kinder, Eltern, Großeltern, En-
kelkinder, Geschwister und in 

Bayern zusätzlich noch die Kin-
der der Geschwister des Ver-
storbenen sowie Verschwägerte 
ersten Grades. Andere Bundes-
länder haben den Kreis der Be-
stattungspflichtigen sogar noch 
erweitert. Die Gemeinde hat 
über die Kostentragungspflicht 
einen rechtsmittelfähigen Be-
scheid zu erlassen und die Be-
stattungspflicht zu begründen. 
Auch wenn § 15 Satz der BestV 
in Bayern bestimmt, dass bei der 
Verpflichtung der Angehörigen 
diese Reihenfolge nur eingehal-
ten werden „soll“, ist dringend 
dazu zu raten. Innerhalb der An-
gehörigengruppe bestehen die 
Verpflichtungen gleichrangig. 

Postmortale  
Persönlichkeitsrechte

Nach wie vor Gegenstand ju-
ristischer Auseinandersetzun-
gen ist die Frage, ob die Behör-
de die kostengünstigste Form 
der Bestattung wählen darf. 
Abenteuerliche juristische Ar-

gumentationen versuchen hier, 
den mutmaßlichen Willen eines 
Verstorbenen zu begründen. Ist 
es unstreitig, dass die Leiche 
nicht an ein anatomisches Ins-
titut übergeben werden darf, so 
dürfte das auch für die anonyme 
Bestattung in einem Gemein-
schaftsgrab gelten. Das post-
mortale Persönlichkeitsrecht 
des Verstorbenen gestattet die 
Wahl dieser Bestattungsform 
nur dann, wenn der Verstorbe-
ne sie zu Lebzeiten ausdrücklich 
gewünscht hat. 

Beispiel Geretsried

Dass „Armenbegräbnisse“ ein- 
fach, aber doch würdevoll sein 
können und die Namen dieser 
Verstorbenen nicht in Verges-
senheit geraten müssen, zeigt 
ein Gang über den Friedhof in 
Geretsried. Auch wenn sich hier 
ein Verein um die Gräber küm-
mert, für die Grabnutzungsrech-
te ist immer die Gemeinde zu-
ständig.  r

Garten- und Landschaftsbau: 

Grüne Infrastruktur 
ist systemrelevant

Die derzeitigen Regelungen, wonach physische und soziale Kon-
takte zu anderen Menschen außerhalb der Angehörigen des eige-
nen Hausstands auf ein absolutes Minimum zu reduzieren seien 
und ein Mindestabstand zwischen zwei Personen von eineinhalb 
Metern wo immer möglich eingehalten werden solle, gelten auch 
für die Baustellen des GaLaBaus. 

Gerhard Zäh, Präsident des 
Verbands Garten-, Landschafts- 
und Sportplatzbau Bayern e. V. 
(VGL Bayern), zieht für seine 
Branche eine erste Zwischen-
bilanz: „Unsere Baustellen, so-
wohl für kommunale wie für pri-
vate Auftraggeber, liegen zum 
überwiegenden Teil im Freien, 
der Weiterbetrieb kann durch 
verschiedene organisatorische 
Maßnahmen sichergestellt wer-
den. Unsere Betriebe haben Ver-
haltens- und Hygieneregelungen 
getroffen, die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern wie Kunden 
größtmöglichen Schutz vor ei-
ner Ansteckung beziehungswei-
se Verbreitung des Virus ermög-
lichen. Der Garten- und Land-
schaftsbau reagiert sensibel und 
verantwortungsvoll auf die Situ-
ation.“

Bauarbeiten trotz  
Ausgangsbeschränkungen

Das Bundesministerium des 
Innern, für Bau und Heimat 
hat zur Frage des Gesundheits-
schutzes an Baustellen des Bun-
des ausdrücklich darauf hinge-
wiesen, dass diese „möglichst 
weiter betrieben, beziehungs-
weise Baumaßnahmen erst ein-
gestellt werden sollten, wenn 
behördliche Maßnahmen dazu 
zwingen oder aufgrund behörd-
licher Maßnahmen ein sinnvol-

ler Weiterbetrieb nicht mög-
lich ist ...“. Die derzeitige Re-
gelung garantiert ebenfalls in 
Bayern die freie Ausübung be-
ruflicher Tätigkeiten im Baube-
reich. Demnach betont Kerstin 
Schreyer, Bayerische Staatsmi-
nisterin für Wohnen, Bau und 
Verkehr: „Bauarbeiten dürfen 
im Freistaat trotz Ausgangsbe-
schränkungen fortgeführt wer- 
den. Gerade in der derzeit 
schwierigen Lage ist es wichtig, 
die Leistungsfähigkeit der Inf-
rastruktur für die Bevölkerung 
und die Wirtschaft sicherzustel-
len und notwendige Baumaß-
nahmen fortzuführen.“ Es gäbe 
daher derzeit keinen Grund, lau-
fende Baumaßnahmen einzu-
stellen. Dementsprechend kün-
digte die Ministerin vor diesem 
Hintergrund die Fortsetzung der 
staatlichen Baumaßnahmen an. 
Als verlässlicher Aufraggeber si-
chere der Freistaat damit das 
wirtschaftliche Überleben tau-
sender vorwiegend mittelstän-
discher Unternehmen aus dem 
Baugewerbe und damit eine 
Vielzahl von Arbeitsplätzen.

Dies ist nach Einschätzung des 
VGL Bayern die richtige Leitli-
nie für den Umgang mit der Kri-
se auch in grünen Bauprojekten 
auf privater, kommunaler und 
Landesebene. „Der Gesund-
heitsschutz für die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter, aber 

Gerhard Zäh, Präsident des Ver-
bands Garten-, Landschafts- 
und Sportplatzbau Bayern e. V.
 Bild: VGL Bayern.

ebenso für die Auftraggeber 
und Dritte hat selbstverständ-
lich höchste Priorität. Öffentli-
che und private Auftraggeber 
können sich auf die Unterneh-
men des GaLa-Baus verlassen“, 
betont Gerhard Zäh. Gerade 
jetzt zeige sich, welche Bedeu-
tung die grüne Infrastruktur vor 

Ort habe, damit die Menschen 
in ihrem direkten Lebensum-
feld Räume nutzen können, die 
jenseits der eigenen vier Wän-
de dringend notwendigen Aus-
gleich ermöglichen. „Deshalb ist 
es wichtig, dass laufende Pro-
jekte weiterbetrieben und ge-
plante Investitionen in die grü-
ne Infrastruktur vorangetrieben 
werden.“  

Ohne die derzeitige akute Be-
drohung durch die Corona-Krise 
zu vernachlässigen, verweist der 
bayerische Verband auf ande-

re drängende Probleme, zu de-
nen auch die Folgen des Klima-
wandels und das Artensterben 
gehören. „Die öffentliche Hand 
kann wesentlich dazu beitra-
gen, dass Zukunftsinvestitionen 
tatsächlich Lenkungswirkung in 
gesellschaftlich relevante Berei-
che haben“, so Zäh. Ebenso wie 
private Bauherren mit der Ge-
staltung des Außenbereichs ih-
rer Häuser ein Zeichen setzen 
für ihre Haltung zu Natur und 
Umwelt sei es auch im öffent-
lichen Bereich angezeigt, Räu-
me zu schaffen, die Lebensqua-
lität und Wohlbefinden der Bür-
ger steigern. Mit Blick auf die 
zwei Hitzesommer 2018 und 
2019 erinnert der Verband an 
die Wohlfahrtswirkung öffent-
licher Grünflächen von Parks 
über Straßenbegleitgrün bis hin 
zur Gebäudebegrünung. „Inves-
titionen in die grüne Infrastruk-
tur sind sichtbare Zeichen für 
Vertrauen in die Zukunft und 
die beste Vorsorge für kommen-
de Belastungen unserer Städte 
und Gemeinden“, erläutert der 
bayerische Verbandspräsident. 
Demnach seien auch beim The-
ma Klimaschutz und insbeson-
dere zur Erreichung der Klima-
ziele ordnungsrechtliche Maß-
nahmen gefragt. Hieran knüpft 
der Präsident an und appelliert: 
„Aufschieben löst keine Prob-
leme, Städte und Gemeinden 
müssen gerade jetzt zukunfts-
gerichtet agieren und mit gutem 
Beispiel vorangehen.“ Gerade 
jetzt in der Krise gelte es, Zuver-
sicht zu zeigen und die richtigen 
Entscheidungen zu treffen. r
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Grün in der Stadt
Positionspapier des Deutschen Städtetags

Das Präsidium des Deutschen Städtetags hat das Positionspapier 
„Grün in der Stadt“ vorgelegt. Es soll Anregungen und Hinweise 
für die vielfältigen Aspekte zur Fortentwicklung des städtischen 
Grüns geben. Zugleich soll die Diskussion vor Ort über das städti-
sche Grün erleichtert und ein Orientierungsrahmen gegeben wer-
den. Zudem werden Handlungserfordernisse des Bundes und der 
Länder skizziert.

Für die deutschen Städte ha-
ben die innerstädtischen Grün- 
und Freiflächen in Verbindung 
mit der umgebenden jeweili-
gen regionaltypischen Kultur-
landschaft eine hohe Bedeu-
tung und sind ein zentraler Be-
standteil der Daseinsvorsorge. 
Sie erfüllen für die Stadt und ih-
re Bewohner wichtige soziale, 
gesundheitliche, ökologische, 
klimatische und ökonomische 
Funktionen. Die Stadt wird da-
rüber hinaus heute mehr denn 
je über die Grün- und Freiräume 
wahrgenommen. Für Bewohner 
sind sie Orte der Begegnung, 
der Erholung und der Kommu-
nikation. Gleichzeitig prägen 
neben Architektur und Hoch-
bau zunehmend die öffentlichen 
Räume der Städte mit Ihren 
qualitativ hochwertigen Grün- 
und Freiflächen die Attraktivität 
der Stadt für Besucher und Tou-
risten. 

Herausforderungen für 
wachsende Städte

Die Entwicklung, Ausgestal-
tung und Pflege der urbanen 
grünen Infrastruktur muss ge-
meinsam im Zusammenhang 
mit anderen Belangen betrach-
tet werden. Insbesondere die 
wachsenden Städte stehen hier-
bei vor großen Herausforderun-
gen. Vordringlichstes Ziel der 
baulichen Entwicklung ist hier 
laut Deutschem Städtetag die 
doppelte Innenentwicklung, d.h. 
die gleichzeitige Entwicklung 
von Bau- und Grünflächen durch 
intelligente, integrierte Lösun-
gen. 

Der insbesondere in vielen 
Mittel- und Großstädten anhal-
tende Zuzug von Menschen, die 
weiterhin hohe Nachfrage nach 
zentrumsnahen Wohnstandor-
ten sowie die Unvereinbarkeit 
unterschiedlicher Funktionen 
verschärft die Nutzungskonkur-
renzen und muss vor Ort gemein-
sam mit den Akteuren angegan-
gen werden. Dies erfordert auch 
ein intensives, interdisziplinä-
res Zusammenwirken verschie-
dener Verwaltungsbereiche 
von Stadtentwicklungs-, Stadt-
planungs-, Tiefbau-, Verkehr-
splanungs-, Liegenschafts- so-
wie Umwelt- und Grünflächen- 
ämtern sowie auch mit kommu-
nalen Unternehmen. 

Die Anforderungen an die ur-
bane grüne Infrastruktur stei-
gen kontinuierlich, weshalb aus 
Sicht des Deutschen Städtetags 
eine ausreichende finanzielle 
Ausstattung der Kommunen zur 
Erfüllung der hiermit verbunde-
nen Aufgaben unerlässlich ist. 
Die weiter steigenden Anforde-
rungen und wachsenden Nut-
zungsansprüche verlangen drin-
gend steigende Investitionen in 
den Grünbestand und dessen 
Entwicklung.

Soll das urbane Grün als prä-
gendes Element der Städte und 
wichtiger Teil der Baukultur mit 
seinen vielfältigen Funktionen 
für eine nachhaltige Stadtent-
wicklung im Sinne der Leipzig 
Charta erhalten bleiben und ent-
wickelt werden, bedarf es künf-
tig größerer Investitionen. Das 
Bund-Länder-Programm „Zu-
kunft Stadtgrün“ bildet hierfür 
eine gute Grundlage, kann aber 
nicht eine auskömmliche Finan-
zierung der Frei- und Grünflä-
chenplanung ersetzen. Zudem 
eignet sich die Städtebauförde-
rung nicht für die Finanzierung 
der mittel- bis langfristigen Le-
benszykluskosten, wie Kosten 
für die Steuerung des Betriebs 
und der Instandhaltung.

Ziel muss es nach Ansicht 
des Kommunalverbandes sein, 
zur Steigerung der Lebens- und 
Wohnqualität, zur Verbesse-
rung des Stadtklimas und der 
Umweltgerechtigkeit sowie zum 
Erhalt der biologischen Vielfalt 
und der Naturerfahrung beizu-
tragen. Eine eigenständige, sek-
torale Förderung des urbanen 
Grüns – unabhängig vom derzei-
tigen Programm „Zukunft Stadt-
grün“ – ist daher dringend ange-
raten. 

Förderprogramm für die  
urbane grüne Infrastruktur

Laut Städtetag sollte ein ei-
genständiges Programm zur 
Förderung der urbanen grünen 
Infrastruktur durch Finanzhilfen 
des Bundes und der Länder ein-
gerichtet werden. So sollte u.a. 
bei entsprechenden Program-
men die Möglichkeit der Weiter-
entwicklung zu Kleingartenparks 
erwähnt werden, um für die 
Handelnden vor Ort Rechtssi-
cherheit zu schaffen und gleich- 
zeitig dieses erhebliche Flächen-
potenzial ins Bewusstsein der 
Politik zurückzuholen. Für die 
gesamtstädtische Struktur und 
Funktion der grünen Infrastruk-
tur hätten Flächen des Bun-
des, insbesondere aufgelassene 
Bahnflächen und Bundesliegen-
schaften, häufig eine herausra-
gende Bedeutung. Der Bund sei 
daher aufgefordert, diese Flä-
chen den Städten zur Stärkung 
und Entwicklung von öffentli-
chen Nutzungen zu angemes-
senen Bodenpreisen zur Verfü-
gung zu stellen. 

Bei der Gestaltung des Stadt-
grüns sind die unterschiedli-
chen Anforderungen der ver-
schiedenen Generationen zu 
berücksichtigen und zusam-
men mit den Bürgern zu entwi-
ckeln. Aufgrund einer verstärk-
ten baulichen Innenverdich-
tung sind qualitätsvolle, barri-
erefreie, fußläufig erreichbare 
und verkehrssichere Grün- und 
Freiräume mit einer multifunk-
tionalen Nutzung herzustellen, 
zu vernetzen und nachhaltig zu 
unterhalten. Dies ist besonders 
für weniger mobile Menschen 
und für eine kinder- und famili-
enfreundliche Stadtentwicklung 
wichtig. 

Der Deutsche Städtetag weist 
darauf hin, dass das Angebot öf-
fentlicher Nutzgärten die gesell-
schaftliche Teilhabe und Inan-
spruchnahme von öffentlichem 
Raum stärken kann. Dabei wird 
dem häufig geäußerten Wunsch 
nach Eigenproduktion von ge-
sundem Gemüse und einer so-
zial-kreativen Komponente ent-
sprochen, die natürlich auch 
zur Stadtteilidentität beitragen 
kann. 

Soziale Bedeutung von  
Kleingartenanlagen

Von besonderer sozialer Be-
deutung sind Kleingartenanla-
gen. Sie befriedigen das Bedürf-
nis nach Aufenthalt in der Natur 
und sind wichtige Orte zur ge-
sunden Entwicklung und Integ-
ration unterschiedlicher sozia-
ler und ethnischer Gruppen. Die 
Anlagen sollten als wichtiger Be-
standteil der grünen Infrastruk-
tur auch zugängliche und öffent-
lich nutzbare Flächen integrie-
ren und sind beispielsweise als 
Kleingartenparks miteinander 
zu vernetzen. Dies beinhaltet 
auch eine verstärkte Öffnung 
für aktuelle Trends wie Gemein-
schaftsgärten oder Urban-Gar-
dening-Projekte sowie niedrig-
schwellige Angebote für Interes-
senten in benachbarten Wohn-
gebieten.  DK

Fahrradfahrer im toten Winkel. Bild: Henne Nutzfahrzeuge

Abbiegeassistent von Henne Nutzfahrzeuge:

Mehr Sicherheit  
für den Fuhrpark

Denkbar einfach können Unfälle und Gefahrensituationen im 
Fuhrpark-Betrieb nunmehr reduziert werden: Mit dem förderfä-
higen Abbiegeassistenzsystem von Henne Nutzfahrzeuge wird je-
des Nutzfahrzeug sicherer und schützt schwächere Verkehrsteil-
nehmer beim Rechtsabbiegen.

Ein Radarsensor erfasst Rad-
fahrer und andere Fahrzeuge – 
und das auch bei Nacht, Schnee 
oder Nebel. Durch das an der 
A-Säule montierte Display wird 
der Fahrer über eventuelle Ge-
fahren neben dem Fahrzeug op-
tisch und akustisch gewarnt. Das 
intelligente Radarsystem erfasst 
Objekte im toten Winkel des 
Fahrzeugs auf einer Fläche von 
ungefähr 12 Metern Länge und 
einer Breite von 3 Metern. Der 
Sensor ist besonders unemp-
findlich gegenüber Umweltein-
flüssen wie Lichtverhältnissen 
oder Verschmutzungen.

Das Besondere an diesem Sys-

tem ist, dass es universell bei 
verschiedensten Nutzfahrzeu-
gen nachgerüstet werden kann, 
unabhängig vom Baujahr oder 
sonstiger technischer Ausstat-
tung. Damit ist eine kompak-
te „Stand-alone“ Lösung garan-
tiert.

Abbiegeassistenzsysteme

Für Neufahrzeuge ist der Ein-
bau von Abbiegeassistenzsys-
temen ab 2024 verpflichtend, 
für Bestandsfahrzeuge gilt dies 
derzeit nicht. Über einen eige-
nen AAS als Ausstattungsmög-
lichkeit verfügen bereits Econic 

Neufahrzeuge. Technisch gese-
hen ist der Einbau bei allen Fahr-
zeugen möglich - entweder über 
CAN-Bus oder eine GPS-Varian-
te.

Die Kosten hierfür belaufen 
sich auf ca. 2.850 Euro. Geför-
dert werden nur Nutzfahrzeuge 
über 3,5 Tonnen. Dabei beträgt 
die staatliche Förderung bis zu 
1.500 Euro.

Henne übernimmt den Ein-
bau, die Kalibrierung und Inbe-
triebnahme und die TÜV-Ein-
tragung des Assistenzsystems 
sowie die Abwicklung der För-
derung. Laut Angaben des Un-
ternehmens wird der Förder-
topf am 4. Mai 2020 um 9 Uhr 
geöffnet und innerhalb kürzes-
ter Zeit leer sein. „Wir werden 
ab dem Start versuchen, gesam-
melte Förderanträge unserer 
Kunden einzureichen“, bekräf-
tigt Henne Nutzfahrzeuge. 

Für weitere Informationen:  
https://www.youtube.com/
watch?v=nYLr51N10bs DK

Unscheinbarer Abbiegeassis-
tent-Sensor mit großer Wir-
kung. Bild: Henne Nutzfahrzeuge

IFAT 2020 fällt aus
Umfrage unter Ausstellern zeigt klares Meinungsbild der Branche 

Nächste IFAT in München: 30. Mai bis 3. Juni 2022 
Die Covid 19-Pandemie hat massive Auswirkungen auch auf die 
internationale Umwelttechnologiebranche. In Abstimmung mit 
dem Executive Board des Ausstellerbeirats und den ideellen Trä-
gern der IFAT hat die Messe München unter den IFAT-Ausstellern 
eine Umfrage durchgeführt. Ihr zufolge spricht sich der Großteil 
der Aussteller gegen eine Durchführung der IFAT vom 7. bis 11. 
September 2020 aus. Nach diesem Branchen-Feedback wäre eine 
IFAT zum geplanten Zeitpunkt nicht nur für die Messe München, 
sondern auch für die Messeteilnehmer unzumutbar. 

Hinzu kommt, dass nach den 
jüngsten Ankündigungen Groß-
veranstaltungen bis Ende Au-
gust 2020 nicht durchgeführt 
werden dürfen. Um allen Kun-
den eine größtmögliche Pla-
nungssicherheit zu gewährleis-
ten, wird die IFAT 2020 in enger 
Abstimmung mit dem Executi-
ve Board des Ausstellerbeirats 
nicht stattfinden. 

Unvorhersehbare  
Gegebenheiten

„Eine sichere und erfolgreiche 
IFAT 2020 für alle Beteiligten, 
das war unser wichtigstes An-
liegen. Leider erweist sich die-
se Zielsetzung auch beim neuen 
Termin aufgrund der weiterhin 
nicht vorhersehbaren Gegeben-
heiten als nicht mehr realisier-
bar“, erklärt Stefan Rummel, 
Geschäftsführer der Messe 
München. 

IFAT erst wieder 2022

Die Messe war bereits von 
Mai auf September verschoben 
worden. „Wir sagen deshalb 
schweren Herzens auch den Al-
ternativtermin ab. Die nächs-
te reguläre IFAT findet vom 
30. Mai bis 3. Juni 2022 statt“, 
sagt Rummel. Die Messe Mün-
chen und das IFAT-Team ver-
stehen sich dabei auch in die-
ser bewegten Zeit als Partner 

der Branche: „Wir werden un-
sere Plattform weiterentwi-
ckeln und digital ergänzen, um 
der Umweltbranche wieder 
neuen Schwung zu geben – am 
Heimatstandort München und 
auch international.“ 

Klares Meinungsbild der 
Branche

Die Entscheidung gründet auf 
einem intensiven persönlichen 
Austausch mit den Industriever-
bänden, Partnern und mit zahl-
reichen Ausstellern aus allen 
Segmenten der IFAT. Dazu hat 
eine aktuelle Umfrage das Mei-
nungsbild bestätigt. Die Umfra-
ge wurde in der Woche nach 
Ostern unter allen angemel-
deten Ausstellern der IFAT on-
line durchgeführt, teilgenom-
men haben 1.933 internationale 
Ausstellervertreter. 64 Prozent 
gaben an, dass sie die Durch-
führung der IFAT im Septem-
ber 2020 wegen der Coronakri-
se nicht vertretbar halten (737 
Befragte) oder sie aufgrund ge-
ringer Erwartungen an den Mes-
seerfolg gerne pausieren wür-
den (507 Befragte). 85 Prozent 
der Befragten rechnen frühes-
tens ab der ersten Jahreshälfte 
2021 mit einer wirtschaftlichen 
Erholung der Umwelttechnolo-
giebranche.  

Weitere Informationen finden 
Sie auf www.ifat.de.  r

Borkenkäfer: 

Sturmschäden zügig aufarbeiten
Trotz Ausgangsbeschränkungen sind Waldarbeiten zulässig

Auch in der derzeit von der Coronavirus-Pandemie dominier-
ten Situation können und sollten die notwendigen Waldarbeiten 
durchgeführt werden. Darauf hat Forstministerin Michaela Kani-
ber hingewiesen. 

„Um künftige Schäden in unse-
ren Wäldern durch den Borken-
käfer möglichst gering zu hal-
ten, sollten Bayerns Waldbesit-
zer für eine rasche Aufarbeitung 
frisch geschädigter Fichten sor-
gen, wie sie etwa durch Sturm-
tief Sabine im Februar entstan-
den sind“, sagte Kaniber. Denn 
aufgrund der Trockenheit und 
Dürre der vergangenen zwei 
Jahre und der hohen Ausgangs-
population aus dem Vorjahr sei 
heuer wieder mit einem starken 
Borkenkäferbefall zu rechnen. 
Zudem müssten sich alle Betei-
ligten gemeinsam darum bemü-
hen, ausreichend Lagerkapazitä-
ten für ein hohes Käferholzauf-
kommen in den kommenden 
Monaten zu schaffen. „Ich bitte 
besonders die Waldbesitzerver-
einigungen, verstärkt Sammel-
lagerplätze für Ihre Mitglieder 
zu organisieren, um bei stocken-
der Abnahme der Sägewerke 
Holz zwischenlagern zu können. 
Finanzielle und beratende Hilfe 
vom Staat gibt es dazu bereits. 
Die Landkreise und Kommunen 
bitte ich um ihre planungsrecht-
liche und organisatorische Un-
terstützung in dieser für unsere 
Waldbesitzer sehr schwierigen 
Zeit“, sagte die Ministerin.

Arbeitssicherheit und  
Infektionsschutz

Bei den Waldarbeiten müssen 
allerdings nicht nur die notwen-
digen Vorschriften zur Arbeits-
sicherheit, sondern auch die  
des Infektionsschutzes beachtet 
werden. Danach sollten die Kon-
takte zu anderen Menschen auf 
ein Minimum reduziert werden. 
Der Abstand zu anderen muss 
mindestens 1,5 Meter betra-
gen. Waldarbeit ist gefährlich. 
Aus Sicherheitsgründen ist da-
her die Alleinarbeit mit der Mo-
torsäge im Wald unzulässig. Im 
Interesse aller sind die Waldbe-
sitzer angehalten, nur mit siche-
ren Techniken wie Forstseilwin-

de, Harvester und geschultem 
Personal zu arbeiten. Die regel-
mäßige Befallskontrolle ist da-
gegen alleine möglich und für 
eine rechtzeitige Bekämpfung 
unerlässlich. Denn die Massen-
vermehrung von Borkenkäfern 
führt zu erheblichen Schäden. 
Bäume, unter deren Rinde die 
Käfer überwintert haben, so-
wie frisches Brutmaterial müs-
sen nach der Aufarbeitung am 
besten unmittelbar abgefahren, 
entrindet, gehackt oder mit ei-
nem Mindestabstand von etwa 
500 m zum nächsten Fichtenbe-
stand gelagert werden. 

Finanzielle Unterstützung

Die bayerischen Waldbesit-
zerinnen und Waldbesitzer er-
halten in diesem Jahr eine bis-
her nie dagewesene finanziel-
le Unterstützung bei der Besei-
tigung von Waldschäden und 
beim Waldumbau. So werde die 

insektizidfreie Borkenkäferbe-
kämpfung mit bis zu zwölf Euro 
je Festmeter und im Schutzwald 
mit bis zu 30 Euro je Festmeter 
unterstützt. Auch die Förder-
sätze von Wiederaufforstungen 
nach Borkenkäferschäden und 
Pflanzungen für den Waldum-
bau sind seit Februar mehr als 
verdoppelt worden.

Aktuelle Infos zur aktuellen 
Borkenkäfergefahr gibt es im 
Internet unter www.borken-
kaefer.org. Tipps zur Arbeitssi-
cherheit bei der Waldarbeit fin-
den sich unter www.svlfg.de/
forst und unter www.waldbesit-
zer-portal.bayern.de. 

Einzelheiten zu den Fördervo-
raussetzungen sind im Waldbe-
sitzerportal unter www.wald-
besitzer-portal.bayern.de/foer-
derung zu finden. Zur aktuel-
len Situation der Land- und 
Forstwirtschaft in Zusammen-
hang mit dem Coronavirus gibt 
es auf der Homepage des Land-
wirtschaftsministeriums (www.
stmelf.bayern.de/coronavirus) 
Antworten auf häufig gestellte 
Fragen. r

Landkreis bezuschusst 
Schulgärten

Der Landkreis Pfaffenhofen fördert ab sofort Schulgärten. An-
tragsberechtigt sind Schulen, für die der Landkreis im Rahmen 
des Sachaufwands zuständig ist. Das sind Gymnasien, Realschu-
len, Berufs- und Landwirtschaftsschule sowie FOS und BOS. För-
derfähig sind Maßnahmen zum Erhalt, der Pflege und (Weiter-)
Entwicklung von Schulgärten. Je Einzelprojekt können bis zu 300,- 
€ beantragt werden, die Förderung erfolgt im Rahmen der verfüg-
baren Haushaltsmittel. 

„Wir möchten Schulgärten als 
wertvolle Lernorte fördern, die 
Einblicke in ökologische Zusam-
menhänge und regionale Le-
bensmittelerzeugung, in Pflan-
zen- und Tierwelt vermitteln 
und zu einem bewussteren Um-
gang mit den natürlichen Res-
sourcen beitragen. Biodiversität 
soll greifbar gemacht werden – 
und der Blick für die Schönheit 
und Vielfalt der Natur geprägt 
werden“, so der bisherige Land-
rat Martin Wolf.

Durch das Programm wer-
den projektbezogene Materia-
lien, Saat- und Pflanzgut, Gar-
tenwerkzeuge etc. sowie die 
Einbeziehung fachkundiger, au-
ßerschulischer Partner aus den 
örtlichen Vereinen gefördert, 
um die Schulgartenverantwort-
lichen zu unterstützen und die 
Arbeit in den Schulgärten zu in-
tensivieren und zu verstetigen. 
Kontakt für interessierte Schu-
len und Lehrkräfte: doris.rott-
ler@landratsamt-paf.de r 
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Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-110, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,  
Tel.: 09453 991-110, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten, Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

Besser abschneiden.
Die wirtschaftliche Lösung: der Unimog BlueTEC 6. 
Wenn es um kommunale Aufgaben wie Mäheinsätze geht, 
macht dem Unimog keiner etwas vor. Dafür sorgen hohe 
Achslasten für bis zu drei Mähausleger, der innovative 
Fahrantrieb EasyDrive für den spontanen Wechsel 

zwischen hydrostatischem Antrieb und Schaltgetriebe 
sowie die kraftvolle Zapfwelle und eine leistungsstarke 
Hydraulik für effizientes Arbeiten. Seine hohe Produktivität 
verbindet der Unimog mit kompakten Abmessun gen, 
Pkw-ähnlichem Komfort und bester Übersicht.

Profitieren Sie mit unter  
mbs.mercedes-benz.com/unimog-kommunal

Mercedes-Benz Unimog U218; Stark im Grünen: Dank Frontzapf-
welle, drei Differenzialsperren und permanentem Allradantrieb 
entpuppt sich der U 218 als Tausendsassa. Bild: media.daimler.com

Bereicherung für den kommunalen Fuhrpark:

Im kommunalen Einsatz punktet 
Unimog das ganze Jahr über

Quattro Stagioni – die meisten denken sicher direkt an Pizza. 
Doch gleich vier Jahreszeiten in einem Gesamtpaket, das kann 
auch der Unimog. Der Spezialist für kommunale Aufgaben lässt 
sich das ganze Jahr über hervorragend auslasten. Mähen, Gehölz-
pflege, Winterdienst, Kehren: Die To-do-Listen von Städten und 
Gemeinden sind lang, können mit dem Unimog aber schnell und 
effizient abgearbeitet werden. So zum Beispiel auch in Salzburg.

Es gibt immer was zu tun ‒ oft 
geplant, manchmal auch spon-
tan. In der Sommerhitze genau-
so wie bei Eis und Schnee. Da 
braucht es vielseitige Helfer im 

Fuhrpark, mit denen sich ver-
schiedenste Jobs erledigen las-
sen. Eine Aufgabenstellung, wie 
gemacht für den Unimog Gerä-
teträger. Der Alleskönner punk-
tet mit standardisierten hydrau-
lischen, mechanischen und elek-
trischen Schnittstellen für eine 
Vielzahl von An- und Aufbau-
geräten. Rahmenanbaupunkte, 
Anbaubeschläge an den Seiten 
und am Heck sowie Kugelpunk-
te am Pritschenzwischenrah-
men machen den Gerätewech-
sel schnell und einfach. So kann 
das Fahrzeug auch kurzfristig 
auf aktuelle Anforderungen um-
gebaut werden, beispielsweise 
bei plötzlichem Wintereinbruch.

Manövrieren  
auf engstem Raum 

Das kurze Vorbaumaß, die 
niedrige Gesamthöhe und die 
geringe Breite machen den Uni-
mog besonders wendig. Mit 
Radständen von 2,80 bis 3,90 m 
bringt der Unimog seine Kraft 
nicht nur auf die Straße, son-
dern auch in jeden Winkel. 

Durch die optional erhältliche 
Allradlenkung kann die Wendig-
keit noch weiter gesteigert wer-
den. Das kompakteste Modell 
Unimog U 219 bietet mit einem 
Wendekreis von lediglich 12,6 m 
hohe Geräteträgerkompetenz 
auf engstem Raum.

Kurze Standzeiten,  
lange Serviceintervalle 

Dank der vielfältigen An- und 
Aufbaulösungen kann der Uni-
mog an jedem Tag des Jahres ef-
fizient eingesetzt werden. Das 
reduziert Standzeiten und spart 
somit bares Geld. Außerdem 
sind die modernen Euro-VI-Mo-
toren der neuesten Unimog Ge-
neration besonders sparend 
im Verbrauch. Und auch beim 
Service schneidet der Unimog 
günstiger ab als vergleichba-
re Fahrzeuge, da er trotz kom-
plexer Technik in der Regel nur 
niedrige Wartungskosten verur-
sacht.

Für Bauhofleiter und Fahrer 

Effizienz liegt dem Unimog in 
den Genen. Aber auch in Sachen 
Komfort und Ergonomie setzt 
der Mercedes-Benz Alleskön-
ner hohe Standards. Das Fah-
rerhaus des Unimog ist beson-
ders ergonomisch gestaltet, al-
le Fahrzeug- und Gerätefunk-

tionen sind intuitiv bedienbar. 
Dank des niedrigen Vorbauma-
ßes haben Fahrer eine exzellen-
te Sicht durch die Frontscheibe 
und auf mögliche Anbaugeräte.

Dazu kommen weitere Tech-
nologie-Highlights: Die Wech-
sellenkung VarioPilot® erlaubt 
in kürzester Zeit ein Verschieben 
des Lenkrads und der gesamten 
Pedalerie von der linken auf die 
rechte Seite. In Kombination mit 
der optional erhältlichen, ver-
glasten Mähtür ist die ideale 
Sicht auf die Arbeitsgeräte bei-
spielsweise auch beim Einsatz 
in der Bankettpflege gewähr-
leistet. Der synergetische Fahr-
antrieb EasyDrive ermöglicht 
einen unterbrechungsfreien 
Wechsel zwischen effizientem 
Fahren und stufenlosem Arbei-
ten. Die kraftvolle Arbeits- und 
Leistungshydraulik VarioPow-
er® spart gegenüber externen 
Diesel-Antrieben oder Aufsteck-
pumpen Raum, Gewicht und 
Kraftstoff.

Für Fuhrparkmanager, Finanz-
verantwortliche und Fahrer: Der 
Unimog Geräteträger bietet ein 
überzeugendes Paket aus Fle-
xibilität, Wirtschaftlichkeit und 
Komfort. Ein wertvoller Partner 
im Alltag! r

Unimog-Video  
im Internet

Das Video, das den Uni-
mog im Ganzjahreseinsatz 
für die Stadt Salzburg zeigt, 
kann hier abgerufen werden:  
https://mbs.mercedes-benz.
com/de/unimog/kommunal/
quattro-stagioni.html

REFORM Metron P48 RC:

Hybrid. Fahrerlos. Revolutionär. 
Mit dem Metron P48 RC setzt REFORM einen wichtigen Schritt 
in die Arbeitsweise der Zukunft. Anforderung an die Entwicklung 
war ein Fahrzeugkonzept, das wendig, kompakt in den Abmes-
sungen, extrem steigungsfähig, bodenschonend, multifunktionell 
und vor allem emissionsarm ist. Ganz schön viel, für doch so ein 
kleines Fahrzeug! Das Ergebnis kann sich sehen lassen. 

Der funkferngesteuerte Gerä-
teträger verfügt über einen ech-
ten Plug-in Hybridantrieb. Vier 
gleich große Räder werden mit 
extrem leistungsstarken, bürs-
tenlosen Elektromotoren be-
trieben. Seine Energie bezieht 
der Metron über ein, im Fahr-
zeugheck verbautes Batteriepa-
ket. Selbst die Zapfwelle lässt 
sich vollelektrisch betreiben 
und das bei einer Leistung von 
rund 35kW. Sollte sich die Batte-
riekapazität nach einem langen 
Arbeitstag dem Ende neigen, 
kann sehr bedienungsfreund-
lich und einfach ein 48PS star-
ker Vierzylinder Benzinmotor 
hinzugeschalten werden. Dieser 
erzeugt mittels angeflanschtem 
Stromgenerator die notwendi-

ge Energie, um alle elektrischen 
Verbraucher zu versorgen und 
darüber hinaus, die Batterien 
wieder aufzuladen. Mittels ex-
ternen Ladegeräts, lassen sich 
die Batterien in rund 45 Minu-
ten wieder voll aufladen.

Strom statt Öl

In puncto Anbaugeräte hat 
REFORM mit dem Metron ein 
weiteres Ass im Ärmel. Man 
setzt hier auf standardisier-
te Anbaupunkte. So existieren 
ein Dreipunkt Front- und Heck-
hubwerk Kat.1, sowie ein dritter 
Anbauraum an der Fahrzeug- 
oberseite. Die Hubwerke sind 
hydrauliklos, das heißt volle-
lektrisch in Form von Spindel-

motoren ausgeführt. Auch die 
Lenkbewegungen des Fahrzeugs 
werden durch dieses Konzept 
realisiert. Dies ermöglicht den 
Nutzern auch das Befahren bzw. 
Bearbeiten von Arealen und Flä-
chen, in denen Hydrauliköl ta-
bu ist!

Vorserie bringt Staunen

Mit der Abstellung von neun 
Vorseriengeräten ist REFORM 
derzeit international auf Mes-
sen, Vorführungen und Leis-
tungsshows unterwegs. Ausge-
stattet mit einem 1,80 m Sichel-
mähwerk, einem 1,60 m breiten 
Mulcher oder auch einer Kehr-
bürste, sorgt der Metron für 
begeisterte Zuschauer in aller 
Welt. Besonders überzeugt die 
Tatsache, dass der Geräteträger 
in schwierigsten Geländebedin-
gungen eine Top-Performance 
liefert und das bei 100% elekt-
rischem, somit emissionslosen 
Betrieb!

Räder und Reifen

Mit unterschiedlichen Berei-
fungsarten ist man jedem Un-
tergrund und jeder Steigung ge-
wachsen, selbst bei Regen! Das 
geringe Gewicht, eine automati-
sche Schlupfregelung, ein elek-
tronisch geregeltes Differenzi-
al und ein Pendelgelenk, sorgen 
dafür, dass Vorder- und Hinter-
wagen stets Bodenhaftung ha-
ben und die Grasnarbe maximal 
schonen. 

Die Serienfertigung im Werk 
in Wels begann im Frühjahr 
2020 und schon jetzt gibt es vie-
le, interessante Möglichkeiten, 
sich selbst von diesem einzigar-
tigen Fahrzeugkonzept zu über-
zeugen. r

Metron-P48-RC-Müthing-Mulcher. Bei Beutlhauser Kommunal-
technik ist man begeistert vom funkferngesteuerten Geräteträ-
ger und steht gern als Ansprechpartner für den Bezug zur Verfü-
gung. Bild: Beutlhauser

Doppelte Auszeichnung für Kommunalstandort Hengersberg
Ende 2019 gab es in doppelter Hinsicht am Kom-
munalstandort Hengersberg der Carl Beutlhau-
ser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. 
KG etwas zu feiern. Die Niederlassung wurde 
nicht nur von der KFZ-Innung Niederbayern als 
„TOP-Ausbilder 2019“ ausgezeichnet, sondern 
auch Paul Bauer, ehemaliger Beutlhauser Aus-
zubildender wurde für seine hervorragenden 
Leistungen bei der Gesellenprüfung im Kraft-
fahrzeug-Techniker Handwerk ausgezeichnet.

Paul Bauer begann seine Ausbildung zum Kraft-
fahrzeugmechatroniker mit Schwerpunkt Nutz-
fahrzeugtechnik im September 2016 und in den 
3,5 Jahren Ausbildungszeit wurde er täglich aufs 
Neue gefordert. Nutzfahrzeuge sind Multitalen-
te mit vielseitigen Lösungen für die Anforderun-
gen bei Mäheinsätzen, Winterdienst, Reinigung, 
Transport, Lade- und Umschlagsarbeiten. Vom 

Mercedes Benz Unimog bis zum Klein- und Elek-
trofahrzeug müssen alle Fahrzeuge das ganze 
Jahr über mobil gehalten werden. Von der Repa-
ratur über die Wartung bis hin zu gesetzlichen 
Prüfungen, werden in den Werkstätten an den 
Kommunalstandorten in Bayern und Thüringen 
alle regelmäßigen und unregelmäßigen Arbeiten 
übernommen.

Nach seinem erfolgreichen Abschluss arbei-
tet Paul Bauer als Servicetechniker weiterhin am 
Standort Hengersberg. 

Die Ausbildung zum KFZ-Mechatroniker 
(m/w/d) für Nutzfahrzeugtechnik wird an wei-
teren Kommunalstandorten der Beutlhau-
ser-Gruppe in Hagelstadt, Weimar, Neustadt/Or-
la und Kulmbach angeboten. 
Weitere Infos unter www.beutlhauser.de/ 
karriere/ausbildung   r

https://mbs.mercedes-benz.com/de/unimog/kom
https://mbs.mercedes-benz.com/de/unimog/kom
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Archäologische Entdeckungen 
von Weltrang

Heimatpfleger-Treffen in Essenbach – Dr. Robert Graf und Stefan Rieder referierten
Auf dem Gebiet der Marktgemeinde Essenbach sind archäologi-
sche Funde gemacht worden, die in der Wissenschaft weltweit 
Berühmtheit erlangt haben – und man darf gespannt sein, was 
die Forschungen von international renommierten Experten noch 
alles erbringen werden: Dies legte der Archäologe Dr. Robert Graf 
vor zahlreichen Zuhörern beim 15. Heimatpfleger-Treffen im Hei-
matmuseum dar, zu dem Monika Weigl, Kreisheimatpflegerin für 
Archäologie, eingeladen hatte.

Erster Bürgermeister Dieter 
Neubauer sowie der Kreishei-
matpfleger und Marktrat Ste-
fan Rieder brachten ihre Freu-
de darüber zum Ausdruck, dass 
sich so viele engagierte Heimat-
forscher zu Gedankenaustausch 
und Diskussionen unter Gleich-
gesinnten eingefunden hatten. 
Kreisheimatpflegerin Monika 
Weigl dankte der Marktgemein-
de Essenbach, dass sie ihr Mu-
seum für zahlreiche kulturelle 
Veranstaltungen zur Verfügung 
stellt.

Oktoberfest, Bayern München 
und Altheimer Kultur

Sie hielt auf dem 15. Tref-
fen dieser Art eine kurze Rück-
schau auf die jahrzehntelan-

ge Arbeit von Heimatforschern 
von Ergoldsbach bis Vilsbiburg 
(sie selbst ist seit gut 35 Jahren 
in der Archäologie tätig): Von 
Ortsforschern über Archiv- und 
Familienforscher, Sammler von 
Lebensläufen und Sterbebildern 
bis zu Volksmusik-Bewahrern 
reiche das Spektrum engagier-
ter Geschichtsfreunde, die sich 
bei solchen Treffen austausch-
ten, sagte Weigl.

Weltweiter Bekanntheitsgrad

Funde, die in Essenbach ge-
macht wurden, sind bei Fachleu-
ten und bei Geschichtsfreunden 
buchstäblich weltweit bekannt, 
erläuterte der Archäologe Dr. 
Robert Graf, der Projektmana-
ger des geplanten Essenbacher 

Archäologie-Museums: Wenn 
man etwa geschichtlich gebil-
dete Südkoreaner frage, was sie 
mit Bayern verbinden, erhalte 
man drei Begriffe als Antwort. 
Das seien das Oktoberfest, der 
Fußballklub Bayern München – 
und die Altheimer Kultur, erklär-
te der Archäologe, der unter an-
derem Lehraufträge an den Uni-
versitäten von Madrid, Man-
chester und Seoul (Südkorea) 
hat. Hierzulande sei die Fund-
stätte und die ganze Kultur-Epo-
che, der sie den Namen gab 
(Altheimer Kultur, etwa 3800 
bis 3200 vor Christus), dagegen 
weitgehend unbekannt. 

Erdwerk, Bronzezeit-Fürst 
und Römer-Gutshöfe

Das künftige Essenbacher Ar-
chäologie-Museum wird zu-
gleich als „Kulturhistorisches 
Vermittlungs-Zentrum“ konzi-
piert, führte Graf mit Hinweis 
auf die zentrale Rolle aus, die 
dem Museum durch den briti-
schen Experten Dr. Nigel Mills 
zugedacht worden ist, der ein 
Museumskonzept für den Land-
kreis erarbeitet hat. Schwer-
punkte der Präsentation wer-
den nach Grafs Worten das rund 
5.700 Jahre alte Altheimer Erd-
werk, der Bronzezeit-Fürst von 
Essenbach (3200 Jahre altes 
Grab mit reichen Beigaben) und 
die römische Zivilsiedlung von 
Essenbach-Ammerbreite.

Prachtfunde aus dem 
„Staatsbegräbnis“

Bereits jetzt laufe die Zusam-
menarbeit mit renommierten 
Experten, legte er dar: So sei-
en die Prachtfunde aus dem 
„Staatsbegräbnis“ (Dr. Graf) des 
Bronzezeit-Fürsten (wie Zere-
monialwagen, Bronzeschwert, 
Goldring) im Germanischen Na-
tionalmuseum in Nürnberg zur 
Restaurierung und Untersu-
chung. 

Die Grabstätte habe einen 
kompletten Satz an Wiege-Ge-
wichten enthalten – ein Funden-
semble, wie man es bislang nur 
aus den Hochkulturen am Mit-

telmeer und im Vorderen Orient 
kannte.

Und auf den Feldern von 
Altheim hat der Regensburger 
Universitätsprofessor Dr. Tho- 
mas Saile mit Ausgrabungs- 
Teams nicht nur neue Fun-
de geborgen; er beginnt auch, 
den Schleier der Geheimnis-
se um das dreifach gestaffelte 
Wall-Graben-Bauwerk zu lüften: 
Es war wohl eine Begräbnis- und 
Kultstätte und ein Himmels-Ob-
servatorium, eine nach astrono-
mischen Gesichtspunkten aus-
gerichtete Anlage – nach den Zy-
klen des Mondes. 

Heimatgeschichte:  
Leben von Otto Normalbürger

Mit dem Römer-Experten und 
Münchner Universitätsprofes-
sor Dr. Salvatore Ortisi hat Dr. 
Graf einen Partner für die wis-
senschaftliche Aufarbeitung der  
Funde der römischen Zivilsied-
lung gefunden: Die Siedlung 
an einer Isartal-Straße und die 
Gutshöfe waren Teile der militä-
rischen Infrastruktur der Römer 
und dienten der Versorgung der 
Grenztruppen an Donau und Li-
mes. 

Kreisheimatpfleger Stefan Rie- 
der unterstrich die Rolle, die 
die Schulen dabei spielen, Ge-
schichts- und Heimatkunde- 
Wissen zu vermitteln. Dasselbe 
gelte, wenn es darum gehe, ein 
Bewusstsein dafür zu schaffen, 
wie wichtig es ist, historische 
Gebäude und Stätten zu pflegen 
und zu erhalten, um die Identi-
tät der Heimatregion zu bewah-
ren.

Heimatforscher 
leisten Kärner-Arbeit

Rieder arbeitet derzeit an ei-
ner Zusammenstellung von his-
torischen Stätten, Museen und 
anderen Kristallisationspunkten 
der Heimatgeschichte als Hand-
reichung für Lehrer aller Schul-
arten. Besonders hob er die 
Kärrner-Arbeit hervor, die enga-
gierte Heimatforscher in den Ar-
chiven leisteten: Das sei wahre 
Grundlagenforschung. Während 
„die 30. Biographie irgendeines 
Königs“ kaum neue Erkenntnis-
se erbringe, werfen die Heimat-
forscher nach Rieders Worten 
Schlaglichter „auf das Leben je-
ner 98 Prozent der Menschen“ 
in alten Zeiten, die Bauern, Bür-
ger, Handwerksleute waren. r

Landrat Christoph Göbel (r.) lässt sich das Zentrallager zeigen von 
Andreas Frank, Leiter des THW Ortsverbands München-Land. r

Landrat besucht Zentrallager 
für Schutzausstattung

Masken & Co gehen vom Landkreis München aus nach ganz Bayern
Im Landkreis München befindet sich das einzige Zentrallager des 
Freistaats Bayern zur Verteilung von Schutzausstattung zur Be-
wältigung der Corona-Pandemie. Übernommen hat diese wich-
tige Logistikaufgabe das THW München-Land. 50 Ehrenamtliche 
engagieren sich dort im Zweischichtbetrieb. Landrat Christoph 
Göbel dankte in einem Besuch vor Ort den Einsatzkräften.

Im Auftrag des Freistaats Bay-
ern werden vom Zentrallager 
aus dringend benötigte Schutz-
güter, wie etwa Schutzmasken, 
Desinfektionsmittel und vieles 
mehr an die örtlichen Katastro-
phenschutzbehörden transpor-
tiert. Diese verteilen die Güter 
dann in eigener Regie weiter.

Beeindruckende Arbeit

„Die Arbeit, die hier im Zentral-
lager bereits in der fünften Wo-
che in Folge geleistet wird, ver-
dient höchste Anerkennung. Ich 
bin beeindruckt, in welch kurzer 
Zeit hier die nötigen logistischen 
Strukturen geschaffen wurden, 
um den Warenfluss der Schutz-
güter reibungslos zu gewährleis-
ten. Ich bin stolz auf die unzäh-
ligen Ehrenamtlichen, die einen 
Großteil ihrer Freizeit investie-
ren, damit die Schutzgüter dahin 
gelangen, wo sie am dringends-
ten gebraucht werden. Mein 
herzlichster Dank geht an jedes 
einzelne Mitglied des THW Orts-
verbands München-Land“, so 
Landrat Christoph Göbel.

Material ist gut geschützt

Auf dem Gelände des Zentralla-
gers befinden sich mehrere Lager-
hallen, voll mit kistenweise Schutz- 
ausstattung, darunter Schutz-
masken, Desinfektionsmittel oder 
auch Beatmungsgeräte. Für die Si-
cherheit der Materialien ist ge-
sorgt: Das Areal wird rund um die 
Uhr von der Polizei überwacht. 
Auf das Gelände kommt nur, wer 
angemeldet und autorisiert ist.

Schutzgüter werden 
streng geprüft

Bereits seit Mitte März wer-
den im Zentrallager Waren von 
Bund und Land sowie teilweise 
auch Spenden von Dritten ange-
liefert und kommissioniert. Alle 

Waren werden vor Auslieferung 
einer strengen Qualitätskontrol-
le durch das Bayerische Landes-
amt für Gesundheit und Lebens-
mittelsicherheit unterzogen. Nur 
freigegebene Waren verlassen 
das Lager Richtung Landkreise 
und kreisfreie Städte. 50 LKWs 
liefern täglich im Schnitt Waren 
an, nahezu ebenso viele verlas-
sen täglich das Lager. r

Bad Aibling feiert Doppeljubiläum:

175 Jahre Moorbad, 
125 Jahre Heilbad

Weit über die Grenzen Bayerns hinaus genießt Bad Aibling ei-
nen exzellenten Ruf als eines der führenden Moorheilbäder in 
Deutschland. 2020 feiert der renommierte Kurort mit einem gro-
ßen Jubiläums-Veranstaltungsprogramm seine Liebe und „Ver-
bundenheit“ zum Moor: Seit 125 Jahren ist die 18.000 Einwohner 
zählende oberbayerische Stadt bereits anerkanntes Moorheil-
bad, seit 175 Jahren Moorbad.

Über die Jahrhunderte hat 
sich Bad Aibling zum geschätzten  
Gesundheitszentrum entwickelt.  
Waren es 1955 etwa 4.000 Kur-
gäste, die von der wohltuenden 
Wirkung des Naturmoors profi-
tierten, kamen 2019 bereits weit 
über 320.000 in das Heilbad im 
Mangfalltal. Zwei auf therapeuti-
sche Moor-Anwendungen spezia-
lisierte Gesundheitskliniken sowie 
ein Kurmittelhaus für Privatpatien- 
ten unterstreichen Bad Aiblings 
höchste Fachkompetenz in Sachen  
Moor. Das traditionsreiche Heil- 
mittel wird hier von erfahrenen 
Ärzten und Heilpraktikern in der 
täglichen Praxis zur Behandlung 
von rheumatisch-orthopädischen 
Erkrankungen genauso wie Frau-
enleiden und Stresserkrankungen 
eingesetzt.

Das Moor als großer Schatz

Bei der von der AIB-KUR  
GMBH organisierten Eröffnungs-
veranstaltung zum Doppeljubilä-
um erklärte Festredner Klaus Ho-
letschek, Vorsitzender des Bayeri-
schen Heilbäder-Verbands, er sei 
stolz darauf, dass sich die Bayeri-
schen Kur- und Heilbäder positiv 
weiterentwickelt haben. Dies gel-
te besonders für Bad Aibling. „Das 
ist die Leistung Ihrer Geschich-
te. Das Moor ist ein großer Schatz 
und die Basis, die sie haben“, so 
Holetschek vor rund 300 gelade-
nen Gästen.

Die bayerischen Heilbäder und 
Kurorte böten, so der Verbands-
vorsitzende, zum einen perfek-
te Voraussetzungen für Gesund-
heitsurlaub und Vorbeugung – mit 
gesundem Klima, ortsgebunde-
nen Heilmitteln und traditionel-
len Naturheilverfahren für Indi-
kationen jeglicher Art sowie er-
fahrene, medizinisch-therapeu-
tische Fachkräfte. Zum anderen 
seien die Heilbäder und Kuror-
te gemeinsam ein starker Fak-
tor in der bayerischen Gesund-
heitswirtschaft. Mit einem Jahres- 
umsatz von knapp 4,5 Milliar-
den Euro würden beispielswei-
se rund 100.000 Arbeitsplätze  

im ländlichen Raum gesichert.
Bad Aibling verbinde Traditi-

on und Innovation, fuhr Holet-
schek fort. Kurdirektor, Bürger-
meister und Gemeinderat hätten 
stets nach vorne geschaut und 
versucht, Neues auf den Weg zu 
bringen, etwa die Therme oder 
auch die Studie zum Thema Moor 
als Mittel in der Burnout-Präven-
tion. 

„Bad Aibling ist so für uns im 
Verband ein ganz wichtiger Part-
ner. Die Stadt hat alle Entwicklun-
gen, alle Höhen und Tiefen miter-
lebt, zu denen etwa die Gesund-
heitsreform geführt hat. Dabei hat 
sich Bad Aibling dadurch ausge-
zeichnet, dass es immer zum Prä-
dikat ‚Bad‘ gestanden und sich nie 
auf Erreichtem ausgeruht hat. Mit 
viel Erfolg, wie man an dem Dop-
peljubiläum sieht“, stellte der Heil-
bäderchef fest.

Bürgermeister Felix Schwaller 
erinnerte seinerseits daran, dass 
der Titel „Bad“ stets aufs Neue er-
worben werden muss. Die nächs-
ten zehn Jahre seien nunmehr ge-
sichert, freute sich der Rathaus- 
chef vor dem Hintergrund der vor 
kurzem erfolgten erneuten Zertifi-
zierung. 

Historie

Zudem erwähnte das Stadt- 
oberhaupt in einem kurzen histori-
schen Rückblick die Eröffnung der 
Maximiliansbahn im Jahr 1857, die 
einen „enormen Schub“ für das 
Kurwesen bedeutet habe. Durch 
die in den 1990er-Jahren begon-
nene Reform im Gesundheitswe-
sen seien freilich Probleme auf-
getaucht. Mit der Thermalwas-
serbohrung und der Therme, die 
nach Anfangsschwierigkeiten nun 
sehr erfolgreich sei, habe Bad Aib-
ling jedoch gegensteuern können. 
„Die Aiblinger Politik steht hinter 
der Gesundheits-Stadt“, resümier-
te Schwaller. 

Stellvertretener Landrat Josef 
Huber bezeichnete Bad Aibling 
schließlich als „Perle des Land-
kreises“, die auch in 175 Jahren ih-
re Zukunft haben werde. DK

Auch bei Trauungen: 

Einschränkungen  
im Standesamt

In einem Verwaltungsbetrieb sind die maßgeblichen Eckpunkte 
menschlichen Lebens nur bei den Aufgaben eines Amtes eng mit-
einander verwoben: im Standesamt. Existenziell wichtige Aufgaben 
werden hier Tag für Tag, auch bei eingeschränktem Betrieb, geleistet. 

„Wir freuen uns täglich über 
gute Nachrichten“, berichtet die 
Leiterin des Würzburger Stan-
desamtes, Gabriele Schwalb. 
Und so sind die Aufgaben des 
Geburtenbüros unerlässlich: Die 
Entgegennahme der Geburtsan- 
zeigen und die Beurkundung 
des Geburtenfalls, sofern al-
le notwenigen Unterlagen vor-
handen sind, werden auch ak-
tuell im Krisenfall weiterhin 
durchgeführt. Zudem stellt die  
Urkundenabteilung Geburts- und 
Eheurkunden sowie beglaubig-
te Abschriften für die Sterbefall- 
bzw. Geburtsbeurkundung auch 
weiterhin aus. 

Bürger und  
Mitarbeiter schützen

Zu den ebenfalls erfreulichen 
Aufgaben des Standesamts ge-
hören Trauungen. Diese finden 
jedoch aktuell nur unter star-
ken Einschränkungen statt, um 
Bürger und Mitarbeiter best-
möglich zu schützen. Durchge-
führt werden lediglich termi-
nierte Eheschließungen, die auf 

die notwendige Amtshandlung 
beschränkt werden und ohne 
Gäste und Trauzeugen stattfin-
den. Außerdem muss zwischen 
Brautpaar und Standesbeam-
tin ein Zwei-Meter-Abstand vor-
handen sein, zusätzlich sorgt 
eine Plexiglas-Trennwand auf 
dem Trautisch für zusätzlichen 
Schutz. 

Abgesagte Trauungen

Insbesondere ist die Durch-
führung der Trauungen dann 
wichtig, wenn durch einen Auf-
schub des bereits festgelegten 
Termins beispielsweise Fristen 
ablaufen würden. Doch nicht al-
le Brautpaare nehmen den ver-
einbarten Termin wahr. Circa  
50 Prozent der ursprünglich ge-
planten Trauungen wurden bis-
lang abgesagt. 

Für die momentane Situati-
on zeigen die Bürger gegenüber 
dem Standesamt dennoch wei-
testgehend viel Verständnis. 
„Insbesondere die Brautpaare, 
die wir unter diesen Umständen 
vermählen, sind äußerst dank-

bar, dass wir die Eheschließung 
durchführen“, so Schwalb.

Hohe Priorität haben im Stan-
desamt der Stadt Würzburg 
auch die Aufgaben des Sterbe-
büros. „Eine unserer wichtigsten 
Aufgabe ist die Sicherstellung, 
dass die Bestatter die erforder-
lichen urkundlichen Nachweise 
vom Standesamt erhalten, die 
für die Beisetzung von Verstor-
benen erforderlich sind“, be-
richtet Gabriele Schwalb. 

Im Standesamt der Stadt 
Würzburg ist der Betrieb auf-
grund der aktuellen Lage stark 
eingeschränkt. Kirchenaustritts-
erklärungen, Anmeldungen von 
Eheschließungen oder verschie-
denste Namenserklärungen kön- 
nen momentan nicht angebo-
ten werden.

Marvin Wachter/Claudia Lother
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„Da waren wir ja unse-
rer Zeit voraus, liebe Sab-
rina, als wir vor Ostern dar- 
über gesprochen haben, 
dass es vernünftig sein kann, 
zum Schutz vor Ansteckung 
eine Maske zu tragen. Aber 
gleich eine strafbewehrte 
Pflicht daraus zu machen?“ 
Mein Chef, der Bürgermeis-
ter, zeigt sich etwas er-
staunt, dass jetzt auch und 
gerade eine solch einschnei-
dende Maßnahme wie das 
Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung ver-
pflichtend angeordnet und bei Zuwiderhand-
lung auch noch mit Bußgeld bewehrt wird. 

Denn viele haben ja bisher schon eine 
Mund-Nasen-Maske made in VRChina oder 
selbstgenäht in der Öffentlichkeit getragen. 
Entweder in der irrigen Annahme, sie würden 
dadurch vor Ansteckung geschützt oder tat-

sächlich aus Rücksicht gegenüber anderen. 
Natürlich gab es auch eine Reihe von Leuten, 
die nicht als Zahnarzt oder Chirurg verklei-
det auf die Straße gehen wollte. Diese Grup-
pe kann sich übrigens durchaus auf medizi-
nische Autoritäten wie den Präsidenten der 
Bundesärztekammer Dr. Klaus Reinhardt oder 
den Vorstandsvorsitzenden des Weltärzte-
bundes Dr. Frank Ulrich Montgomery berufen. 
Gut, beide haben keinen täglichen virologi-
schen Podcast, dürften aber dennoch was von 
der Sache verstehen.

Im Grunde bleibt dann doch nur die 
Warnfunktion der Maske. Sie suggeriert: 
Dein Nachbar ist der Feind. So wie der Rit-
ter, der mit heruntergeklapptem Visier in die 
Schlacht gezogen ist, oder so wie Extremisten 
im schwarzen Block demonstrieren und Molo-
tow-Cocktails gegen die Polizei werfen. Der al-
te Mann vor dir in der Schlange oder die junge 
Mutter im Bus ist in dieser Logik eben eine Vi-
renschleuder – ebenso wie du in deren Augen.

Jetzt sind wir halt gezwungen, uns so in der 
Gesellschaft zu bewegen. Wir werden die Auf-
sätze und Reden, in denen wir davon spra-
chen, wonach eine freiheitliche und demokra-
tische Gesellschaft davon lebe, dass sich die 
Menschen ins Gesicht sehen können und un-

verhüllt vor dem Gegenüber 
stehen, in die hinteren Rei-
hen des Buchregals verban-
nen müssen.

Wir werden damit leben, 
nach einer gewissen Zeit 
des Gebrauchs einen feuch-
ten, unangenehmen Fetzen 
vor Mund und Nase zu ha-
ben, der uns beim Atmen 
und beim Sprechen hindert 
sowie die Brille beschlagen 
lässt. Wir werden missver-
standen werden, weil unsere 

Kommunikation darauf angelegt ist, dass Spra-
che und Mimik zugleich wahrgenommen wer-
den und die Mimik jetzt wegfällt. Wir werden 
die Menschen mit Höreinschränkungen wie-
der stärker in die Isolation zwingen, weil sie 
nicht mehr von den Lippen ablesen können. 
Wir, die großen Individualisten, werden uns 
uniformieren.

Umso wichtiger ist es, dass wir sehr genau 
beobachten, ob die Maskenpflicht etwas 
bringt oder wann sie wieder abgeschafft wer-
den kann. Denn ich möchte nicht in einer Ge-
sellschaft leben, in der wir es uns angewöhnt 
haben, das Gegenüber auf zwei Meter Ab-
stand anzubrüllen, weil uns das durch Ab-
standsgebot und Maskenpflicht in Fleisch und 
Blut übergegangen ist.

Nun kann man natürlich die Frage stellen, 
warum wir uns so schwertun damit, Mund und 
Nase zu bedecken. In Asien ist das schon seit 
vielen Jahrzehnten Standard. Nun gibt es in 
vielen asiatischen Ländern einen gesellschaft-
lichen Zwang, eine Maske zu tragen, wenn 
man etwa Erkältungssymptome hat. Man will 
in den dicht besiedelten Städten und überfüll-
ten Zügen niemand anstecken. Das hat sicher 
auch viel damit zu tun, dass asiatische und eu-
ropäische Gesellschaften kein übereinstim-
mendes Konzept von Individualismus haben. 
Wir sind halt anders und ich denke, wir sollten 
das auch bleiben wollen.

Mein Chef, der Bürgermeister, setzt auf das 
Prinzip Verantwortung, auch beim Gebrauch 
einer Schutzmaske. Dazu passt ein brandak-
tueller Satz des Staatsrechtlers Oliver Lepsi-
us: „Jetzt kommt die Zeit des Umstellens vom 
präventiven Verbot mit Erlaubnisvorbehalt auf 
Verhaltensgebote, die auf Vertrauen und Ver-
nunft gründen.“

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Konsequenzen  
aus Abstandsgebot und 

Maskenpflicht

Landratsamt Fürstenfeldbruck:

Kontaktpersonen-Management mit 
den Städten und Gemeinden

Seit Beginn der Corona-Pandemie arbeitet das Landratsamt Fürs-
tenfeldbruck mit Hochdruck an dem Kontaktpersonen- und Qua-
rantänemanagement. Zu jeder infizierten Person mit Wohnsitz im 
Landkreis Fürstenfeldbruck ermittelt das Gesundheitsamt seit En-
de Januar 2020 die sog. Kontaktpersonen der Kategorie 1, also 
diejenigen, die so engen Kontakt mit dieser Person hatten, dass 
die Wahrscheinlichkeit einer Ansteckung erhöht ist. Diese müs-
sen sich in häusliche Quarantäne begeben, um so die Infektions-
ketten nach Möglichkeit zu unterbrechen. 

Kontaktpersonen der Katego- 
rie 1 sind Personen mit mindes- 
tens 15-minütigem Gesichts- 
Kontakt („face-to-face“) zu ei-
nem Erkrankten. Dazu gehören 
auch Personen aus Lebensge-

Bereichen des Freistaats, unter-
stützt. So waren und sind etwa 
zeitweise Lehrerinnen und Leh-
rer, Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter des Amts für Landwirt-
schaft und Forsten oder auch 

als dass in der kommenden Zeit 
Lockerungen der Ausgangs- und 
Wirtschaftsbeschränkungen 
schrittweise erfolgen werden.  

Dank des Landrats

Landrat Thomas Karmasin be-
dankte sich ausdrücklich bei den 
Kommunen und bei allen Mit-
arbeitenden für die Koopera-
tionsbereitschaft: „Die Aufga-
be der Kontaktermittlung wird 
uns nach allem, was die Wissen-
schaftler sagen, noch eine Weile 
begleiten. Da bin ich froh, dass 
sie auf möglichst viele Schultern 
verteilt werden kann. Ich dan-
ke den Kommunen, die sich be-
reit erklärt haben, uns zu un-
terstützen, sehr. Es ist keines-
wegs selbstverständlich, jenseits 
der eigenen Zuständigkeit Kraft 
und Energie aufzuwenden, auch 
wenn die Erfüllung dieser Aufga-
be natürlich für uns alle gleicher-
maßen von großer Bedeutung 
ist. Auch den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern, die diese für 
sie fremde Aufgabe mit viel Tat-
kraft und Einsatzbereitschaft an-
packen, danke ich.“ 

Die Kontaktpersonen der Ka-
tegorie 1 werden telefonisch er- 
mittelt, die häusliche Absonde-
rung (Quarantäne) wird zunächst 
telefonisch verfügt und dann 
schriftlich bestätigt. Auch dies 
werden die beteiligten Kommu- 
nen übernehmen. 

Die CTT werden seit Ende 
April geschult, danach erfolgt 
Schritt für Schritt die Tätigkeits-
aufnahme vor Ort. Die Vortei-
le dieser von der Regierung von 
Oberbayern ausdrücklich ange-
regten und unterstützten Zu-
sammenarbeit zwischen Land-
ratsamt und Gemeinden sind 
die schnell wirkende Entlastung 
der Gesundheitsverwaltung, die 
eingespielte Zusammenarbeit 
zwischen den Städten und Ge-
meinden mit dem Landratsamt 
sowie die leichtere Einbindung 
der Unterstützungskräfte des  
Freistaats.  r

„Maskerade“ in Covid-19-Zeiten: Landrat Thomas Karmasin bei 
der Begrüßung der Auftaktschulung für die Mitarbeiter und Mit-
arbeiterinnen des Freistaats und der Landkreiskommunen, die 
künftig die Contact Tracing Teams bilden werden.  Bild: LRA FFB

meinschaften im selben Haus-
halt. Zuletzt wurden pro infizier-
ter Person im Durchschnitt min-
destens drei Kontaktpersonen 
geschätzt. 

Personelle Unterstützung  
aus anderen Behörden

Bei einem Stand von rund 770 
Infizierten (22.04.2020) ergibt 
dies eine geschätzte Zahl von 
rechnerisch mehr als 2.300 Kon-
taktpersonen ab Anfang März 
2020. Das Gesundheitsamt wur-
de in diesem Zeitraum kontinu-
ierlich mit weiterem Personal, 
auch aus anderen Behörden und 

Kolleginnen und Kollegen aus 
dem Baubereich in diesem Be-
reich tätig.  Auch 24 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter des Frei-
staats Bayern, welche eigens zu 
diesem Zweck zugewiesen wur-
den, arbeiten auf lokaler Ebe-
ne in den sog. „Contact Tracing 
Teams (CTT)“ mit. 

Das Kontaktpersonen-Manage- 
ment wird nach Einschätzung der 
Experten des Robert-Koch-Ins-
tituts längerfristig erforderlich 
sein, um Erkrankungen frühzei-
tig zu erkennen, Kontaktperso-
nen frühzeitig zu isolieren und so 
die Ausbreitung des Virus zu ver-
langsamen. Dies gilt umso mehr, 

Bezirks Oberbayern:

Solidarität in Notzeiten
Der Bezirk Oberbayern bekräftigt seine Zusage, die Einrichtungen 
und Dienste der Behindertenhilfe finanziell weiter zu unterstüt-
zen. „Diese Notsituation stehen wir gemeinsam mit unseren Part-
nern durch“, sagt Bezirkstagspräsident Josef Mederer. Gemein-
sam mit dem Bayerischen Bezirketag hat der Bezirk Oberbayern 
jetzt mehrere Fixpunkte erarbeitet, die die Existenz der Einrich-
tungen und Dienste für die Zeit nach Corona sichern. 

Oberstes Ziel sei, die Versor-
gung von Menschen mit Behin-
derungen sicher zu stellen. „Wir 
handeln pragmatisch und unbü-
rokratisch“, verspricht Mederer. 
„Wir müssen alle Kräfte so ein-
setzen, dass wir diese Krise ge-
meinsam bewältigen und nie-
mand auf der Strecke bleibt. Da-
zu brauchen wir praktikable und 
sachgerechte Lösungen. Diese 
Situation erfordert eine gewalti-
ge Kraftanstrengung – nicht nur 
für die Trägerverbände, sondern 
auch für uns im Bezirk.“

Viele Einrichtungen und Diens-
te der Behindertenhilfe sind der-
zeit geschlossen oder arbeiten 
mit reduzierten Angeboten im 
Notbetrieb. Bis zum 19. April 
hatte der Bezirk Oberbayern ei-
nen Schutzschirm gespannt und 
die Angebote weiterfinanziert. 

Für die Zeit ab 20. April be-
sprach der Bezirk mit den Ver-
bänden der freien Wohlfahrts-
pflege und dem Verband pri-
vater Anbieter Anschlussrege- 
lungen (www.bezirk-oberbay-
ern.de/Corona-Anschlussrege-
lungen). 
Folgende Fixpunkte werden 
dabei vorausgesetzt:
1. Alle Anbieter sind aufgefor-
dert, grundsätzlich öffentliche 

und private Ersatz-, Entschädi-
gungs- und Ausfallleistungen 
(Versicherungen) sowie Kurzar-
beitergeld oder Leistungen nach 
dem Infektionsschutzgesetz 
(IfSG) in Anspruch zu nehmen.
2. Der Bezirk verrechnet im 
Nachhinein diese Ersatzleistun-
gen mit den Einrichtungen. 

Damit stelle der Bezirk sicher, 
so Präsident Mederer, „dass 
die meisten Einrichtungen und 
Dienste finanziell fast so gestellt 
werden, dass sie nach dieser Kri-
se auch weiterhin ihre Leistun-
gen für Menschen mit Behin-
derung erbringen können“. Me-
derer verweist darauf, dass die 
Regelungen kreative Ideen und 
Lösungen ermöglichten, wie Be-
schäftigte sinnvoll in anderen Be-
reichen eingesetzt werden kön-
nen. 

So seien derzeit Werkstätten 
für Menschen mit Behinderungen 
weitgehend geschlossen. „Selbst-
verständlich kann das frei ge-
wordene Personal in stationären 
Wohnheimen Menschen mit Be-
hinderungen unterstützen und 
hier die wichtige Tagesstruktur 
gewährleisten“, erklärt der Prä-
sident. Er stellt aber auch klar, 
dass der Bezirk Einrichtungen 
und Dienste nur insoweit unter-

stützt, wenn sie ihre Ressourcen 
dem Versorgungssystem des Be-
zirks zur Verfügung stellen. „Ist 
dies nicht möglich“, so Mederer 
weiter, „kann leider nur eine an-
teilige Finanzierung erfolgen“.  

Dies ist derzeit teilweise bei 
Individual- und Schulbegleitun- 
gen der Fall, die wegen der 
Schließung der Kindertagesstät-
ten und Schulen freigestellt sind. 
Nach den mit den Wohlfahrts-
verbänden vereinbarten Fix-
punkten sollen die Dienste für 
sie Kurzarbeitergeld in Anspruch 
nehmen. Dies lässt sich nur ver-
meiden, wenn die Begleitungen 
unterstützend im genehmigten 
Stundenumfang in anderen Be-
reichen der Behindertenhilfe tä-
tig sind.

Appell an die Dienste

Der Bezirkstagspräsident ap-
pelliert an die Dienste und de-
ren Mitarbeitende, Kinder und 
Eltern im häuslichen Umfeld  
zu unterstützen. „Die Begleitun-
gen können mit Kindern zuhau-
se Unterrichtsmaterial bearbei-
ten, das die Schulen online ein-
stellen“, sagt Mederer. Auch in 
Wohnheimen für Menschen mit 
Behinderungen könnten Be-
gleitungen unterstützend tätig 
sein. „Der Kreativität sind hier 
keine Grenzen gesetzt. Im Ge-
genteil: Wir freuen uns, wenn 
sich alle gegenseitig unterstüt-
zen, um diese Krise zu bewälti-
gen.“  r

MediaMarktSaturn und Rettungszweckverband:

Engagement gegen Isolation 
von Heimbewohnern

Gerade die Bewohnerinnen und Bewohner von Alten-, Pflege- 
und Behindertenheimen treffen die Besuchsverbote und Kon-
taktsperren aufgrund der Corona-Pandemie besonders hart. Es 
gibt keinen direkten Kontakt und Austausch mit ihren Familien 
und Freunden. Und diese Situation wird wohl noch viele Monate 
so anhalten. „Gerade in dieser schweren Zeit kann eine Videover-
bindung mit Ton hier auch ohne direkten körperlichen Kontakt für 
viel Nähe bei den Betroffenen und ihren Angehörigen sorgen“, so 
Landrat Martin Wolf, Vorsitzender des Zweckverbands für Rettungs- 
dienst- und Feuerwehralarmierung (ZRF) der Region Ingolstadt.

Auf Initiative des Medizini-
schen Lagezentrums der Region 
10 unter Leitung des Ärztlichen 
Leiters der Führungsgruppe Ka-
tastrophenschutz Dr. Florian De-
metz und des ZRF Region Ingol-
stadt mit seinem Vorsitzenden 
Martin Wolf stellt MediaMarkt-
Saturn 200 Tablets für die Be-
wohner von Alten-, Pflege- und 
Behindertenheimen in der Regi-
on Ingolstadt zur Verfügung, um 
der Isolation in den Einrichtun-
gen entgegenzuwirken. Die Tab-
lets finanzieren sich aus der all-
jährlichen Weihnachtsspenden-
aktion der MediaMarktSaturn 
Mitarbeiter.

Weitere Unterstützung gibt es 
von der Firma Inside Computer 
GmbH in Ingolstadt, welche die 
Inbetriebnahme und die Einrich-
tung der Tablets und eine Help-
line übernimmt.

„Ich bedanke mich im Namen 
aller künftigen Nutzerinnen und 
Nutzer in den Alten-, Pflege- 
und Behindertenheimen für die 
großzügige Spende und die Un-
terstützung“, so Martin Wolf.

Die neuen Tablets sind inzwi-
schen an 60 stationäre Pflege-

einrichtungen und an die 13 
Krankenhäuser in der Region 
verteilt. Die vorkonfigurierten 
Geräte erlauben eine einfache 
Nutzung von Videochats.

Florian Wieser, Finanzchef 
der MediaMarktSaturn Retail 
Group, überreichte die ersten 
Tablets an das Medizinische La-
gezentrum der Region Ingol-

stadt. „Schon immer haben un-
sere Mitarbeiter die enge Ver-
bundenheit von MediaMarkt-
Saturn zur Region eindrucksvoll 
unter Beweis gestellt und mit 
ihrer großen Spendenbereit-
schaft wichtige gesellschaftli-
che Einrichtungen unterstützt. 
Dass wir damit in dieser Situa-
tion einen Beitrag leisten kön-
nen, freut uns sehr“, so Florian 
Wieser. Das regionale Engage-
ment von MediaMarktSaturn ist 
Teil der bundesweiten Initiative, 
die der Elektronikhändler unter 
dem Motto „Getrennt und doch 
verbunden“ ins Leben rief und 
mit der er Heimbewohner mit 
ihren Liebsten zumindest virtu-
ell zusammenbringen möchte. 

Landrat Martin Wolf und Pe-
ter von der Grün, Landrat des 
Landkreises Neuburg-Schroben-
hausen haben als Vorsitzender 
bzw. stv. Vorsitzender des ZRF 
Region Ingolstadt die Tablets in 
Empfang genommen. r

V.r.: Landrat Martin Wolf, Landrat Peter von der Grün und Florian 
Wieser, Finanzchef der MediaMarktSaturn Retail Group bei der 
Übergabe der ersten Tablets. Bild: LRA Pfaffenhofen

http://www.bezirk-oberbayern.de/Corona-Anschlussregelungen
http://www.bezirk-oberbayern.de/Corona-Anschlussregelungen
http://www.bezirk-oberbayern.de/Corona-Anschlussregelungen
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Vorschau auf GZ 10
In unserer Ausgabe Nr. 10, die am 14. Mai 2020 erscheint, 
behandeln wir folgende Fachthemen:
• Abfall · Entsorgungsmanagement
• Kommunales Verkehrswesen · ÖPNV
• Öffentliche Beleuchtung
• Sicherheit · Brand- und Katastrophenschutz
• Schulungen für Verantwortliche in Kommunen
• Kommunal-Marketing

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt das Magazin der LfA Förderbank  
Bayern bei. Wir bitten um freundliche Beachtung.  r

L I E F E R A N T E N N A C H W E I SGZ GZ

Diskuti eren Sie kommunale 
Themen direkt mit Personen, 
die ähnliche Herausforderungen
meistern. 

www.anmelden.gemeindezeitung.bayern
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L I E F E R A N T E N N A C H W E I S

 Abzeichen

 Energiedienstleistung

Bau

Fahnenmasten / Fahnen

 Gewerbebau

Kommunalfahrzeuge

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Kindergärten . Turnhallen . Mehrzweckhallen
Maschinenhallen . Wertstoffhöfe . Technikräume

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Laumer Bautechnik GmbH
Bahnhofstr. 8 
84323 Massing
Tel.: 087 24 / 88-0 Fax: 88-500

www.laumer.de . info@laumer.de

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com
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www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Kommunale IT

www. .de

erdgas-schwaben.de

 Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Wir leben Datenschutz und Informationssicherheit. 
Für öffentliche Verwaltungen. Unsere Spezialisten beraten nicht nur. 
Sie packen auch an - zuverlässig, schnell und preiswert.
Sprechen Sie uns an! Tel. 089 - 58 80 839-0 oder info@insidas.de

www.insidas.de
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Informati onssicherheit und 
Datenschutz

Recyclingbaustoff e

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung 

Erneuerbare Energien

Kommunale Fachmedien

Wegweisend bei Wissen.
Öffentliche Verwaltungen erhalten komplette 
Lösungen zum Beschaffen, Verwalten und 
Nutzen von digitalen und gedruckten Medien.

www.schweitzer-online.de

Kommunale 
Immobilienentwicklung

Sitzmöbelhersteller

SOLARSTROM AUS IHRER GEMEINDE
Zeigen Sie Ihr Engagement für den Klima- 
schutz. Wir suchen zusammenhängende Acker-  
und Wiesenflächen oder Industrie- und Gewerbe- 
brachen von min. fünf Hektar in Ihrer Gemeinde. 

Ihr Kontakt zu uns:
juwi AG, Thomas Bablitschky, 06732/9657-13277  
energieprojekte@juwi.de · www.juwi.de 

GZ auf folgenden 
Social Media Kanälen:

  Noti fy-Newslett er
Aktuelle Infos über kommunale 
Neuigkeiten mit unserem Noti fy-
Newslett er – direkt auf Ihr Handy. 

www.baustoffrecycling-bayern.de

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

Beitrag zur Bewältigung der Corona-Krise:

Wirkungsvolle Masken 
für Kommunen

Einen wertvollen Beitrag zu Nachhaltigkeit und Müllvermeidung leis-
tet die traditionsreiche Schneiderei Böck in Berg am Starnberger See. 
Mit ihren hochwertigen und individuell gestalteten Behelfs-, Mund- 
und Nasenmasken sorgt das Familienunternehmen aber auch für ei-
ne maximale Werbewirkung für bayerische Städte und Gemeinden.

„Es ist mir eine Herzensange-
legenheit, die Benutzer mit wir-
kungsvollen Masken zu versor- 
gen“, betont Vertriebsleiter Alex- 
ander Böck. Gefertigt sind sie aus 
hochwertigstem Baumwollstoff 
(100 Prozent schadstofffrei), der 
eine sehr lange Nutzungsdauer 
garantiert. Die von ärztlichem Per-
sonal getesteten Masken sind bis 
60 °C waschbar und werden mit 
einem anpassungsfähigen Rund-
gummi vernäht, der für einen 
einmaligen Tragekomfort sorgt. 
„Stoffe sollen schließlich nicht 
einfach nur hübsch sein“, erklärt 
Böck. „Sie sollen Spaß machen, 
bedenkenlos sein, hautfreundlich 
und schonend.“

Baumwolle aus kontrolliert 
biologischem Anbau

Deshalb stünden die nachhal-
tige Herstellung und Verarbei-
tung von Bio-Baumwolle an ers-
ter Stelle. Der kontrolliert biolo-
gische Anbau verbiete genetisch 
veränderte Organismen, denn die 
langlebigen und robusten Baum-
wollfasern sollen erhalten blei-
ben. „Unsere Baumwolle wird oh-
ne Verwendung von Chemiedün-
ger und synthetischen Pestizi-
den angebaut. Der Anbau erfolgt 
in Mischkultur und Fruchtfolge. 
Schädlinge werden mit Duftlock-
stoffen ferngehalten, das Un-
kraut mechanisch gejätet. Unse-
re Bio-Baumwolle wird ohne Ent-
laubungsmittel von Hand geern-

tet. Der Bauer muss seinen Boden 
mindestens drei Jahre chemiefrei 
bestellt haben, um das Prädikat 
‚kontrolliert biologisch angebau-

Kreatives Handwerk in der Krise
HWK-Internetseite mit handwerklichen Anbietern  

von Schutz- und Hygieneprodukten
Auch in dieser Corona-Krise zeigt das Handwerk seinen Ide-
enreichtum. Aus der Not geboren, weil ganze Geschäftsfelder 
oder zahlreiche Aufträge wegbrechen, wird kurzer Hand die 
Produktion umgestellt und an den Markt angepasst. 

Schwäbische Schreiner und Messebauer schaffen bauliche 
Standard- oder Individuallösungen zum Hygieneschutz – für Em- 
pfangstheken, Verkaufstresen, Arbeitsplätze oder Besprechungs-
tische, Maßschneider in Schwaben nähen Community-Masken 
und Messebauer fertigen Gesichtsschutz.

„Diese Kreativität in der Krise unterstützen wir als Hand-
werkskammer für Schwaben sehr gerne“, erklärt Ulrich Wagner, 
Hauptgeschäftsführer der HWK Schwaben. Dazu wurde eine In-
ternetseite unter www.hwk-schwaben.de/kreativ angelegt, auf 
der Handwerksbetriebe gelistet sind, die solche individuellen 
Schutz- und Hygieneprodukte anbieten.

„Unter dem Motto „aus dem Handwerk für das Handwerk“ 
wünschen wir uns, dass diese Übersicht sukzessive wächst, dass 
sich also ganz viele unserer schwäbischen Handwerksbetriebe 
an uns wenden, um sie in die Liste aufzunehmen“, so Wagner 
weiter. „Und natürlich hoffen wir, dass viele Kunden aus dem 
Handwerk, aber auch aus anderen Branchen wie beispielsweise 
dem Einzelhandel diese kreativen Angebote nutzen.“

Um regionalen Geschäften, Lokalen oder Handwerksbetrie-
ben in dieser schwierigen Zeit zu helfen und den Kundenkontakt 
auf digitale Art am Laufen zu halten, wurden in den letzten Wo-
chen diverse Online-Plattformen auf den Weg gebracht – kos-
tenfrei und nach dem Motto „support your locals“. Eine erste 
Auswahl findet sich ebenfalls auf der neuen HWK-Internetseite 
und soll sich schrittweise erweitern.

Die neue Internetseite www.hwk-schwaben.de/kreativ er-
gänzt das vielfältige Online-Angebot der HWK Schwaben in der 
Corona-Krise mit den aktuellsten Nachrichten, Informationen 
für Handwerksbetriebe, in Bezug auf Ausbildung, für Auszubil-
dende sowie Fort- und Weiterbildungsteilnehmer.Darüber hin-
aus berät die HWK Schwaben ihre Betriebe telefonisch, bietet 
Webinare an und informiert auf Facebook und Instagram. r

Die Wirksamkeit selbstgemach- 
ter Masken wurde bereits im Jahr 
2009 von Forschern der Universi-
tät Cambridge getestet. Das Ergeb-
nis der Studie zeigt, dass selbst-
gemachte Masken aus Baum- 
wolle 50 Prozent der Partikel ein-
fangen können. Masken aus Tee-
tüchern konnten sogar mit 60 Pro-
zent punkten – im Gegensatz zu 
den Einmal-Masken, denen nach-
gesagt wird, dass sie in einem nur 
geringen Maß vor der Übertra-
gung des Coronavirus schützen.

Die Farben der produzierten 
Masken sind selbstverständlich in-
dividuell anpassbar und werden 

Maske mit Logo. r

te Baumwolle‘ zu erhalten. Dies 
wird jährlich überprüft“, unter-
streicht der Vertriebsleiter. 

Hochwertigste Materialien

„Die qualitativ hochwertigsten  
Materialien, die wir beziehen, 
werden per Hand von Fachkräf-
ten in Deutschland gefertigt“, so 
Böck. Alle am Produktionspro-
zess beteiligten Menschen arbei-
teten unter fairen und sicheren 
Bedingungen und erhielten ge-
rechte Löhne. Unabhängige Insti-
tute zertifizieren die Baumwolle. 
„So schaffen wir es, dass unsere 
Textilien komplett schadstofffrei 
sind, und so Hautirritationen, Al-
lergien oder Überreaktionen ver-
mieden werden können.“

auf Wunsch ab einer Mindestbe-
stellmenge von 1.000 Stück mit 
aufgedrucktem Logo und Slogan  
gefertigt. Böck zufolge haben sie 
damit sogar einen „super Wer-
beeffekt“. „Mit unserer 30-jäh-
rigen Erfahrung in der Fertigung 
von Textilprodukten sowie den 
unvergleichbaren, von uns ver-
wendeten Materialien, ist es uns 
möglich, eine hohe Qualität zu ga-
rantieren“, macht der Vertriebslei-
ter abschließend deutlich.
Kontakt per E-Mail an den Verlag  
Bayerische Kommunalpresse un-
ter news@gemeindezeitung.de 
 DK

Erlangen ist Digitale 
Bildungsregion in Bayern

Das Bayerische Staatsministerium für Unterricht und Kultus hat die 
Stadt Erlangen vor kurzem als „Digitale Bildungsregion in Bayern“ 
ausgezeichnet. Die Stadt bewarb sich im Juli 2019 und stellte im Rah-
men eines umfassenden Konzepts die zahlreichen digitalen Bildungs-
angebote in der Hugenottenstadt dar. 

Die Bewerbung verdeutlichte, 
dass viele Maßnahmen und Pro-
jekte die Gestaltung aber auch 
die Herausforderungen des di-
gitalen Wandels aufgreifen. Ziel 
ist, allen Altersgruppen Zugänge 
in die digitale Welt aufzuzeigen, 
Barrieren abzubauen und Teilha-
be zu ermöglichen. 

Grundlage für die jetzige Aus-
zeichnung waren insbesondere 
die Stellungnahmen der zustän-
digen Konferenz der Schulauf-
sicht und des Bayerischen Staats-
ministeriums für Familie, Arbeit 
und Soziales. „Ich freue mich über 
die Auszeichnung als Digitale Bil-
dungsregion. Gerade während 

der Corona-Krise gewinnt Digi-
tale Bildung stark an Bedeutung 
und digitale Medien sind aus un-
serem Alltag nicht wegzudenken. 
Die Auszeichnung durch das Bay-
erische Staatsministerium für Un-
terricht und Kultus zeigt, dass sich 
Erlangen frühzeitig auf den Weg 
gemacht hat, um digitale Bildung 
zu fördern“, so Bildungsreferentin 
Anke Steinert-Neuwirth. „Unsere 
Bemühungen tragen gerade jetzt 
Früchte.“

Kultus-Staatsminister Michael  
Piazolo gratulierte zu diesem Er-
folg. Die Verleihung der Aus-
zeichnung wird nach der Coro-
na-Pandemie stattfinden. r

www.juwi.de
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Wie kommt unsere Wirtschaft  
durch die Corona-Krise?  

Und wie geht es danach weiter? 
Eine Spezialausgabe

MENSCHEN   UNTERNEHMEN   PROJEKTE



INHALT
die Corona-Krise erschüttert unser Leben. Unsere Wirtschaft. 
Unsere Politik. Unsere Gesellschaft. Unseren Freistaat. Wir  
erleben Ausgangsbeschränkungen und Stillstand, existenzielle 
Sorgen und Ängste vor der Zukunft. 

Keine Frage: Wir stehen inmitten der größten Herausforde-
rung seit dem Zweiten Weltkrieg, vor einer Jahrhundert- 
aufgabe. Jetzt und in den kommenden Wochen und Mona-
ten. Handel und Gastronomie – wochenlang geschlossen. 
Industrie und Mittelstand kämpfen mit den Folgen gestoppter  
Produktionen oder unterbrochener Lieferketten. Auch das 
Handwerk ringt mit Kurzarbeit und leeren Auftragsbüchern. 

Corona wird vorübergehen. Welchen Wert Zusammenhalt 
und Solidarität für uns wirklich haben, zeigt sich jetzt. Wie  
robust sind unsere Demokratie und unsere soziale Marktwirt-
schaft? Ich bin davon überzeugt, dass wir diese Krise und 
den damit verbundenen wirtschaft lichen Abschwung ge-
meinsam bewältigen können. Und ich möchte Ihnen an  
dieser Stelle versichern: Wir, die LfA Förderbank Bayern,  
unterstützen Sie dabei nach Kräften!

Mit dieser Sonderausgabe möchten wir Ihnen Mut machen, 
indem wir nach vorn blicken und neue Perspektiven  
ermöglichen. Als verlässlicher Partner.

Neben einer Übersicht über unsere umfassenden Förder-
maßnahmen (Seite 8) kommen Vertreter aus Politik und  
Wirtschaft zu Wort: Hubert Aiwanger, der Staatsminister für 
Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie (Seite 4), aber 
auch die Präsidenten der Vereinigung der Bayerischen  
Wirtschaft, der Industrie- und Handelskammer von München 
und Oberbayern sowie des Bayerischen Handwerkstags (ab 
Seite 22). Sie erläutern, wie Corona Bayerns Wirtschaft verän-
dert. Sie beschreiben aber auch Chancen für die Zukunft.

Ab Seite 10 stellen wir außerdem Unternehmer vor, die in 
der Corona-Krise mit viel Mut und Entschlossenheit neue  
Geschäftsmodelle wagen. 

Besonders danken möchte ich an dieser Stelle den Ärzten 
und Pflegekräften und allen, die momentan dazu beitragen, 
das öffentliche Leben aufrechtzuerhalten. In diesen Zeiten 
sind sie für mich die wahren Helden des Alltags. 

Dr. Otto Beierl
Vorstandsvorsitzender  
LfA Förderbank Bayern

Absicherung ist beim  
Klettern unerlässlich. Wie  
wir gemeinsam durch  
die Corona-Krise kommen,  
möchten wir mit dieser  
Spezialausgabe zeigen

„Unsere Wirtschaft hat die Kraft,  
sich schnell zu erholen“  
Die Corona-Pandemie trifft Bayern. Was jetzt  
wichtig ist, erklärt Staatsminister Hubert Aiwanger 

Hilfe in der Krise 
Mit Liquiditätshilfen wie Krediten und Risikoüber-
nahmen begleitet die LfA durch unstete Zeiten

Wir können auch anders 
Fünf bayerische Unternehmen berichten, wie sich  
ihre Arbeit und ihr Geschäft jetzt verändern 

So geht Homeoffice 
Soziale Distanz statt räumlicher Nähe: Auch  
in Bayern bedeutet das für viele Homeoffice.  
Tipps für ein Modell mit Zukunft

Das neue Normal ist digital 
Warum Corona Wirtschaft und Gesellschaft  
zukunftsfähig macht – ein Ausblick von  
Ökonomin Barbara Engels
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Wie es weitergeht 
Die Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft,  
die IHK und der Bayerische Handwerkstag  
über Auswirkungen und Chancen der Krise

Meldungen 
Deutscher Nachhaltigkeitskodex  |    
Förderbilanz 2019  |  Neuer Markenauftritt der LfA

Gesichter der LfA 
Tanja Schwarz, Abteilung Förderkredite 
Michael Moser, Stabsstelle Beratung
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Liebe Leserinnen und Leser,



Herr Minister Aiwanger, wie sieht Bayern aus, wenn die  
Corona-Krise überstanden ist?
Den Menschen in Bayern ist jetzt mehr als vorher bewusst, 
wie krisenanfällig unsere Gesellschaft aufgrund der Globali-
sierung geworden ist. Wir müssen also die Vorteile der  
Globalisierung nutzen, wichtige Grundversorgung aber  
hierzulande besser absichern als bisher – von der Nahrungs-
mittelversorgung bis zu Medizinprodukten.

Der Kampf gegen das Virus legt ja weite Teile des zivilen 
und wirtschaftlichen Lebens lahm – weltweit. Absatzmärkte 
brechen ein, Zulieferketten sind in Gefahr. Trifft Corona die 
stark exportorientierte Wirtschaft unseres Freistaats beson-
ders hart?
Länder, die vor allem auf Importe angewiesen sind, treffen 
geschlossene Grenzen viel härter. Wir können froh sein um 
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„UNSERE WIRTSCHAFT  
HAT DIE KRAFT,  

SICH SCHNELL ZU ERHOLEN“
DIE CORONA-KRISE KOSTET BAYERN MILLIARDEN.  

STAATSMINISTER HUBERT AIWANGER ÜBER DIE FOLGEN DER PANDEMIE,  
REGIONAL VERANKERTE PRODUKTION UND  

LIEFERKETTEN UND DIE FREUDE AN „ÜBERFLÜSSIGEM“ 

INTERVIEW STEFAN RUZAS    FOTOS HANNES ROHRER   
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unsere Produktion, besonders um die Versorgungsquote bei 
Lebensmitteln. Aber natürlich schadet der weggebrochene 
Export unseren Unternehmen und deren Mitarbeitern.

Was sind wahrscheinlich die gravierendsten Veränderungen, 
wenn die Pandemie endlich vorbei ist?
Unsere Wirtschaft hat die Kraft, sich schnell zu erholen. Des-
halb müssen wir sie jetzt liquide halten. Trotzdem müssen wir 
bereit sein zu lernen. Ich hoffe, dass jetzt allen bewusst wird, 
wie wichtig einerseits internationale Zusammenarbeit ist, aber 
wie wertvoll andererseits regional verankerte Produktion und 
Lieferketten sind.

Tourismus, Maschinenbau, Handel, IT oder andere Sektoren: 
Welche Branchen sind besonders hilfsbedürftig und welche 
könnten sich als überraschend robust erweisen?



Welche alten Phänomene unseres Wirtschaftslebens macht 
die Corona-Krise vielleicht überflüssig?
Die Grundphänomene werden sich nicht ändern, warum 
auch, sie wurden nicht infrage gestellt. Gegen das Virus  
hilft kein Systemwechsel. Auch werden Sie sehen: Schon 
nach kurzer Zeit kaufen wir wieder „überflüssige“ Artikel, nur 
weil es sie gibt und wir Freude daran haben.

Kann es sein, dass wir alle in diesen Zeiten lernen, dass unsere 
Wirtschaft über Wochen und Monate radikal schrumpfen 
kann, ohne zusammenzubrechen?
Viele verstehen jetzt, warum es wichtig ist, solide zu wirt-
schaften und soziale Sicherungssysteme zu finanzieren. Unse-

re Wirtschaft ist insgesamt belastbar. Lei-
der ist das kein Trost für diejenigen, die in 
dieser Zeit Insolvenz anmelden oder ar-
beitslos werden. Für diese Menschen ist  
dann wichtig, dass wir schon immer eine  
Wirtschaftspolitik betrieben haben, die 
Wachstum anstrebt, damit sie wieder eine 
neue Chance bekommen.

Welche Lehren sollte die bayerische Wirt-
schaft aus den unterbrochenen Lieferket-
ten der Just-in-time-Produktion oder aus 
fehlenden Erntehelfern anderer Länder 
ziehen? Lokalisiert sich das Globale?
Wir sind Gewinner der Globalisierung, das 

kann keiner infrage stellen. Nur ein Beispiel: Wir sind führend 
bei der Herstellung von Spitzenprodukten der Pharmafor-
schung. Aber natürlich importieren wir viele günstige Nachah-
merprodukte. Das wollen wir nicht grundsätzlich ändern, aber 
eine bessere Vorsorge mit Standardmedikamenten treffen.

Brauchen wir vielleicht sogar eine neue Wirtschaftsordnung?
Wir brauchen keine neue Wirtschaftsordnung, wenn sich  
die bestehende als robust erweist. Aber der Staat muss bei 
seinen Ausgaben Prioritäten neu bedenken. Nur zwei  
Beispiele: Wir sehen, wie falsch es in anderen Ländern war, 
Krankenhausbetten abzubauen. Wir selbst haben die  
„Friedensdividende“ genossen und im Bereich des Katastro-
phenschutzes eingespart.

Politik bedeutet ja im ursprünglichen Sinne gesellschaftliche 
Verantwortung. Erleben wir durch diese Krise auch eine 
neue Glaubwürdigkeit und Legitimation von Politik und 
Wissenschaft? 
Ich glaube, unsere Bürger haben erkannt, dass uns die Wis-
senschaft Entscheidungen nicht abnehmen kann. Es sind die 
Politiker, die Verantwortung übernehmen müssen in einem 
Moment, bei dem der Ausgang unklar ist. Dafür sollte man 
Personen wählen, denen man vertraut und Positives zutraut.  

Bayerns Wirtschaftsminister und 
LfA-Verwaltungsratsvorsitzender  
Hubert Aiwanger bleibt trotz  
Herausforderungen optimistisch

CORONA-SPEZIAL
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Im Augenblick beobachten wir in nahezu allen Branchen  
Verlierer und Gewinner. Als robust erweisen sich alle, die  
flexibel genug agieren können. Besonders im Feuer stehen 
natürlich Dienstleistungen und Produkte, auf die leichter  
verzichtet werden kann. Stark betroffen sind zum Beispiel 
 unsere Gastronomie und Hotellerie.

Wie würden Sie in diesen Zeiten die Rolle der LfA Förder-
bank Bayern beschreiben?
Die LfA ist aktuell unser Instrument zur Sicherung der Liquidi-
tät, langfristig der Partner unserer Unternehmen für den Weg 
aus der Krise – als Rückhalt für unsere Geschäftsbanken.

Führt die Krise zu einer Überschuldung 
von Bund und Ländern? Und wenn ja: 
Welche Folgen hat das für Investitionen 
in andere wichtige Zukunftsfelder 
wie Klimawandel, Mobilität oder  
Digitalisierung?
Die Krise ist nicht das Ende der Welt! Eine 
Investition in den genannten Feldern ver-
liert nicht ihre Wichtigkeit. Eher im Gegen-
teil: Mit weniger Mitteln muss ich mich umso 
mehr auf Zukunftsfragen konzentrieren.

Welche Eigenschaften und Fähigkeiten 
brauchen Unternehmen wie Menschen, 
um solche Krisen auszuhalten?
Vertrauen in die eigene Stärke, einen realistischen Blick auf 
die Tatsachen und die Erkenntnis, dass man zusammen mehr 
erreichen kann.

Bei allen dramatischen Verlusten, Sorgen und Ängsten: 
Gibt es auch hilfreiche oder vielleicht zukunftsweisende 
Erkenntnisse, die wir aus diesen Corona-Zeiten gewinnen 
können?
Ich bin ganz positiv gestimmt durch die vielen Meldungen 
bayerischer Unternehmen, die in dieser schweren Zeit ihren 
Beitrag für die Gemeinschaft erbringen wollen. Und die 
Wertschätzung für viele vermeintlich „einfache“ Tätigkeiten, 
wie zum Beispiel bei der Lebensmittelproduktion in der 
Landwirtschaft, wächst und wird hoffentlich bleiben.

Kulturtechniken des Digitalen wie zum Beispiel Videokonfe-
renzen, digitale Aktionärstreffen oder Homeoffice werden 
in diesen Wochen zu Selbstverständlichkeiten. Was bedeu-
tet das für unseren künftigen Arbeitsalltag?
Viele erproben jetzt Techniken der Digitalisierung, denen sie 
vorher skeptisch gegenüberstanden. Das ist ein Schritt in 
Richtung Arbeitswelt 4.0. Damit wird zum Beispiel die Verein-
barkeit von Arbeit und Privatem verbessert und es sinken  
die Verkehrs- und Umweltbelastungen.

LFA MAGAZIN 07

„WIR BRAUCHEN 
KEINE NEUE 

WIRTSCHAFTS-
ORDNUNG, 

WENN SICH DIE 
BESTEHENDE 
ALS ROBUST  

ERWEIST“
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 Unsere Hilfen in 
der Krise

DIE LFA UNTERSTÜTZT UNTERNEHMEN BEI DER BEWÄLTIGUNG  
DER CORONA-KRISE MIT LIQUIDITÄTSHILFEN DURCH 

KREDITE UND RISIKOÜBERNAHMEN. DIE BEANTRAGUNG UND  
AUSZAHLUNG DER PROGRAMME ERFOLGT ÜBER IHRE HAUSBANK 

STAND 30. APRIL 2020
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Schnell wirkende Liquiditätshilfe für kleine und 
größere Mittel ständler sowie Freiberufler, die in-
folge der Corona-Krise in vorübergehende Finan-
zierungsschwierigkeiten geraten sind.

  Antragsberechtigt sind Unternehmen der ge-
werblichen Wirtschaft mit einem Jahresumsatz 
(Konzernumsatz) bis einschließlich 500 Millio-
nen Euro sowie Angehörige der Freien Beru-
fe, die zum 31.12.2019 nicht in Schwierigkeiten 
nach EU-Definition waren

  Finanziert werden Investitionen und  
Betriebsmittel

  Darlehensbetrag: von 10.000 Euro bis  
30 Millionen Euro

  Flexible Laufzeiten bis 6 Jahre und bis zu  
2 Tilgungs freijahre sind möglich

  Übernahme des Ausfallrisikos durch eine  
obligatorische 90-prozentige Haftungsfrei-
stellung der LfA 

  Bis zu einem LfA-Risiko von 500.000 Euro  
gilt ein vereinfachtes Beantragungs- und  
Bearbeitungsverfahren, die LfA verzichtet auf 
eine eigene Risikoprüfung
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UNIVERSALKREDIT

Unser Spezialprogramm zur Finanzierung 
von Unternehmen in Liquiditäts- und  
Rentabilitätsschwierigkeiten bei  
Vorliegen eines tragfähigen Gesamt-
konsolidierungskonzepts:

› Antragsberechtigt sind mittelständische 
Unternehmen der gewerblichen  
Wirtschaft

› Darlehenshöchstbetrag: 2 Millionen Euro

› In Fällen, in denen der Konsolidierungs-
anlass in einem erheblichen Liquiditäts-
bedarf infolge der Corona-Krise begrün-
det ist, wird auf die Erstellung eines  
Konsolidierungskonzepts verzichtet

AKUTKREDIT

Unkomplizierte Liquiditätshilfe für Unter-
nehmen der gewerblichen Wirtschaft  
mit einem Konzernumsatz bis einschließ-
lich 500 Millionen Euro jährlich sowie  
für Angehörige der Freien Berufe:

› Finanziert werden Investitionen, die  
Anschaffung von Warenlagern sowie  
der allgemeine Betriebsmittelbedarf  
einschließlich Umschuldung kurzfristiger 
Verbindlichkeiten

› Darlehen von 25.000 Euro bis maximal  
10 Millionen Euro je Vorhaben möglich

› Bei nicht ausreichender Absicherung von 
Darlehen bis zu 4 Millionen Euro durch  
die Banken ist eine Haftungsfreistellung 
möglich, die auf 80 Prozent erhöht wurde

› Beschleunigtes und vereinfachtes  
Beantragungs- und Bearbeitungsverfahren 
für LfA-Förderkredite mit Haftungsfrei- 
stellungen bis 500.000 Euro LfA-Risiko

Für langfristige Konsolidie-
rungen und Umschuldungen 
stehen der Universalkredit 
und der Akutkredit der LfA 
zur Verfügung.
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CORONA- 
SCHUTZSCHIRM-KREDIT

Mit unseren Bürgschaften können die  
Hausbanken den Unternehmern umfangreiche 
Finanzierungshilfen gewähren. 

  Antragsberechtigt sind mittelständische  
gewerbliche Unternehmen und Angehörige 
Freier Berufe

  Der maximale Bürgschaftssatz wurde – für  
Betriebsmittel-, Rettungs- und Umstrukturie-
rungsbürgschaften sowie bei Konsolidie-
rungsdarlehen – auf einheitlich 90 Prozent 
des Kreditbetrags angehoben

  Bürgschaften der LfA werden bis zu einem 
Betrag von 30 Millionen Euro übernommen. 
Darüber hinaus sind auch Staatsbürgschaften 
möglich

  Bei Bürgschaften der LfA bis 500.000 Euro  
gilt auch das vereinfachte Beantragungs-  
und Bearbeitungsverfahren wie bei Haftungs-
freistellungen bis 500.000 Euro

Für Handwerk, Handel, Hotels und Gaststätten 
sowie Gartenbaubetriebe stehen Bürgschaften 
der Bürgschaftsbank Bayern GmbH zur  
Verfügung. 

BÜRGSCHAFTEN

Schnelles Hilfsprogramm während der Corona- 
Krise für Unternehmen, Einzelunternehmer und 
Freiberufler, die mindestens seit 1. Oktober 2019 
am Markt sind und bis zu 10 Beschäftigte haben. 

Voraussetzungen: Der Antragsteller war zum 
31.12.2019 nicht in Schwierigkeiten nach EU- 
Definition und hat zuletzt Gewinn erwirtschaftet – 
entweder 2019 oder im Durchschnitt der letzten 
drei Jahre. 

Eckpunkte:
 für Betriebsmittel und Investitionen

  100 % Risikoübernahme durch den Freistaat  
Bayern, keine Risikoprüfung

  Darlehenshöchstbetrag: für Unternehmen  
bis 5 Mitarbeiter 50.000 Euro und für Unterneh-
men bis 10 Mitarbeiter 100.000 Euro 

Dabei darf der Kreditbetrag die Summe von  
25 Prozent des Jahresumsatzes 2019 des antrag-
stellenden Unternehmens nicht übersteigen

 Zinssatz 3 %

  Darlehenslaufzeit: 10 Jahre mit 2 Tilgungsfrei- 
jahren oder 5 Jahre mit 1 Tilgungsfreijahr

LFA-SCHNELLKREDIT

Für bestehende LfA-Programmdarlehen bietet  
die LfA eine einfache und schnelle Möglichkeit  
einer Tilgungsaussetzung für bis zu vier Raten an.

TILGUNGSAUSSETZUNG
und Stundung bei bestehenden Krediten

WICHTIGE HINWEISE

  Die Corona-Soforthilfe der Bundesregierung und der 
Bayerischen Staatsregierung zwischen 9.000 Euro und 
50.000 Euro gibt es bei den Bezirksregierungen sowie 
der Landeshauptstadt München 

  Unternehmen, die gerade für den Wirtschaftsstandort 
Bayern besonders relevant sind, werden mithilfe von 
Beteiligungen durch einen Bayern Fonds stabilisiert

Wir informieren Sie gerne  
zu den LfA-Förderkrediten und  

Risikoübernahmen.

Telefon: 089 / 21 24-10 00 
Mail: info@lfa.de

Weitere aktuelle Informationen  
finden Sie unter:  

www.lfa.de



WIR 
KÖNNEN 

AUCH  
ANDERS

CORONA-SPEZIAL

 Als sich Mitte März abzeichnet, 
dass den rund 300 Mitarbeitern 
des Autozulieferers Zettl wegen 

der Corona-Krise Kurzarbeit droht,  
suchen alle nach einer Lösung, einem 
Ausweg.

Bei einem der eigentlich regelmäßi-
gen Meetings des Unternehmens  
sammeln alle Mitglieder der Familie 
von Gründer Reinhard Zettl Ideen.

Eigentlich werden in Weng bei 
Landshut ja sogenannte Nähkleider  
für Automobilhersteller produziert, 
also Teile aus Leder für das  
Interieur. Edle Armaturen, Sitz-
bezüge, Türverkleidungen 
oder Konsolen zum Beispiel. 

Plötzlich ist klar: Atemmasken 
für Kliniken, Arztpraxen und Se-
niorenheime wären Hilfe in der 
Not. Und eine echte Alternative 
zur Kurzarbeit.

Seit dem 20. März fertigt der 
Betrieb in drei Schichten Tag 
für Tag mehrere Tausend Mas-
ken für den Einmalgebrauch, 
mit der Hand, teilweise aber 
auch schon automatisiert. 

„Der Materialfluss wird von 
der Bayerischen Staatsregie-
rung organisiert“, so Geschäfts-

führer Zettl. „Die Herstellung von Mate-
rialkapazitäten ist sichergestellt.“ 

Geliefert wird das Material von Sand-
ler, einem Hersteller von Vliesstoffen 
aus Schwarzenbach an der Saale. Die 
fertigen Masken, es sollen bis zu eine 
Million werden, verteilt das Technische 
Hilfswerk (THW).

Und die ursprünglichen Kunden? 
„Wir produzieren weiter für die Auto-
mobilindustrie. Aufgrund der allge-
meinen Situation aber auf niedrigem 
Stand.“ Durch die Maskenproduktion 

könne Zettl Interieur die Mitarbeiter 
weiterbeschäftigen, nahezu ohne 
Kurzarbeit.

Bei einem Vor-Ort-Besuch der Produkti-
on von Gesichtsmasken in Weng ge-
meinsam mit Wirtschaftsminister Hubert 
Aiwanger erklärt Bayerns Ministerpräsi-
dent Markus Söder: „Wir werden auf 
Dauer enorm viele Masken brauchen. Ich 
glaube, dass wir am Ende in Deutschland 
Milliarden Masken benötigen.“ Das gilt 
nicht nur für das medizinische Personal 

und Alten- und Pflegeheime, 
sondern dann auch „in der brei-
ten Entwicklung, wenn es um 
den Arbeitsschutz geht, das 
breite Miteinander“.

Das Bundesinstitut für  
Arzneimittel und Medizinpro-
dukte unterscheidet zwischen 
selbst hergestellten Masken, 
medizinischem Mund-Nasen-
Schutz und sogenannten filt-
rierenden Halbmasken, kurz 
FFP2 oder FFP3 genannt.  
Diese dienen auch dem  
eigenen Schutz, die anderen 
vor allem dem Schutz anderer  
vor möglicherweise infektiösen 
Tröpfchen.

TEXT STEFAN RUZAS

SCHUTZMASKE STATT AUTO-INTERIEUR, DESINFEKTION STATT  
SCHNAPS, TO GO STATT TO STAY ODER EINE KLEINE KULTURREVOLUTION.  

IN DER NOT ENTSTEHEN NEUE GESCHÄFTSMODELLE
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SEIT DEM 20. MÄRZ FERTIGT DER  
BETRIEB IN DREI SCHICHTEN TAG FÜR 

TAG MEHRERE TAUSEND MASKEN

Bayerns Ministerpräsident Markus Söder zu Besuch bei 
der Firma Zettl, die Schutzmasken näht

CORONA-SPEZIAL
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Das Restaurant Henrii ist die neue Attraktion  
im Herzen Bambergs. Wenn es geöffnet hat. In der Not gibt’s  

jetzt einen Lieferservice mit viel Gefühl fürs Gute

Ochsenbacke to go

CORONA-SPEZIAL

Schon die Speisekarte liest sich gut: 
zwei verschiedene Salate, einer 
davon mit Filetspitzen und Eger-

lingen. Sieben Gerichte aus hausge-
machter Pasta, einige auch mit Jakobs-
muscheln und Oktopus. Frische und 
mediterrane Kochkunst also – und ab 
und zu ein bisschen was Asiatisches. 

Aber auch Filets, ein Burger und eine 
geschmorte Ochsenbacke stehen drauf. 
Letztere kommt dann zwar in der Alu-
schale, wie die meisten der Speisen. Die 
Portwein-Jus wird separat verpackt.

Wer die feinen Speisen nicht selbst 
abholt, bekommt sie meist vom Chef 
persönlich geliefert, dem jungen  
Maximilian Beughold. Und Wein gibt’s 
auf Wunsch auch.

Seit Anfang April hat das Bamber-
ger Restaurant Henrii auf Bring- und  

Holservice umgestellt. „Henrii-Take-
Away“ nennt sich das in der Krise  
entstandene Angebot. 

Zuvor war das Lokal seit dem  
18. März geschlossen. Jetzt sind neben  
Beughold nur noch drei Mitarbeiter im  
Einsatz. Jeweils mittwochs bis freitags 
von 17 bis 21 Uhr und samstags und 
sonntags von 12 bis 20 Uhr. 

Am Wochenende kann künftig 
auch ein richtiger fränkischer Braten 
bestellt werden, zubereitet vom rüsti-
gen Vater des Küchenchefs. So, wie 
sich das halt gehört.

Hat sich das alles ein bisschen einge-
spielt, soll mittags auch für Bedürftige 
gekocht werden. Eintöpfe für die  
Bamberger Tafel zum Beispiel.

Beughold hat das angesagte Henrii 
im Mühlenviertel, es ist eine Mischung 

aus Tagesbar, Restaurant und Vinothek, 
erst im Februar 2019 eröffnet – mit Un-
terstützung der LfA. Vom Start weg war 
es nahezu jeden Abend ausgebucht. 
Die Terrasse draußen mit den 100 Sitz-
plätzen ist umgeben von den Armen 
des Flusses Regnitz. Sie bietet einen 
prachtvollen Blick auf das Alte Rathaus. 
All das ist zurzeit nur stille Kulisse. 

„Die Corona-Krise wird uns schnell 
100.000 Euro kosten“, sagt Beughold, 
der für seine Mitarbeiter Kurzarbeit  
beantragt hat und Soforthilfe aus dem 
„Bamberger Rettungsschirm“.

Der Henrii-Chef rechnet damit, dass 
sein Geschäft bis zu fünf Jahre brauchen 
wird, um die Folgen der Corona-Krise 
auch finanziell zu bewältigen. Aber so 
sei das eben mit den Lebensaufgaben. 
Es muss ja weitergehen.

D ie Ersten sind die Kliniken  
am Goldenen Steig aus dem 
Landkreis Freyung-Grafenau. 

Mitte März fragen sie bei Stefan Pen-
ninger im niederbayerischen Waldkir-
chen nach, ob er auch Neutralalkohol 
liefern könne, zur Herstellung von 
Mitteln zur Desinfektion. Plötzlich 
herrscht nämlich überall Mangel.

Penninger stellt mit seiner traditions-
reichen Brennerei normalerweise  
Liköre und Obstgeister her, diese  
Anfrage ist auch für ihn neu. Keine 
Frage, er kann spontan liefern, und 
nach den Kliniken folgen weitere Be-
stellungen von Apotheken und Kran-
kenhäusern. Auch Behörden, Tierärzte 
und Bäckereien melden sich.

Der Einfachheit halber bietet Pennin-
ger den medizinischen Versorgern im 
Umkreis dann gleich von sich aus an, 
Vorräte an Neutralalkohol zu reservieren. 

Wahlweise vom 10-Liter-Kanister bis 
zum Container mit 1.000 Litern. Der Zoll 
vereinfacht kurzerhand die Vorgaben, 
unter denen alkoholsteuerbefreit ge-
liefert werden kann.

„Für uns bedeutet die aktuelle Situa-
tion, dass wir beim neutralen Alkohol an 
unsere eiserne Reserve gehen mussten“, 
erzählt Brennereichef Penninger. Den 
hoch gereinigten Alkohol aus land-

wirtschaftlicher Herstellung bezieht  
er zum Beispiel zur Produktion  
von Schnäpsen wie dem bekannten 
„Bärwurz“.

Penninger: „Die Lage sieht allerdings 
so aus, dass neuer Neutralalkohol gar 
nicht mehr zu bekommen ist. Die ge-
samte am Markt verfügbare Menge 
geht an die Hersteller von Desinfek-
tionsmitteln.“ 

Das Problem dabei: „Wir können in 
absehbarer Zeit nur noch sehr begrenz-
te Mengen unserer eigenen Produkte 
abfüllen und vermarkten. Das wird uns, 
je nach Dauer dieser Krise, noch vor 
große Herausforderungen stellen.“

Penninger geht es nicht anders als 
seinen Kollegen aus dem Landesver-
band der Bayerischen Spirituosen-
industrie – wie Liebl in Bad Kötzting, 
Stettner in Kolbermoor oder die Bär-
wurz-Quelle, die vergleichbar agieren.

Zur Alltagsroutine im Schutz gegen 
das Coronavirus empfiehlt Penninger 
übrigens: „Kliniken und Pflegeperso-
nal brauchen Desinfektionsmittel ganz 
dringend. Privatpersonen, die zu  
Hause bleiben, helfen aktiv, solch 
wertvolle Mittel zu sparen.“

Die Schnapsbrennerei Penninger beliefert  
Krankenhäuser und Apotheken mit Neutralalkohol

Alkohol kann helfen

Hochprozentigere 
Alkohole sind 
Hauptinhaltsstoff 
von Desinfektions-
mitteln
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Zwölf Konzerte musste Blaibach schon absagen. Intendant Thomas Bauer nutzt den Stillstand, 
um eine Initiative zur Förderung von klassischen Musikveranstaltern anzuschieben

Jetzt oder nie

Der Beethoven-Zyklus fällt aus. 
Das Pavel Haas Quartet, es gilt 
in Fachkreisen als „aufregends-

tes Streichquartett der Welt“, tritt nicht 
auf. Auch die Norwegian Army Band 
kommt erst mal nicht in den „Kulturgra-
nit“ nach Blaibach, dieses spektakuläre 
Konzerthaus im Bayerischen Wald.

Insgesamt zwölf Konzerte musste In-
tendant Thomas Bauer bereits absagen, 
mit heftigen finanziellen Folgen. „Unter 
Umständen ist damit zu rechnen, dass 
durch die Corona-Krise die gemeinnüt-
zige Kulturszene in der Fläche Bayerns 
gänzlich verschwindet“, warnt er. 

Gleich im März hat Bauer das Ge-
spräch mit Bernd Sibler, dem Staats-
minister für Wissenschaft und Kunst,  
sowie dessen Ministerialrat 
gesucht. 

Eine Stunde sprachen 
sie in München miteinan-
der und Bauer präsentier-
te eine Idee, die auch an-
dere private gemein- 
nützige Veranstalter für 

klassische Musik unterstützen: die 
Bachwoche Ansbach zum Beispiel, der 
Kissinger Sommer, das Richard Strauss 
Festival in Garmisch, das Mozartfest 
Würzburg oder die Festspiele Europäi-
sche Wochen in Passau.

Zwischen 40 und 100 sogenannte 
Kleinveranstalter werden in Bayern 
nämlich bis jetzt durch den relativ klei-
nen Fonds der Allgemeinen Musikpfle-
ge gefördert. Für deren Projekte wer-
den im Vorjahr Gelder beantragt, von 
deren Bewilligung die Veranstalter erst 
im Frühjahr der jeweiligen Saison er-
fahren. Auf dem Konto sind sie in der 
Regel dann nicht vor Juli. „Für die Ak-
teure ergab sich wegen der Freiwillig-
keit der staatlichen Lei stungen bis dato 

eine erhebliche Unsi-
cherheit bei der Pla-
nung“, so Bauer. Durch 
die Corona-Krise drohen 
nun sogar Insolvenzen. 
Bauers Vorschlag: An-
hand klarer Kriterien wie 
Programmqualität,  

Eigeninitiative oder Ticketumsatz 
könnte es künftig eine Evaluation der 
relevanten freien Träger im gemein-
nützigen Bereich geben.

Auf Basis der Daten sollen dann 
„Leuchttürme“ identifiziert werden, 
die mit festgeschriebenen staatlichen 
Beteiligungen rechnen können und 
damit quasi als institutionell gelten. 
Eine Art „Exzellenz-Programm“ also. 

„Somit wäre ein nachvollziehbarer 
Einsatz von Steuermitteln garantiert, 
die Verzerrung des Wettbewerbs  
ausgeschlossen und lokalpolitische 
Planspiele eingedämmt“, erklärt der 
Intendant des Konzerthauses Blaibach. 
„Wir sprechen bei den Zuschüssen 
von zirka 20 Prozent der jeweiligen 
Haushalte, sodass wir weiter privat-
wirtschaftlich agieren.“ 

Es gehe um die Absicherung  
des gesamten Kulturlebens in Bayern, 
für eine überschaubare Summe.  
Klingt tatsächlich nach einer kleinen 
Revolution.

Zum Start seines kleinen Bergsportgeschäfts 
Eldorado in Nürnberg verzichtet Tobias Plail 2019  

bewusst auf Internethandel. Und jetzt?

Draußen zu HauseD iesen Mittwoch wird Tobias Plail wohl 
nie wieder vergessen. Den 18. März, 
an dem er die Tür seines Ladens ex-

akt ein Jahr nach Eröffnung bis auf Weiteres 
schließen muss – wegen Corona: „Für mich 
als stationären Händler, der bewusst auf In-
ternethandel verzichtet und auf Kundenkon-
takt und individuelle Beratung ausgelegt ist, 
ist eine angeordnete Schließung natürlich 
erst einmal der absolute Super-GAU.“

Noch am selben Tag veröffentlicht er auf 
der Website von Eldorado und auf Face-
book einen emotionalen Appell, in dem 
unter anderem steht: „Ihr als Kunden habt 
es in der Hand, ob es weiterhin eine Vielfalt 
an Geschäften in eurer Umgebung gibt!“

Sein Angebot: Wer in der Zeit des Shut-
downs einen Gutschein kauft, bekommt da-
für nach Wiedereröffnung ein Extra von 
zehn Prozent. 

Außerdem nimmt er nun auch per Mail, 
Facebook oder Telefon Bestellungen ent-
gegen und liefert die Ware in Franken frei 
Haus aus: „Ob Griffboards, fix oder frei hän-
gend, Yogamatten oder Lesestoff. Solange 
wir noch etwas auf Lager haben, können 
wir euch beliefern“, verspricht Plail seinen 
Kunden. Geht’s in die nähere Umgebung, 
kommt er gerne auch mal mit dem Fahrrad 
vorbei. Beraten kann er vorübergehend  
telefonisch oder per Mail.

Sein Motiv: „Wir leben von den Men-
schen, die die gleiche Begeisterung für 
Sport und Natur teilen und sich darüber 
austauschen wollen und lokal einkaufen.“

Weil er aber weiß, dass es in diesen Zei-
ten Menschen gibt, die noch mehr Hilfe 
brauchen, hat der Bergsportverrückte mit 
anderen kleinen Outdoorläden in Nürn-
berg und Lauf eine Aktion namens „#buy-
localanddonate“ gestartet: „Wir haben uns 
entschieden, zehn Prozent der Einnahmen 
während des Shutdowns jeweils zu einem 
Drittel an die Nürnberger Tafel, die Bahn-
hofsmission und das Sozialmagazin Straßen-
kreuzer zu spenden. Gemeinsam schaffen 
wir das, wir sind füreinander da!“ 

Das bisherige Feedback motiviere ihn 
sehr durchzuhalten: „Es geht uns als Einzel-
händlern zwar nicht gerade gut in dieser 
Zeit, aber es gibt Bedürftige, denen es noch 
deutlich schlechter geht.“  

ES GEHT  
UM DIE  

ABSICHERUNG 
DES GESAMTEN 
KULTURLEBENS 

 IN BAYERN

CORONA-SPEZIAL
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Die Begeisterung  
für Berg und Natur  
teilt Tobias Plail (links)  
mit seinen Kunden.  
Und auch seine  
Erfahrung: Persönliche  
Beratung steht in  
seinem Bergsportge-
schäft an erster Stelle – 
vorübergehend eben 
per Telefon oder Mail 
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ZU HAUSE EINRICHTEN
Ein gut ausgestatteter Arbeitsplatz trägt 
maßgeblich zur Produktivität bei. Es zahlt 
sich aus, in gute Hard- und Software zu in-
vestieren. Dazu zählen schnelles, stabiles In-
ternet (mindestens WPA/WPA2-Verschlüs-
selung, besser noch VPN), ein Laptop oder 
Rechner mit ausreichend großem Bild-
schirm und ordentlicher Tastatur sowie ein 
Handy mit genügend Datenvolumen. Für 
Arbeitnehmer, die längere Zeit im Home-
office arbeiten, sind auch Schreibtisch und 
Bürostuhl Pflicht. 

LEITLINIEN FESTLEGEN
Gegebenenfalls kann die Selbstorganisation 
im Homeoffice überfordern.  
Vorgesetzte sind umso mehr gefragt,  
Unterstützung zu bieten. Es ist ratsam,  
Leitlinien für das Arbeiten im Homeoffice 
festzulegen und sich im Team auf Regeln zu 
einigen. Dazu zählen Fragen zur Erreichbar-
keit genauso wie das Aufsetzen von Mee-
ting-Routinen. Damit Aufgaben nicht unter-
gehen, müssen Ziele und Fristen klar 
kommuniziert werden. 

TIPPS FÜR EIN ARBEITSMODELL MIT ZUKUNFT 

FOKUS SETZEN
Homeoffice wird von vielen Führungskräf-
ten oft noch mit Kontrollverlust gleichge-
setzt. Anwesenheit bedeutet aber nicht im-
mer gleich Leistung. Ausschlaggebend ist 
das Ergebnis. Um Aufgaben und Resultate 
im Blick zu behalten und zu überprüfen, ist 
es hilfreich, Wochen- und Monatsziele auf-
zusetzen. Das gibt Struktur und vermittelt ein 
Gefühl von Kontrolle.

TRANSPARENT SEIN
Wenn Teams räumlich getrennt arbeiten, ist 
gute Kommunikation der Schlüssel zum Er-
folg. Teilen Sie den Kollegen mit, wenn Sie 
„da” sind, eine Pause machen, gerade einen 
Telefontermin haben oder sich in den Feier-
abend verabschieden. In den meisten Mes-
senger-Programmen lassen sich ein Status, 
zum Beispiel „im Termin”, oder Abwesen-
heitsnotizen einrichten. 

LEARNING BY DOING
Vorgesetzte und Mitarbeiter sollten sich die 
Zeit nehmen, neue technische Hilfsmittel 
und Apps auch kennenzulernen. Setzen Sie 

sich damit auseinander und probieren Sie 
Sachen aus. Viele vermeintliche Fragen kön-
nen oft selbst gelöst werden. Wenn nicht, 
kann vielleicht Google oder ein Kollege hel-
fen, eine Lösung für das Problem zu finden. 

ABLENKUNGEN MINIMIEREN
Je nach Wohnsituation sind für die Mitarbei-
ter Ablenkungen die größte Herausforde-
rung im Homeoffice. Lässt es die aktuelle 
Lebenslage nicht zu, in Ruhe zu arbeiten, 
können Ohrstöpsel helfen, Umgebungsge-
räusche auszublenden. Wer gut mit Musik 
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Die Corona-Krise stellt Unternehmen und Mitarbeiter vor 
neue Herausforderungen. Es geht um soziale  

Distanz statt räumlicher Nähe. Auch für viele Führungs- 
kräfte bedeutet das umzudenken

GUT ORGANISIERT: DIESE TECHNISCHEN HILFSMITTEL UND APPS HELFEN 
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Über das Chat-Pro-
gramm lässt sich die 
Kommunikation sowohl 
einzelner Teams als 
auch des gesamten  
Unternehmens zusam-
menführen. Hilft,  
up to date zu bleiben, 
ohne Mail-Accounts 
überzustrapazieren.

Für das Management 
groß angelegter Projekte 
eignet sich ein Office-
365-Abonnement. Es bie-
tet Anwendern die Mög-
lichkeit, ortsunabhängig 
von jedem Endgerät aus 
zu arbeiten, unter ande-
rem mit Word, Excel,  
PowerPoint, Outlook ...

Dokumente einfach teil-
len und im Team bear-
beiten: Der Cloud-Spei-
cher-Dienst ermöglicht 
es, Dateien hochzuladen 
und auch von anderen 
Zugängen aus darauf zu-
zugreifen. Jedem Nutzer 
stehen 5 GB kostenfrei 
zur Verfügung. 

Das Tool erlaubt es,  
Daten bis zu 1 GB ver-
schlüsselt zu verschi-
cken. Firefox-Konto-  
Besitzer können sogar 
bis zu 2,5 GB teilen.  
Der Upload steht  
via Link allerdings nur  
24 Stunden zum  
Download bereit.

Das Fernwartungs-Tool 
erlaubt Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern, 
auf den Rechner  
einer anderen Person 
zuzugreifen. Funktio-
niert sogar vom Smart-
phone aus. Einzige  
Voraussetzung: eine 
3G-Verbindung.

Mit dem kostenfreien 
Datenaustausch-
Dienst können Datei-
en und Dateipakete  
in unbegrenzter  
Größe geteilt werden. 
Dazu müssen Nutzer 
Terashare aber  
vorab auf dem Com-
puter installieren.

 DIE BASICS 
Microsoft Office Paket  
Word, Excel, Powerpoint

Mail-Anbindung ins Büro, zum 
Beispiel über Microsoft Outlook

Online-Speicher für große  
Datenmengen, zum Beispiel über 
Dropbox oder Google Drive

Fernzugriff auf den  
Server des Unternehmens

ar beiten kann, kann sich auch Noise-Cancel-
ling-Kopfhörer besorgen. Playlists für mehr 
Konzentration gibt es zum Beispiel über  
Streamingdienste wie Spotify. 

EFFIZIENT KOORDINIEREN
Damit alle auf dem neuesten Stand bleiben, 
sind Update-Calls unumgänglich. So kann 
die Belegschaft nachverfolgen, welche Ent-
scheidungen wo und wann getroffen wur-
den. Finden Sie dennoch heraus, ob ein 
Meeting der effektivste Kommunikations-
kanal ist: Wer müsste per E-Mail kontaktiert, 

wer angerufen werden, um an den benötig-
ten Input zu gelangen? Wenn ein Vieraugen- 
gespräch nicht ausreicht, sollte das Team zu-
sammenkommen. Halten Sie Teilnehmerzah-
len trotzdem, sofern möglich, klein. Mithilfe 
einer Agenda geben Sie Kollegen im Vor-
feld die Möglichkeit, sich zu informieren 
oder wichtige Antworten vorzubereiten. 
 Beschlüsse und resultierende Handlungen 
immer in einem Protokoll festhalten. 

ROUTINEN SCHAFFEN
Damit sich Heimarbeit nicht wie ein Wo-
chenende auf der Couch anfühlt, sollten Be-
rufstätige an gewissen Gewohnheiten des 
Büroalltags festhalten: Anziehen und Fertig-
machen, das gemeinsame Familienfrühstück 
oder die morgendliche Zeitungslektüre,  
bevor es ans Tagwerk geht, helfen, die  
Motivation aufrechtzuerhalten.

PAUSEN PLANEN
Regelmäßige Pausen sind wichtig für die 
Produktivität. Im Homeoffice tendieren Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter allerdings 
dazu, weniger darauf zu achten. Experten ra-
ten, die Arbeit alle 90 Minuten zu unterbre-
chen. Stellen Sie sich einen Alarm. Stehen Sie 
vom Arbeitsplatz auf, strecken Sie sich. Auch 
eine kurze Stretching- oder Meditations-
übung wirkt Wunder. 

BEWEGLICH BLEIBEN 
Langes Sitzen belastet die Bandscheiben, wir 
verbrennen weniger Kalorien und werden 
schneller müde. Integrieren Sie Bewegung in 
den Homeoffice-Alltag, so oft es geht. Zum 
Beispiel, indem Sie öfter mal die Sitzhaltung 
ändern. Planen Sie Übungen wie Kopf-, 
Schulter- und Armkreisen am Schreibtisch ein 
oder Sie machen ein kleines Morning-Work-
out in der Zeit des gesparten Arbeitswegs.

So geht Homeoffice  

Kommunikation in 
Echtzeit: Über die 
Webkonferenz-Soft-
ware können Füh-
rungskräfte zur Be-
sprechung einladen. 
Meeting-Teilnehmer 
können kostenlos via 
Computer oder Smart-
phone teilnehmen.

Zusammenarbeiten 
und mehr erledigen: 
Mit den Boards, Listen 
und Karten des Aufga-
benverwaltungsdiens-
tes lassen sich kleinere 
Projekte mit wenig 
Usern auf schnelle  
und kostenlose Weise 
organisieren.

 1 Betriebe, die flexible Arbeits-
modelle bieten, wirken auf dem 

Arbeitsmarkt besonders attraktiv.

 2 Konzentrierte Arbeitsphasen im 
Homeoffice ohne dauernde Stö-

rungen erhöhen die Produktivität Ihrer 
Mitarbeiter.

 3 Die Bewerberauswahl geht weit 
über den Bürostandort hinaus. 

Fachkräftemangel, ade!

Wird sich unsere Art zu arbeiten durch 
die Krise verändern?

Die Art, wie wir arbeiten, hat sich schon 
längst geändert. Es ist nur noch nicht 
bei allen Unternehmen angekommen. 
Für diese Firmen stellt die aktuelle Kri-
sensituation eine große Chance dar. 
Meine Prognose: In 5 Jahren werden 
Betriebe ohne Homeoffice-Möglich-
keit keine Mitarbeiter mehr finden und 
halten können. 

Jetzt ist der beste Zeitpunkt, sich be-
wusst damit zu beschäftigen, wie Arbeit 
auf räumliche Distanz funktioniert und 
umsetzbar ist. Selbst wenn man es vor-
her für unmöglich gehalten hat. Ortsun-
abhängiges Arbeiten wird auch losge-
löst von Corona kommen, ob wir wollen 
oder nicht. 

Nehmen Sie sich Zeit, um sich mit dem 
Modell Homeoffice auseinanderzuset-
zen. Sie werden erleben, wie gut es 
funktioniert, ohne dass die Produktivität 
in Ihrem Unternehmen sinkt, während 
Ihre Arbeitgeberattraktivität, Mitarbei-
terzufriedenheit und damit Ihr Unter-
nehmenserfolg steigen!

Plötzlich Homeoffice! Selbst da, wo 
 es vorher undenkbar war.  

Viele Unternehmen können von diesem  
Arbeitsmodell profitieren

3 GUTE GRÜNDE

Die gebürtige Passauerin Teresa Bauer  
berät mit getremote.de Unternehmen, wie 
sie Homeoffice erfolgreich einführen  
und Führung auf räumliche Distanz klappt

VON TERESA BAUER
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TEXT BARBARA ENGELS

 

DAS NEUE  
NORMAL  
IST DIGITAL
AUF EINMAL GEHT ES DOCH: DEUTSCHLAND WIRD DIGITAL,  
UND ZWAR ÜBER NACHT. WARUM DIE CORONA-KRISE 
WIRTSCHAFT UND GESELLSCHAFT LANGFRISTIG DIGITALER  
UND DAMIT ZUKUNFTSFÄHIG MACHT
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Dabei lässt sie Wirtschaft, Politik und 
Gesellschaft keine Zeit zur Diskussion. 
Pro und Contra von Homeoffice, Vi-
deokonferenzen, Technologie A oder 
B? „Einfach mal machen“ ist in jedem 
Fall die Antwort, denn die Alternative 
zur Digitalität in Zeiten von Social Dis-
tancing ist der Stillstand und damit das 
wirtschaftliche Fiasko. Digitalisierung 
im Eiltempo, unter Hochdruck, per 

Zwang, weil es eben 
nicht anders geht.

Unternehmen inves-
tieren wie nie zuvor in 
die digitale Ausstattung 
ihrer Mitarbeiterschaft 
und die Stabilität ihrer 
Netzwerke. Die Goo-
gle-Suchanfragen zu 
 digitalen Kommunikati-
onstechnologien wie 

Skype, Slack und Zoom sind in den ver-
gangenen Wochen förmlich explo-
diert. Immer mehr Menschen verlagern 
ihren Arbeitsplatz in ihr Wohnzimmer, 
viele arbeiten zum ersten Mal über-
haupt außerhalb des Büros.

dabei völlig ignoriert, mit potenziell 
weitreichenden Folgen über die chi-
nesischen Staatsgrenzen hinaus. Auch 
Cyberkriminelle nutzen die Corona- 
Panik der Menschen und verstärken 
ihre Aktivitäten. Gelingt es, den Schutz 
und die Sicherheit der Daten auch in 
Krisenzeiten zu erhalten? Kann die Poli-
tik korrekt zwischen Persönlichkeits-
rechten und Pandemieeindämmung 
abwägen?

Es wird sich zeigen. Und zwar sehr 
bald. Die Corona-Krise ist ein Real-
experiment für die Digitalisierung 
Deutschlands. Die Erkenntnisse aus 
diesem Experiment werden Wirtschaft 
und Gesellschaft langfristig verändern. 
Zum Guten. Zum ersten Mal probieren 
wir Digitalisierung wirklich aus, weil es 
keine echte Alternative dazu gibt. Das, 
was sich an ihr als sinnvoll, effektiv und 
gewinnbringend erweist, wird blei-
ben. Das Lehrstück Corona wird  
uns lehren.

„Nach Corona“ werden wir sicher-
lich nicht alle im Homeoffice bleiben. 
Wir werden wieder Meetings offline 

 V ideokonferenzen? Können  
Meetings vor Ort doch niemals 
ersetzen! Kundenservice online? 

Kommt bestimmt nicht gut an! Digitale 
Kollaborationstechnologien? Bitte nur 
langsam und mit Zustimmung aller 
 Beteiligten ausrollen! Das war einmal.  
Die jahrelang vorgetragenen Lamenti 
der Digitalisierungsskeptiker, sie finden 
seit einigen Wochen kein Gehör mehr 
– und sie werden selbst 
auch immer leiser. 

Die Corona-Krise hat 
innerhalb kürzester Zeit 
zu einem Paradigmen-
wechsel in der deut-
schen Arbeitswelt ge-
führt, der in Intensität 
und Schnelligkeit seines-
gleichen sucht – was si-
cherlich auch daran liegt, 
dass er aus der Not geboren ist.

Wie ein Lehrstück bringt die Pande-
mie die Vor- und Nachteile der Digitali-
sierung auf den Punkt. Innerhalb  
kürzester Zeit entblößt sie sämtliche di-
gitalen Errungenschaften und Defizite. 

Die digitalen Lösungen, die schon 
lange vorhanden sind: Sie werden 
endlich auch flächendeckend genutzt. 
Das Internet, das Digitale, das von vie-
len bislang nur als Add-on, als „Nice-
to-have“ gesehen wurde: Es wird 
endlich als Standard etabliert und so 
genutzt, wie es von seinen Gründern 
und Fans immer erhofft wurde, näm-
lich als Mittel der Vernetzung und ge-
genseitigen Bereicherung. 

Das neue Normal ist digital. So gut 
es denn eben geht. Die Lernkurve 
kann nur so steil sein, wie die Netze 
stabil sind. Der Online-Boom stößt 
schnell an technische Grenzen. Die oh-
nehin rückständigen Breitbandnetze 
vor allem in ländlichen Regionen, aber 
auch in Großstädten werden derzeit 
massiv herausgefordert. Weltweit 
steigt der Datenverkehr deutlich. So 
vermeldet der größte deutsche Inter-
netknoten in Frankfurt Rekordwerte. 
Können die Netze der zusätzlichen Be-
lastung auch in den nächsten Wochen 
standhalten, wenn sich immer mehr  
digitale Anwendungen in der Fläche 

durchsetzen? Welche Kosten entste-
hen bereits jetzt dadurch, dass die In-
ternetverbindungen zu langsam und 
zu unzuverlässig sind?

Die vermehrte Nachfrage führt leider 
nicht immer zu einem erhöhten  
Angebot. In der Kürze der Zeit sind 
Kompromisse angesagt. Streaming-
Plattformen wie Netflix und YouTube 
drosseln beispielsweise vorsorglich ihre 
Bildqualität, um die zusätzlichen Abfra-
gen überhaupt bedienen zu können. 

Auch beim Datenschutz und der IT-
Sicherheit offenbaren sich Kompromis-
se – und das nicht nur, weil dezentrales 
Arbeiten oft mehr Einfallstore für 
 Hacker bietet. Ohne Cloud geht inzwi-
schen nichts mehr – und diesen Markt 
dominieren US-Konzerne. Der Abfluss 
von Know-how und die Kompromittie-
rung von Privatsphäre sind möglich.  
Digitale Technologien werden auch 
eingesetzt, um die Maßnahmen gegen 
die Corona-Krise zu implementieren 
und zu kontrollieren. In der chinesi-
schen Corona-App wird Datenschutz 

abhalten und auf Dienstreisen gehen. 
Denn der direkte, persönliche Aus-
tausch, offline und von Angesicht zu 
Angesicht: Auch ihn lernen wir in der 
Krise besonders zu schätzen. Diversität 
in Teams blüht gerade dann beson-
ders auf, wenn sie sich im unmittelba-
ren, spontanen Diskurs entfalten kann 
– und nicht jeder erst sein Mikrofon 
an- und störende Hintergrundgeräu-
sche abschalten muss. Aber nach der 
Krise werden wir eher wissen, was 
auch digital geschehen kann – und 
dieses dann auch digital machen. Vor-
bei die Zeiten, in denen Konferenzen, 
Seminare, Messen automatisch offline 
abgehalten wurden, weil es eben im-
mer schon so war. Wir werden flexib-
ler zwischen online und offline, digital 
und analog unterscheiden und ent-
scheiden können. Das macht unsere 
Arbeit insgesamt produktiver.

Ganz grundsätzlich werden wir  
offener für Neues. Und das ist die  
beste Voraussetzung für die Zukunft 
überhaupt.  

BARBARA ENGELS 

Die Ökonomin hat ihr Studium der Volkswirt-
schaftslehre in Berlin, Barcelona und New York 
absolviert und ist seit 2015 für das Institut der 

deutschen Wirtschaft Köln tätig. Bei ihrer Arbeit 
fokussiert sie sich auf die Auswirkungen der  

Digitalisierung auf Wirtschaft und Gesellschaft.

Online unter www.lfa.de/magazin

DIE LERNKURVE 
KANN NUR SO 

STEIL SEIN,  
WIE DIE NETZE 

STABIL SIND

DIE CORONA-KRISE IST  
EIN REALEXPERIMENT 
FÜR DIE DIGITALISIERUNG 
DEUTSCHLANDS
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Die Corona-Pandemie stoppt global die Wirtschafts-
prozesse und beeinträchtigt die Wirtschaft in Bayern 
und Deutschland massiv. In nahezu allen Bereichen 

geht die Nachfrage stark zurück. Außerdem sind viele Lie-
ferketten unterbrochen, weil keine Vorprodukte mehr pro-
duziert oder angeliefert werden können. Des Weiteren 
müssen Unternehmen ihre Produktion drosseln oder ein-
stellen, weil Mitarbeiter entweder erkrankt sind, sich in Qua-
rantäne befinden oder ihre Kinder betreuen müssen. In vie-
len Sektoren, etwa im Hotel- und Gastgewerbe, im Verkehr 
und Tourismus und in vielen Dienstleis-
tungsbereichen, ist die ausgefallene 
Nachfrage für immer verloren. Mittelfristig 
sind steigende Beeinträchtigungen zu er-
warten, was deutlich negativen Einfluss auf 
das deutsche und bayerische Wirtschafts-
wachstum mit sich bringt.

Was die Unternehmen jetzt brauchen, 
ist Liquidität. Gerade deshalb sind die Be-
schlüsse der Bundesregierung hinsichtlich 
der Unterstützung von Unternehmen und 
Beschäftigten richtig und wichtig, vor al-
lem die staatlichen Finanzhilfen und die 
neuen Regelungen zur Kurzarbeit. Die 
vollständige Erstattung der Sozialversiche-
rungsbeiträge bei Durchführung der 
Kurzarbeit hilft, unseren Unternehmen die 
dringend benötigte Liquidität zu sichern. 
Der bayerische Rettungsschirm dient dem 
gleichen Ziel der Liquiditätssicherung. Die 
Aktivitäten der Bayerischen Staatsregie-
rung zur Unterstützung der Unternehmen 
sind bundesweit vorbildlich. Dies gilt vor 
allem für die Soforthilfe, mit der Unter-
nehmen bis 250 Beschäftigte, die durch 
die Corona-Krise in Existenznot geraten 
sind, unbürokratisch Hilfen bis zu 50.000 Euro erhalten kön-
nen, aber auch für die längerfristig angelegten Bürg-
schafts- und Haftungsfreistellungsprogramme sowie eine 
etwaige Beteiligung an Unternehmen. Die Finanzverwal-
tung hat erleichterte Möglichkeiten zur zinslosen Steuer-
stundung und zur Kürzung von Vorauszahlungen einge-
räumt. Der Finanzminister schenkt den Unternehmen damit 
wichtige Zeit. Er reduziert anstehende Abbuchungen, wenn 
sie aufgrund der Krise zu hoch ausfallen würden. Auch das 

DIE CORONA-PANDEMIE WIRD HANDWERK, INDUSTRIE, HANDEL UND DIENSTLEISTUNG 
NACHHALTIG VERÄNDERN. DIE SPITZENVERTRETER DER BAYERISCHEN WIRTSCHAFT BIETEN IN 

DREI STANDPUNKTEN EINEN BEITRAG ZUR DEBATTE ÜBER WEGE AUS DER KRISE

Alles, was unsere Betriebe schützt und die Konjunktur stützt, nützt: Durch das Halten der Belegschaft 
können die Unternehmen ihre Produktion schneller wieder hochfahren

Kurzarbeit ist ein tragender Pfeiler

federt die akuten Engpässe der Unternehmen hilfreich ab. 
Wertvoll sind darüber hinaus der angekündigte Sonder-
fonds, der von anfänglich zehn auf nun 20 Milliarden Euro 
aufgestockt wurde, und die Ausweitung des LfA-Bürg-
schaftsrahmens. Auch die Möglichkeit, dass sich der Staat 
über den „Bayernfonds“ an Unternehmen beteiligt, ist in 
dieser Krisenlage richtig und notwendig.

Damit und mit dem neuen Stabilisierungsfonds des Bun-
des erweitert sich die Reichweite der Fördermöglichkeiten 
insbesondere auch für große Fälle, die ohne Hilfe sehr stark 

auf Wirtschaft und Arbeitsmarkt durch-
schlagen würden.
Bundesregierung und Bayerische Staats-
regierung zeigen mit den Maßnahmen-
bündeln umfassende Handlungsfähig-
keit. Diese müssen nun schnell und 
un  büro kratisch umgesetzt werden, da-
mit den Unternehmen rasch geholfen 
wird. Jeder ist in der Krise gefordert, sein 
Bestes im Rahmen seiner jeweiligen 
Möglichkeiten zu tun.
Es geht jetzt um die Existenzsicherung 
der Unternehmen. Wenn man die sozia-
le Schieflage durch die Corona-Krise ver-
hindern und die Unternehmen bei der 
Bewältigung der Krise unterstützen will, 
ist die Kurzarbeit ein tragender Pfeiler, 
durch den die Unternehmen unmittelbar 
gestärkt werden. Kurzarbeit sichert den 
Unternehmen Liquidität und ist unerläss-
lich für die Unternehmens- und Beschäf-
tigungssicherung. Durch das Halten der 
Belegschaft können die Unternehmen 
nach der Krise ihre Produktion schneller 
wieder hochfahren. Ihnen nützt dabei die 
Entlastung von den Sozialversicherungs-

beiträgen. Das ist die beste soziale Sicherung, die aktuell 
zur Verfügung steht. Alles, was unsere Betriebe schützt und 
die Konjunktur stützt, nützt.

Nach der Finanz- und Wirtschaftskrise 2008 bis 2010 war 
die Wirtschaftskraft Deutschlands, nicht zuletzt dank des be-
sonnenen Handelns von Staat und Unternehmen, stärker als 
zuvor. Es ist zu hoffen, dass das Ergebnis diesmal genauso 
sein wird und unser Land die Lage gut meistern kann. Die 
richtigen Grundlagen dafür sind jedenfalls gelegt.Wie es weitergeht

„WAS DIE  
UNTERNEHMEN 

JETZT BRAUCHEN,  
IST LIQUIDITÄT“

WOLFRAM HATZ
Präsident der vbw –  

Vereinigung der  
Bayerischen Wirtschaft e. V. 
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Darauf war kein Notfallplan abgestellt: Was die aktuelle 
Corona-Krise Unternehmen aller Größen und Branchen 
in Bayern abverlangt hat – und noch abverlangen  

wird –, ist beispiellos. Keiner, der heute Verantwortung im Un-
ternehmen trägt, hat so etwas schon erlebt. Keiner hat Antwor-
ten darauf in seinen Krisenplänen vorweggenommen. Keiner 
von uns kann noch „Business as usual“ betreiben. Dieser Aus-
nahmezustand wird sich noch eine Zeit lang hinziehen. Und 
danach wird manches, was bisher als „usual“ galt, womöglich 
überholt sein.

Vor allem in einem Punkt stehen wir vor ei-
nem gravierenden Wandel: Der Begriff „Part-
nerschaft“ wird neue Kraft erhalten. Auf ab-
sehbare Zeit werden Unternehmen in ihrer 
Zusammenarbeit darauf angewiesen sein, 
dass sich Kunden und Lieferanten, Dienstleis-
ter und Versorger hochflexibel und pragma-
tisch zeigen. Dabei geht es nicht nur um  
Zahlungsmodalitäten. Es geht um die Verant-
wortung für die Existenz des anderen – so, 
wie es das Leitbild des Ehrbaren Kaufmanns 
seit jeher vorsieht. Diese Form der Rücksicht 
wiederum öffnet Perspektiven auf gemein-
same Lösungen. Wie wir es in der Krisenar-
beit der IHKs sehen, schlägt jetzt die Stunde 
des integrierten Denkens und Handelns. Ein-
zelinteressen sind hintangestellt, dem ge-
meinsamen Bedürfnis von Wirtschaft und 
Gesellschaft gilt alle Aufmerksamkeit. Daraus 
ergeben sich recht klare Handlungsempfeh-
lungen für das weitere Vorgehen aller.

Was ist jetzt schon absehbar? Globale  
Beschaffungsstrategien kommen auf den 
Prüfstand, Risikobewertungen werden neu 
angestellt. Das bedeutet: Die Nahversor-
gung mit Produkten, Zulieferungen und 
Dienstleistungen bekommt neues Gewicht. 
Insbesondere dort, wo Unternehmen Hightech-Wissen und 
-Bausteine beziehen wollen (oder müssen), um Wettbewerbs-
vorteile zu erarbeiten und eine höhere Wertschöpfung zu er-
zielen, ist das der Fall. Das wird Rückwirkungen auf die Liefer-
ketten haben, mehr aber noch auf die Qualifikation der 
Mitarbeiter – bestehende wie zukünftige. Schon jetzt ist Bay-
ern ein gut positionierter (Aus-)Bildungsstandort mit einer aus-
geprägten Rückkopplung an die regionale Wirtschaft. Hier  

Ich danke allen Kunden, die unseren Handwerksbetrieben 
in den letzten Wochen die Treue gehalten, bei ihnen ein-
gekauft und neue Aufträge erteilt haben. Die Betriebe in 

Bayern brauchen private und gewerbliche Aufträge jetzt 
dringender denn je: Viele Handwerkerinnen und Handwer-
ker mussten zuletzt teils heftige Umsatzeinbußen hinnehmen. 
Auch wenn noch keine endgültigen Zahlen 
vorliegen, steht bereits fest: Die Corona-Kri-
se hat das Handwerk empfindlich getroffen. 
Die Auswirkungen werden noch über lange 
Zeit zu spüren sein. 

Um die Folgen zu lindern und so viele Be-
triebe wie möglich zu retten, muss die Poli-
tik weiter pragmatisch handeln: Unsere 
Handwerksbetriebe brauchen einen er-
leichterten Zugang zum Kurzarbeitergeld. 
Steuern müssen gestundet und Liquiditäts-
hilfen in Form von Überbrückungskrediten 
und Bürgschaften gewährt werden. Hierbei 
kommt der Verwaltung sowie den Haus-, 
Förder- und Bürgschaftsbanken eine beson-
ders wichtige Rolle zu. Sie müssen möglichst 
unbürokratisch dafür sorgen, dass die Gelder 

erweist sich einmal mehr das Duale System als ausgesprochen 
nachhaltig und wertvoll. Es wird gerade auf dem Weg zurück 
in die Normalität eine verlässliche Größe bilden, auf die jede 
Branche, jeder Betrieb aufbauen kann.  

Diesen Effekt gilt es nicht nur zu erhalten, sondern zu ver-
stärken – nicht zuletzt zum Schutz vor Abwanderung. Wir wer-
den den Verlust von Talenten zwar nie ganz verhindern kön-
nen, aber wir können die attraktiven und lebenswerten 
Merkmale unseres Landes künftig stärker in die Waagschale 

werfen. Bei allen Komplikationen, die das 
Sars-CoV-2-Virus ins Land gebracht hat, wer-
den sich Bayern und seine Wirtschaft wider-
standsfähiger zeigen als manch anderer 
Standort, mit dem wir im Wettbewerb  
stehen. Gerade für die mittelständischen 
Hidden Champions im Land ergibt sich da-
raus ein guter Ansatzpunkt im langfristigen 
Wettbewerb um kluge Köpfe.

Die Entwicklung von Arbeit 4.0 hat einen 
deutlichen Schub bekommen. Nicht nur, 
weil das Homeoffice auf einmal salonfähig 
geworden ist; hier werden viele Firmen 
noch große Anstrengungen unternehmen 
müssen, um die eher zufälligen, improvisier-
ten Lösungen von jetzt in tragfähige Struk-
turen umzuwandeln. Vielmehr noch wird es 
darum gehen, die schon heute bestehen-
den Möglichkeiten zur Digitalisierung aus-
zudehnen und zu verstärken, um auf künfti-
ge Krisen schneller und flexibler reagieren 
zu können – von der Prozessgestaltung über 
die Verwaltung bis hin zur Fertigung und 
zum Vertrieb. Die Idee des „Digitalen Cam-
pus“ mit einem enorm effizienten Ressour-
ceneinsatz bietet nun die Chance, den Fer-
tigungsfluss zu vereinfachen und Produktion 
zurückzuholen. Die Optionen des 3-D-Drucks 

bieten dabei gerade für unseren Standort enormes Zu-
kunftspotenzial mit höherer Autarkie. Dazu kommt: Der Wert 
des „Rohstoffs“ verlässliche Information ist gestiegen und wird 
in den Unternehmen seine Wirkung entfalten. Umso wichti-
ger ist der zügige Ausbau einer hochleistungsfähigen Breit-
bandversorgung im ganzen Land.

An „ Breitband“ besteht auch an anderer Stelle Bedarf. Die 
Notwendigkeit, persönliche Kontakte zu reduzieren, verschafft 

dem Onlinehandel besonderen Schub, der über die Krise  
hinaus wirkt. Auf den weiter wachsenden Lieferverkehr aber 
benötigen insbesondere unsere Innenstädte Antworten. Vie-
le bestehende und geplante Konzepte sind noch nicht darauf 
eingestellt, was Tür-zu-Tür-Anlieferung in großem Stil mit sich 
bringt. Gerade wenn es um die Lebensfähigkeit kleiner und 
mittlerer Unternehmen geht, braucht es hier belastbare  
Lösungen. Dann haben auch lokale Bringdienste jenseits von 
Pizza und Pasta eine Chance.

Die Ausnahmesituation dieser Tage macht erkennbar, was 
es sich überdies lohnt zu bewahren und zu verstärken: Dezen-
trale Strukturen sind, gerade mit Blick auf den ländlichen Raum, 
ein klarer Vorteil beim Aufrechterhalten der Nahversorgung. 
Das gilt für Lebensmittel und die Güter des täglichen Bedarfs 
ebenso wie für den Gesundheitsbereich. Dadurch lassen sich 
die Versorgungswege für die Menschen kurz halten und  

schnell fließen. Eine zu lange dauernde Kreditprüfung  
kostet Betriebe, die sich in einem existenzbedrohenden Li-
quiditätsengpass befinden, wertvolle Zeit. Das bayerische 
Handwerk begrüßt daher den Beschluss der Staatsregierung, 
auch für Betriebe mit bis zu zehn Beschäftigten ohne lang-
wierige Prüfverfahren eine 100-prozentige staatliche Garan-

tie zu übernehmen. An jedem Betrieb hän-
gen Arbeits- und Ausbildungsplätze, die es 
zu sichern gilt! Neben den Verbrauchern 
kommt hierbei der öffentlichen Hand eine 
besondere Rolle zu: Das Handwerk braucht 
zügige Verwaltungsprozesse und Entschei-
dungen. Es gilt, Baugenehmigungen schnel-
ler zu erteilen und geplante Investitionen 
vorzuziehen. Ausschreibungen sollten mög-
lichst so gestaltet werden, dass kleine und 
mittlere Betriebe zum Zug kommen. Aufga-
ben kommunaler Eigenbetriebe könnten in 
Teilen vom Handwerk übernommen wer-
den. In Kombination mit den Aufträgen der 
privaten Verbraucher hilft dies, Arbeits- und 
Ausbildungsplätze im bayerischen Hand-
werk zu erhalten.  

Wir stehen vor einem gravierenden Wandel: Der Begriff „Partnerschaft“ wird neue Kraft 
erhalten. Globale Beschaffungsstrategien kommen auf den Prüfstand

Die Corona-Krise hat das Handwerk empfindlich getroffen. Es gilt, Baugenehmigungen  
schneller zu erteilen und geplante Investitionen vorzuziehen

Industrieller Neuaufbau und Umbruch

Handwerk braucht zügige Entscheidungen

Beschaffungsströme in die Städte vermeiden. Für Unterneh-
men außerhalb der Metropolen eröffnen sich zusätzliche  
Optionen, den Betrieb aufrechtzuerhalten, weil Mitarbeiter auf 
kurzen Wegen in die Firma gelangen und zur flexiblen Ge-
staltung von Arbeitsprozessen beitragen können.

Eine weitere Chance gilt es, ebenfalls ohne Zögern zu nut-
zen: In der Zeit des industriellen Neuaufbaus und Umbruchs, 
der sich jetzt anbahnt, sollten wir unser Know-how und Poten-
zial nutzen, um mit Entwicklungen und Produkten zum Schutz 
des Klimas einen dauerhaften Vorsprung zu erarbeiten. Diese 
Aufgabe wird noch mehr Kräfte brauchen als jetzt die Bewäl-
tigung der Pandemie. 

Nicht zuletzt gilt daher: Vorsorge schützt und die Verbesse-
rung von Abläufen und Systemen ist unternehmerisches  
Gebot. Damit wir dieser – und der nächsten – Krise souverän 
begegnen können.

CORONA-SPEZIALCORONA-SPEZIAL

„DIE NAHVERSOR-
GUNG MIT PRODUK-

TEN, ZULIEFERUN-
GEN UND 

DIENSTLEISTUNGEN 
BEKOMMT NEUES 

GEWICHT“

„UM DIE FOLGEN ZU LINDERN UND SO VIELE BETRIEBE WIE MÖGLICH ZU RETTEN, 
MUSS DIE POLITIK WEITER PRAGMATISCH HANDELN“

DR. EBERHARD SASSE

Präsident der IHK für  
München und Oberbayern

FRANZ XAVER 
PETERANDERL

Präsident des Bayerischen 
Handwerkstags (BHT)
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FÜR NOCH MEHR TRANSPARENZ

 D er Deutsche Nachhaltigkeitsko-
dex (DNK) ist ein branchenüber-
greifender Standard für die Be-

richterstattung unternehmerischer 
Nachhaltigkeitsleistungen, der 2011 im 
Auftrag der Bundesregierung ins Leben 
gerufen wurde. Er macht die nachhalti-
gen Leistungen von Unternehmen 
sichtbar und besser vergleichbar. Ein 
Anliegen der LfA ist es, durch eine 
nachhaltige Ausrichtung und eine steti-
ge Weiterentwicklung der Fördermaß-
nahmen den Wandel hin zu einer zu-
kunftsfähigen Wirtschaft zu unterstützen 

und damit zur nachhaltigen Entwicklung 
des Freistaats Bayern beizutragen.  
Jetzt hat die LfA ihre erste Erklärung 
zum Deutschen Nachhaltigkeitskodex 
veröffentlicht. Ziel dieser Erklärung ist 
es, die Nachhaltigkeitsleistungen der 
LfA systematisch, transparent und ver-
gleichbar einsehbar zu machen. Sie er-
gänzt außerdem die Nachhaltigkeits-
berichte, die seit 2012 regelmäßig 
erscheinen. Die DNK-Erklärung der LfA 
ist auf der Webseite www.deutscher-
nachhaltigkeitskodex.de im Bereich 
„Datenbank“ abrufbar.

DEUTSCHER  
NACHHALTIGKEITSKODEX
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Ende letzten Jahres habe ich zum ersten 
Mal vom Coronavirus gehört. Da waren die 

Nachrichten aus Wuhan aber noch wahn-
sinnig weit weg. Ende Februar war ich 

dann im Stubaital in Tirol Ski fahren: Die 
Mitarbeiter im Service hielten Abstand, al-
les wurde regelmäßig desinfiziert, die At-
mosphäre war angespannt. Da wurde mir 

bewusst, dass die Pandemie auch in unse-
ren Alltag eingreifen wird. Im März ist mein 
Team zum ersten Mal auch im Job mit den 

Folgen des Virus konfrontiert worden. 
2008 habe ich bereits die Finanz- und 

Wirtschaftskrise in meiner Zeit bei der LfA 
miterlebt, ich habe also schon Erfahrungen 

gesammelt, wie man mit Krisen umgeht. 
Aktuell arbeiten wir unter Hochdruck dar-
an, die Betriebe in Bayern zu unterstützen, 

und geben alles, damit der Schutzschirm 
dort ankommt, wo er benötigt wird.  

Deswegen macht mich meine Arbeit gera-
de besonders zufrieden. In dieser Zeit ist 

es wahnsinnig wichtig, einen guten Job zu 
machen – dieser Gedanke motiviert mich 
jeden Morgen aufs Neue. Bei der LfA bin 

ich seit fast 20 Jahren. In der Abteilung För-
derkredite betreue ich Risikofälle aus Pro-

grammkrediten. Betriebe und Gründungs-
vorhaben zu begleiten, Einblicke in 

unterschiedliche Branchen zu gewinnen 
und die Entwicklung von Unternehmen 

mitzuerleben, finde ich auch schon in nor-
malen Zeiten total spannend.

WIR SIND DIE LfACORONA-SPEZIAL

Ich arbeite gern für die LfA. Die Zusam-
menarbeit im Team und unsere Aufgaben 
gefallen mir. Wir unterstützen kleine und 
mittelständische Unternehmen bei Finan-
zierungsthemen. Wir beraten neutral, wel-
che Möglichkeiten es gibt und wie sich 
Unternehmer professionell auf einen 
Hausbankbesuch vorbereiten. Anfragen 
kommen vom Gründer über den Hand-
werker, der den Betrieb von den Eltern 
übernimmt, bis zum Unternehmen, das in 
die Digitalisierung investiert. Derzeit dreht 
sich wegen der Corona-Krise aber fast al-
les um die Liquiditätssicherung. Gerade 
jetzt gilt es, für die Unternehmen da zu 
sein. Wir analysieren die Situation, geben 
Hinweise, sprechen bei Bedarf auch mit 
der Hausbank. Chancen sehe ich nach der 
Krise aber auch: Das Thema Digitalisierung 
und Innovation wird stark vorangetrieben. 
Wie wir arbeiten, wird sich ändern, auch 
bei uns: Kürzlich haben wir eine Info-Ver-
anstaltung zum Thema Corona-Hilfen für 
Dienstleister der Messe München als 
 Videokonferenz durchgeführt. Über 100 
Teilnehmer waren zugeschaltet. Mein Ar-
beitsplatz ist momentan das Homeoffice. 
Das funktioniert reibungslos, aber ich 
freue mich wieder auf den direkten Kon-
takt mit Kunden und Kollegen. Wir sind 
sonst viel unterwegs: auf regelmäßigen 
Sprechtagen in ganz Bayern und auf  
Gründer- und Unternehmermessen.
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       Im Jahr 2019 konnten rund  

4.300 mittelständische Unternehmen 
und Kommunen von Darlehen in Höhe 
von knapp 2,4 Milliarden Euro profitie-
ren. Im Fokus des bayerischen Mittel-

stands standen neben Digitalisie-
rungs- und Innovationsvorhaben vor 

allem die Energie- und die Klima-
schutzförderung. „Umwelt- und  

Energiemaßnahmen werden mit dem 
Förderangebot der LfA ebenso  

finanziert wie Innovation und Digitali-
sierung oder Existenzgründer und  
Unternehmensnachfolger“, erklärt 

Bayerns Wirtschafts minister  
und LfA-Verwaltungsrats - 

 vorsitzender Hubert Aiwanger.  
„Die Förderbank ist unver - 

zichtbar für die wirt- 
schaft liche Entwicklung  

im Freistaat.“

Die blaue Raute  
bildet die Basis des 

modernisierten  
Markenauftritts  

und des Logos.  
Die Website  
www.lfa.de  

ist auch im neuen  
Design gestaltet

Die Sonderausgabe des LfA Magazins wurde Ende März/Anfang April kurzfristig fertiggestellt.  
Wir bitten um Verständnis, dass sich ihr Inhalt an der Corona-Lage in dieser Zeit orientiert.

Das neue Design der LfA Förderbank Bayern ist direkter,  
klarer und einfacher. Das zentrale Element des neuen  
Markenauftritts und des neu gestalteten Logos ist die ein-
prägsame blaue Raute. Die LfA präsentiert sich damit als 
moderne, kundenorientierte, effiziente und nachhaltige 
Förderbank. „Für die LfA Förderbank Bayern gilt: Beratung. 
Finanzierung. Erfolg. Das bringen wir mit unserem neuen 
Markenauftritt selbstbewusst zum Ausdruck“, erklärt Dr. Otto 
Beierl. „Das neue Logo hat insgesamt einen höheren Wie-
dererkennungswert: die Schrift ist prägnant und zeitgemäß 
– der starke Name LfA Förderbank Bayern steht für sich.“

NEUER MARKENAUFTRITT FÜR DIE  LFA

NEUES DESIGN

Abteilung  
Förderkredite

Position  
Kreditspezialistin

Seit 2001 bei der LfA

Tanja Schwarz

Michael Moser

Abteilung  
Förderberatung

Position  
Berater

Seit 2001 bei der LfA

„ Jetzt gilt es, für die  
Unternehmen da zu sein “

„Meine Arbeit macht mich  
gerade besonders zufrieden“



Die LfA unterstützt mit Krediten und Risikoübernahmen.

Bayerns Mittelstand ist stark in seiner Vielfalt. Damit das so bleibt,
unterstützen wir Unternehmen bei der Bewältigung der Corona-Krise. 
Die Kredite, Haftungsfreistellungen und Bürgschaften der LfA können
über Ihre Hausbank beantragt werden.

Gerne beraten wir Sie, wie die LfA gemeinsam mit Ihrer Hausbank 
Ihre Zukunftsfähigkeit stärken kann. Weitere Informationen:

www.lfa.de

CORONA-HILFE
FÜR UNTERNEHMEN




